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(Beginn um 9.01 Uhr.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Schönen guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die 30. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt ist Herr Abg Stark.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 02036-2005/0003 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Neuhuber gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Werden Sie sich für eine umfassende Wiener Landessteuer- bzw –abga-benreform einsetzen, die den Wiener Betrieben und den Wienerinnen und Wienern eine spürbare Entlastung brin-gen wird?

Ich ersuche um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich kann Ihre Ungeduld zunächst einmal verstehen, denn Sie haben ja einen diesbezüglichen Antrag vor nicht allzu langer Zeit eingebracht, der – soweit ich infor-miert bin – in der nächsten Sitzung des Finanzausschusses beantwortet wird. Dass Sie die Frage jetzt hier in der Fragestunde einbringen, ist für mich ein Beleg eben Ihrer Ungeduld. Sie wollen es sozusagen gleich hören. Ich kann das nicht ganz nachvollziehen, denn ich werde mich gerade in einer Fragestunde selbstverständlich au-ßerstande sehen, Ihnen die ausführliche und detailreiche Beantwortung, die in schriftlicher Form ja möglich ist, heute schon zu geben. Aber ich möchte zunächst doch ein bisschen auf die Dimension im Hinblick auf die Wirtschaftsfreundlichkeit Ihrer Vorschläge und Ihrer Vorstellungen hinweisen. 

Die ausschließlichen Bundesabgaben sind gemäß den Informationen des Finanzministeriums für das Jahr 2003 mit etwa 9 200 Millionen EUR – ich bleibe gleich beim Euro – zu veranschlagen. Dazu kommen gemein-schaftliche Bundesabgaben von in etwa 44 400 Millio-nen EUR, was sohin eine Changiermasse für eine Bun-dessteuerreform von etwa 53 600 Millionen EUR ausmacht. Im Vergleich dazu hat Wien im gleichen Jahr eine Größenordnung von 894 Millionen EUR Changiermasse. Wenn ich davon die beiden bedeutendsten Gemeinde-steuern, nämlich die Kommunalsteuer und die Grund-steuer, abziehe, verbleiben rund 290 Millionen EUR. Wenn ich davon Kleinigkeiten wie etwa die Vergnügungssteuer abziehe – was wir sinnvollerweise ja alle gemeinsam meinen – oder die Besteuerung von Spielautomaten, dann bleibt eine Summe von knapp 180 Mil-lionen EUR übrig. Also das Verhältnis der Changiermassen zwischen Bund und Wien ist mit etwa 1 zu 0,005 an-zugeben. So viel zur Massenrelevanz.

Abgesehen davon möchte ich auch darauf hinweisen, dass sowohl bei der Steuerreform 2004 als auch nunmehr bei der Steuerreform 2005 der Bund jeweils Gegenfinanzierungen für seine Steuerreform beschlossen hat; schlauerweise – muss ich hinzufügen – gerade in je-nen Bereichen, wo er sich das Geld alleine behalten kann und nicht mit den Ländern und Gemeinden teilen muss. Stichwort: Mineralölsteuer. Ich erwähne das deswegen, damit man sich in etwa auch ein Bild machen kann, von welcher großen Dimension diese Vorschläge sind.

Ich bin bereit, über alles zu reden, so auch über die von Ihnen inkriminierte Hundeabgabe, die etwa 2,2 Mil-lionen EUR im Jahr einbringt. Angesichts dessen, dass ich allerdings laufend, auch von der eigenen Partei, da-mit konfrontiert bin, dass man gegen die Verschmut-
zung der Gehsteige durch Hundeverkotung – um das einmal freundlich und landtagskonform auszudrücken – noch mehr unternehmen sollte, insbesondere vor dem Hintergrund dessen, dass man, ähnlich wie bei der Schneeräumung die Grundstückseigentümer, die Hunde-besitzer in Verantwortung nehmen soll, scheint mir hier eher mehr Geld als weniger notwendig zu sein. 

Summa summarum: Inhaltlich gesehen – tut mir Leid – kann ich Ihre Anfrage und auch Ihren Antrag, den Sie gemeinsam mit anderen eingebracht haben, wirklich nicht nachvollziehen, bei aller Wirtschaftsfreundlichkeit, die man auch mir nachsagt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 1. Zusatzfrage: Herr Mag Neuhuber.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

In der Sache bin ich tatsächlich etwas ungeduldig und ich denke, zu Recht. Ich möchte Ihnen ein paar Bei-spiele geben, die Sie vielleicht dann nachvollziehen oder auch nicht nachvollziehen können. Sie kennen das mit dem Ausflugsschiff etwa auf der Donau, wenn man nach Melk fährt. Solange man in Wien, also quasi auf Wiener Boden, nicht tanzt, ist natürlich auch keine Abgabe fällig, wenn man tanzen würde, wäre die Vergnügungssteuer fällig, auf niederösterreichischer Seite dann nicht. Welchen Sinn das heute noch haben mag, etwa bei Tanzver-anstaltungen Vergnügungssteuer einzuheben, sei dahin-gestellt, noch dazu, wo das in anderen Bundesländern nicht so ist. 

In Bezug auf die Spielautomaten bin ich aber völlig bei Ihnen, da ist es durchaus zu Recht. Aber man könnte hier einiges ändern oder reformieren. 

Lassen Sie mich heute auch eine andere Abgabe 
inkriminieren. Ich möchte gar nicht auf die Hunderln ein-gehen, sondern auf – ich musste das selber nachlesen, weil ich sie nicht kannte – die Interessentenbeiträge von Grundstückseigentümern und Anrainern. Ich meine, die gibt es. Ich könnte Ihnen jetzt auch noch vorlesen, wie sie berechnet werden. Das ist eine relativ komplizierte Formel. Immerhin war da die Einnahme im Jahr 2003 tolle 68,24 EUR. 

Also dass sich eine Kommune von Zeit zu Zeit überlegt, so etwas zu reformieren, aufzulösen, zu durchforsten, zu schauen, ob Luft- und Luststeuern heute noch zeitgemäß sind, ich glaube, das hat mit Ungeduld nichts zu tun, sondern mit freundlicher Bürgerverwaltung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich habe zwar Ihre Frage jetzt nicht ganz verstanden, aber da ich ja gewohnt bin, in der Fragestunde auch nicht gestellte Fragen zu beantworten, will ich das selbst-verständlich gerne tun.

Sie haben schon Recht, und es freut mich, dass Sie hier die Nachfolge von Herrn Prof KARL einnehmen. (Abg Dr Herbert Madejski: Er kommt wieder!) Wir werden sehen. (Abg Dr Herbert Madejski: Er will wieder kommen!) Wir werden sehen. Das heißt noch nichts, dass er kandidieren will, das will ich ja nicht bestreiten; ob er wieder kommt, ist eine andere Frage. Das sind zwei verschiedene Paar Schuhe. (Abg Dr Herbert Madejski: Er kämpft darum!) Das werden wir uns in der Folge erst anschauen. Aber ich meine das ja überhaupt nicht böse. Ich habe ihn immer sehr, sehr geschätzt, und zwar vor allem wegen zweier Dinge: Das Erste war, dass er mit großer Unverdrossenheit dafür gekämpft hat, dass es eine ordentliche Hundehaltung in der Stadt gibt. Da war ich in hohem Ausmaß auch an seiner Seite. Das Zweite war, dass er uns immer ermahnt hat, hier auch Rechtsreformen durchzuführen. Da hatte er auch Recht. 

Im gegenständlichen Fall des zweiten Beispiels, das Sie erwähnt haben, bin ich wieder bei Ihnen, genauso wie Sie bei der Hundeabgabe bei mir sind. Ich sehe, wenn wir länger darüber sprechen würden, würden wir da ohne weiteres zusammenkommen, selbst was diesen Teil der von Ihnen inkriminierten Vergnügungssteuer be-trifft. Ich selbst kann das schwer nachvollziehen. Da Tan-zen für mich wahrlich kein Vergnügen ist, kann ich auch nicht nachvollziehen, wieso ich eine Steuer dafür zu zah-len hätte. Aber wie dem auch immer sei, man wird es wahrscheinlich schwer danach bemessen können, für wen es ein Vergnügen ist und für wen es kein Vergnügen ist. Dass nur derjenige, für den es ein Vergnügen ist, dann diese Steuer zu entrichten hätte, das ist wahrscheinlich auch nicht besonders gescheit. Ich denke al-so, dass man sich auch hier grundsätzlich überlegen kann und überlegen soll, ob man gerade in einer Stadt der Musik und auch des Tanzes – wir haben das bei an-derer Gelegenheit schon einmal diskutiert – dieses in der Tat für viele, nicht für alle, so großartige Vergnügen be-steuern sollte. 

Dieses Zugeständnis, das ich hier selbstverständlich mache, dass man sich immer wieder genauer anschauen soll, was man in der Vergangenheit getan hat und ob dies noch zeitgemäß ist, ändert nichts an der Tatsache, dass das aber schon gar nichts mit der Frage des Wirtschaftsstandortes in der Stadt oder Ähnlichem zu tun hätte. 

Aber da ich ja den Eindruck habe, dass es eigentlich in erster Linie darum geht, die beiden Bundessteuerrefor-men entsprechend hoch zu preisen und dies an relativ läppischen Fragen einer Wiener Steuerreform aufzuhängen, verstehe ich das politisch auch wieder. Es ist Ihr gu-tes Recht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Ebinger.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Sie wissen, dass auch die Freiheitliche Partei eini-
gen Abgaben recht kritisch gegenübersteht – Vergnü-gungssteuer, Gebrauchsabgabe, arbeitsplatzfeindliche U-Bahn-Steuer – und dass wir am liebsten eine Reduktion beziehungsweise Abschaffung dieser Abgaben hätten. Da ich davon ausgehe, dass Sie bei Reduktionen und Abschaffungen eher restriktiv sind, will ich das aber anders formulieren.

Können Sie mittelfristig – sagen wir, für die nächste Legislaturperiode – eine signifikante Erhöhung der Ge-brauchsabgabe dezidiert ausschließen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also wenn Sie mich so generell fragen, könnte ich generell auch sagen, ja, aber im Detail ist das natürlich nicht zu machen. Sie wissen ganz genau, dass die Gebrauchsabgabe auch ein Lenkungsin-strument ist, und selbstverständlich werde ich sie als Lenkungsinstrument auch in Zukunft einsetzen. Sie alle wissen, dass wir eine Diskussion etwa über die Nutzung der Schanigärten haben. Hier ist es zweifelsohne richtig und im Prinzip auch übereinstimmende Meinung, dass man dies als ein Lenkungsinstrument einsetzt, weil viele zu Recht die Auffassung vertreten, dass etwa am Graben bereits zu viele Schanigärten errichtet sind und dass man bei einer derartigen Übernachfrage durchaus mit ökonomischen Mitteln – nicht mit bürokratischen, sondern mit ökonomischen Mitteln – versuchen muss, das Ganze einer entsprechenden Regelung zuzuführen. Aber ich sage auch hier, wir werden das einvernehmlich machen, denn über die Höhe besteht ja offensichtlich noch einiger Diskussionsbedarf. Ich komme dem im Prinzip gerne nach, aber wir werden es einvernehmlich machen. 

Und ich sage noch einmal: Die Gebrauchsabgabe ist für mich in aller erster Linie auch ein ökonomisches Lenkungsinstrument, und so werden wir es auch nutzen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Serles.

Abg Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Bürgermeister!

Ich möchte mich positiv äußern zu Ihrer Garderobe, die Sie heute tragen, insbesondere zu Ihrer Krawattenfarbe. (Heiterkeit.) Ich kann mir vorstellen, wenn Sie in Ihren Kleiderschrank blicken, ist die Mehrzahl Ihrer Krawatten wahrscheinlich überwiegend rot. Deswegen freut mich dieses Orange besonders. (Abg Mag Christoph Chorherr: Warum tragen Sie dann ein blaues Sakko, Kol-lege Serles?) Es ist trendig, es ist sportlich, es ist in. Es steht Ihnen auch ganz ausgezeichnet, Herr Bürgermeister. (Neuerliche Heiterkeit. – Ruf: Eine Modefarbe hält immer nur eine Saison!)

Zur eigentlichen Zusatzfrage, Herr Bürgermeister. Sie haben die Kommunalsteuer angesprochen, und die Kom-munalsteuer ist natürlich ein Thema im Zusammenhang mit einer immer wieder geforderten Senkung von Lohnnebenkosten.

Frage an Sie, Herr Bürgermeister: Sollte sich die Bundesregierung – diese oder die nächste – zu einer Senkung der Lohnnebenkosten aufraffen, könnten Sie sich vorstellen, auch die Kommunalsteuer zu senken, oh-ne im gleichen Atemzug eine Aufkommensneutralität für Wien zu fordern?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Zunächst einmal herzlichen Dank für das Kompliment. Ich verhehle nicht, dass ich es lieber von einer Da-me bekommen hätte. (Allgemeine Heiterkeit und Zwi-schenrufe.) Aber das kann man sich leider nicht immer aussuchen. Es sei dem, wie dem auch sei, ich bin selbst-verständlich auch Ihnen dankbar. Wissen Sie, ich finde die Farbe Orange ja an sich sehr hübsch, und für die kur-ze Zeit, wo es eine politische Farbe ist, schmeiße ich jetzt meine orangenen Krawatten nicht weg. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Das wäre Verschwendung, das zahlt sich nicht aus. Also ich behalte auch meine orangenen Krawatten. 

Im Übrigen darf ich Ihren früheren Kollegen gerne die Freude machen, dass meine Krawatten eigentlich hauptsächlich die Farbe Blau haben. Daran können Sie auch erkennen, dass ich meine Krawatten im Gegensatz zu meinem Freund Rudi Edlinger nicht nach der politischen Lage auswähle oder sie als Message trage. Da müssten Sie mich heute fragen, wieso ich da einen Fußballer vorne drauf habe. Es ist ja mein Verein nicht gerade en vogue zur Zeit, was ich zutiefst bedauere, aber dieses Ergebnis habe ich sportlich zur Kenntnis nehmen. Also lassen Sie sich nicht täuschen, dass ich da irgendwelche besonderen politischen Sympathien plötzlich anders ver-teilen würde, als das sonst der Fall ist.

Zu Ihrer eigentlichen Frage, der Kommunalsteuer, meine ich durchaus ernsthaft: Wenn man sich über diese Frage im Zusammenhang mit der Senkung von Lohnnebenkosten – richtiger wäre zu sagen, Senkung der Besteuerung des Faktors Arbeit – unterhalten will, gibt es aus meiner Sicht zweifelsohne mehrere Ansätze, die ich grundsätzlich für vernünftig halte. Allerdings ist es nicht nur eine Frage der Gegenfinanzierung, die, wie Ihr Herr Finanzminister – Ihr, nehme ich an, Nochimmerfinanzminister – gemeint hat, notwendig ist, um Budgetstabilitäten aufrechtzuerhalten, sondern gleichzeitig auch ein ökonomischer Lenkungseffekt. 

Also ich kann mir durchaus vorstellen, dass man etwa verstärkt das besteuert, was einmal als Maschinensteuer denunziert worden ist und Ähnliches, was dann als Gemeindeabgabe zu substituieren wäre. Ich kann mir vorstellen, dass man sich über diese Dinge unterhält, dass man sie nach entsprechender Prüfung auch wieder verwerfen kann, aber dann wird wohl die Lohnsummensteuer, also die Kommunalabgabe, auch bleiben müssen. 

Denn eines halte ich dabei schon auch fest: Wenn auf der Bundesebene alle viel gerühmten Steuerreformen – über die man sich ja gesondert unterhalten müsste – immer mit Gegenfinanzierung gemacht werden, hal-te ich es nicht für besonders redlich, wenn man von uns eine Steuerreform oder gar einen Verzicht auf einzelne Steuern größeren Ausmaßes ohne Gegenfinanzierung fordert. Das hält kein öffentlicher Haushalt aus, und wir wären dann zweifelsohne nicht in der Lage – ähnlich wie in Niederösterreich –, unseren Beitrag zum innerösterreichischen Stabilitätspakt zu leisten. Das sollte man sich schon vergegenwärtigen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Mag Neuhuber.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien):

Also wir haben ja hier heute schon eine ganze Reihe von Gemeinsamkeiten über die Parteigrenzen hinaus festgestellt: Von der Liebe zu den Krawatten bis zum Ge-genteil, also der weniger großen Freude am Tanzsport, die wir übrigens teilen.

Aber abseits dessen, Herr Bürgermeister – ich versuche es jetzt ganz präzise zu formulieren, sodass Sie auch kurz darauf antworten können –: Werden Sie sich für die Reform beziehungsweise Abschaffung von Bagatellesteuern, wie an einem Beispiel von mir eingangs ge-nannt, einsetzen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Was ich Ihnen gerne zusagen kann, ist, dass wir uns dies von Fall zu Fall anschau-en. Das, was Sie als Beispiel hier erwähnt haben, halte ich in der Tat für einen Unfug, der beseitigt gehört. Möglicherweise – ich bin nicht der Spezialist dafür – gibt es noch weiteren derartigen Unfug, und da bin ich der Auffassung, dass der dann auch abgeschafft gehört. 

Was ich nicht verändern kann und will, das sind tatsächlich wesentliche Einnahmen, die sich für die Stadt Wien ergeben, insbesondere aus den beiden Grundpfeilern der Steuereinnahmen der Stadt, der Kommunal-steuer und der Grundsteuer. Darüber könnte man mit mir nicht reden, aber alle andere Dinge soll man sich anschauen. Wenn das Ganze im Grenzbereich des Lächerlichen ist, dann bin ich dafür, dass das abgeschafft wird.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Damit ist die 1. Anfrage erledigt.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 02408-2005/0001 - KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Mag Kowarik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Zu welchen Modernisierungen und Leistungssteigerungen wird es in den Wiener Spitälern durch den enorm hohen Spitalskostenbeitrag kommen?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie fragen mich, zu welchen Modernisierungen und Leistungserweiterungen es in den Wiener Spitälern kom-men wird, und setzen das in Zusammenhang mit dem zukünftigen Spitalskostenbeitrag. Sie stellen hier einen Zusammenhang her, den ich in dieser Form so nicht se-hen kann. Erlauben Sie mir deswegen einen kurzen hi-storischen Exkurs, wie es denn zu diesem Spitalskosten-beitrag gekommen ist. Ihre Anfrage impliziert ja, dass Reformen notwendig wären, und um diese Reformen zu machen, würde das Land Wien sagen: Jetzt erhöhen wir den Spitalskostenbeitrag. 

Dem ist natürlich in keinster Weise so, sondern wie Sie sicher wissen, ist im Zuge der Finanzausgleichsverhandlungen und im Zuge der Gespräche über die Finanzierung des Gesundheitswesens – wobei von niemandem der Beteiligten über alle Parteigrenzen hinweg in Frage gestellt wird, dass für die Finanzierung des Gesundheitswesens im Zuge des Finanzausgleiches mehr Geld notwendig ist – darüber diskutiert worden, welche Beiträge man denn gestalten kann beziehungsweise wel-che Umverteilungsmöglichkeiten es gibt, um zusätzliches Geld für die Finanzierung des Gesundheitswesens zu er-reichen. Da ist die Erhöhung der Tabaksteuer ein Punkt gewesen, die Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge – Sie kennen alle die Diskussion, die es damals gegeben hat –, und ein Punkt war der Spitalskostenbeitrag. 

Damals hat sich dann die Bundesregierung zurückgezogen und hat gesagt: Ja, es ist zwar so, dass dieses Geld vereinbart ist, aber die Länder sollen sich um diese Spitalskostenbeiträge selber kümmern. Das heißt, es war eine Regelung, die von der schwarz-blauen Bundesregierung vorgeschlagen wurde und wo man gemeinsam versucht hat, zu einer Lösung der Finanzierung des Ge-sundheitswesens zu kommen. Das ist der historische Hintergrund. 

Es geht also nicht darum, zusätzliche Dinge zu finanzieren, sondern es geht darum, dass wir alle, die wir uns seriös und ernsthaft mit der Frage des Gesundheitswesens in Österreich generell befassen, wissen, dass wenn wir wollen, dass der medizinisch-technische Fortschritt allen zugute kommt – ich sage immer, für mich ist die Qualität der Spitzenmedizin die, dass sie allen gleichermaßen zugute kommt, und das ist auch meine ganz feste Überzeugung und Prämisse in der Arbeit –, dann sind zusätzliche Mittel notwendig, um diese exzellente Gesundheitsversorgung, die wir glücklicherweise in Österreich und ganz besonders in Wien haben, auch entsprechend zu finanzieren. Dazu sollen diese Mittel dienen, genauso wie die anderen Mittel, die ja im Zuge der Vereinbarung über die Finanzierung des Gesundheitswesens lukriert werden. 

Es wird sich ungefähr um eine Summe von 1,8 Mil-lionen EUR handeln, geschmälert um einen beträchtlichen Teil, den wir als Land Wien nicht einführen werden, weil wir eine Vielzahl von Ausnahmen festgelegt haben, für wen diese Erhöhung nicht gelten soll, weil wir einen sozial gestaffelten Beitrag einheben. Also nur diejenigen, die es sich leisten können, werden mehr zahlen, in bescheidenem Ausmaß mehr zahlen, diejenigen, die es sich nicht leisten können, sind von dieser Erhöhung aus-genommen.

Unabhängig von diesem historischen Zusammenhang – Sie wissen, dass alleine der Umsatz des Unternehmens Krankenanstaltenverbund 2,2 Milliarden EUR beträgt – zu glauben, mit 1,8 Millionen EUR wären die großen Strukturmaßnahmen umzusetzen, das, denke ich, tut niemand. Ich weiß, dass Sie sich sehr ernsthaft in unsere Diskussionen einbringen, doch das ist sicher kei-ne Größenordnung, von der jemand ernsthaft behaupten kann, dass damit alle Strukturmaßnahmen finanzierbar sind, die es gibt. 

Darauf möchte ich zum Abschluss noch sehr deutlich hinweisen: Es ist selbstverständlich notwendig – es war in der Vergangenheit notwendig, es ist es in der Gegenwart notwendig und wird in der Zukunft verstärkt notwendig sein – Modernisierungen, Leistungsveränderungen vorzunehmen, denn more of the same wird im Gesundheitswesen in dieser Form nicht sinnvoll sein, sondern es geht hier auch um Leistungsveränderungen, Anpassungen, moderne Entwicklungen. Diese Strukturmaßnahmen gibt es schon, gab es schon. Ich darf nur die Integration der Kinderklinik Glanzing ins Wilhelminenspital in Erinnerung rufen, ich darf die organisatorische Zusammenführung des KHL mit dem Neurologischen Krankenhaus Rosenhügel in Erinnerung rufen, ich darf in Erinnerung rufen, dass wir das Mautner Markhof'sche Kinderspital in die Rudolfstiftung integriert haben, die Semmelweis Frauenklinik angehängt haben. Sie kennen ja alle das Spitalskonzept, dass gerade im Zusammenhang mit der Semmelweis Frauenklinik noch ganz viele Strukturmaßnahmen vorsieht. 

Das heißt, es hat in der Vergangenheit schon viele von diesen Strukturmaßnahmen gegeben, es wird in der Zukunft noch sehr viele geben, aber jeder, der sich ernsthaft mit der Diskussion befasst, weiß, dass dieser Spitalskostenbeitrag ein Beitrag ist, um weiter unsere guten Leistungen erhalten zu können. Er ist ein Teil des Gesamtpaketes zur Gesundheitsfinanzierung, und ich bitte, das in der Diskussion so zu sehen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 1. Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Danke für Ihre Ausführungen, auch ein bisschen für die Aufklärung. Ich weiß, dass dieser Krankenhauskostenbeitrag im Zuge des Gesundheitspaketes und im Zu-ge der Lastenausgleichsverhandlungen sozusagen eingebracht wurde, darf aber feststellen, dass speziell Ihre Fraktion sich vehement dagegen gewehrt hat, dass das durchgeführt wird. Daher wundern wir uns umso mehr, dass jetzt sozusagen über die Hintertür doch diese Spitalskostenbeitragserhöhung kommt, die doch nicht zu ba-gatellisieren ist, denn sie beträgt immerhin 36 Prozent, und das ist meiner Ansicht nach ein ganz schöner Betrag. Wenn er auch im Gesamtbudget vielleicht nicht so auffällt – das ist ja eigentlich nur ein Promillebetrag im Budget des Krankenanstaltenverbundes –, so ist doch festzustellen, dass es den Einzelnen, der sich ins Spital begeben muss, trifft. Daher ist es unverständlich, dass zu einem Zeitpunkt, da es sehr viele Erhöhungen gibt, der Bürger hier mit einer neuen Erhöhung konfrontiert wird. 

Jetzt möchte ich aber in dem Zusammenhang doch festhalten, dass ich überrascht bin, dass dieser Spitalskostenbeitrag in seiner Höhe relativ gering ist. Ich möchte daher jetzt nachfragen, in welcher Art und Weise Sie die Finanzierung des neuen Spitals Nord durchführen wollen. Sie haben damals im März, als das Konzept vor-gestellt worden ist, gesagt, man wird sich verstärkt einer privaten Finanzierung zuwenden. Es ist zu befürchten, dass es, wenn es nicht dazu kommt, eine Reihe von an-deren Erhöhungen geben wird, um dieses Spital zu finanzieren. Ich frage Sie daher, wie diese private Finanzierung aussieht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Zum einen lege ich schon sehr großen Wert auf den Unterschied zwischen vielen Belastungen, die es seitens des Bundes ge-geben hat, und ich lege großen Wert auf den Unterschied, wie die Erhöhung des Spitalskostenbeitrages ur-sprünglich vorgesehen war, nämlich generell für alle, und der Lösung, die wir jetzt gefunden haben, eine Lösung, zu der wir stehen können, weil sie unserer sozialen Verantwortung entspricht. Sie entspricht sowohl unserer Verantwortung für die Finanzierung des Gesundheitswesens als auch unserer sozialen Verantwortung, weil es ein sozial gestaffelter Beitrag ist. Im Gegensatz zu allen anderen – angefangen von der Ambulanzgebühr bis zu all den anderen zahlreichen Belastungen, die es jetzt sei-tens des Bundes im Gesundheitswesens gibt – haben wir hier eine soziale Staffelung. Ich denke, dass das ein riesiger qualitativer Unterschied ist, ob ich sage, diejenigen, die es sich leisten können, sollen einen Beitrag zah-len, aber diejenigen, die es sich nicht leisten können oder die chronisch krank und ohnehin stark belastet sind, die eine Rezeptgebühr ganz besonders trifft, diejenigen sind ausgenommen. – Das ist das eine.

Das Zweite, die Finanzierung von Wien Nord, haben Sie ganz richtig formuliert. Bei Wien Nord werden wir neue Wege der Finanzierung gehen, für die es ja schon gewisse Beispiele gibt, nämlich die Zusammenarbeit mit Privaten, die Kooperation mit Privaten und völlig neue Finanzierungsformen. Die gibt es in kleinen Bereichen schon. Ich darf an den Umbau der Rudolfstiftung erinnern und an die neuen Wege, die hier auch mit der Errichtung der Tiefgarage gegangen wurden. Da hat es ja schon solche PPP-Modelle gegeben hat. Diese Größenordnung, dass wir ein ganzes Spital mit dieser neuen Fi-nanzierungsform errichten, hat es zugegebenermaßen noch nicht gegeben, aber ich bin ja dafür, dass ich, mit allen gemeinsam, hier neue Schritte gehe, und ich bin auch dafür bekannt, dass ich für innovative Modelle sehr, sehr offen bin und sehr bereit bin, hier die entsprechenden Schritte einzuleiten. 

Das tun wir gerade, aber das dauert seine Zeit – das sage ich auch in aller Offenheit, falls mich der Nächste fragt, wieso denn das noch nicht steht –, weil wir hier na-türlich auch ausschreibungsmäßig, finanzierungsmäßig völlig korrekt vorgehen wollen. Weil das eine neue Form der Finanzierung ist, sind wir gerade dabei, auch alle vergaberechtlichen Rahmenbedingungen zu prüfen, da-mit hier 100-prozentig alles passt. Neue, innovative Modelle brauchen auch Rahmenbedingungen, aber sie müssen auch den alten Gesetzen entsprechen, und das ist nicht immer ganz einfach. Wir sind gerade dabei, das zu prüfen. Aber es bleibt dabei, dass Wien Nord durch ein PPP-Modell, durch eine neue Form der Zusammenarbeit mit Privaten finanziert wird und keinesfalls durch irgendwelche Erhöhungen im Spitalswesen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 2. Zusatzfrage: Frau Mag Ramskogler.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben davon gesprochen, dass das Gesundheitssystem eben auf Grund der Forschung ein qualitativ hochwertiges und leistungsorientiertes ist, das für die Menschen da ist. Die Demographie zeigt uns, dass die Menschen älter werden, die Lebensqualität ist eine höhere, was auch unserer Spitzenmedizin, wie wir sie in Wien haben, zu verdanken ist. Dass das natürlich etwas kostet, ist ein Faktum. Dies hat ja auch die blau-, nein, orange-schwarze Bundesregierung bereits erkannt und somit durchaus Erhöhungen bei den Spitalskosten eben im Be-reich der Krankenkassen, aber auch bei den Selbstbehalten, den Rezeptgebühren und Sonstigem, wie Sie es schon genannt haben, eingeführt. 

Nun denke ich mir, dass der große Unterschied, wie Sie ihn auch schon angedeutet haben, jener ist, dass es uns, der sozialdemokratischen Fraktion, besonders wichtig ist, dass hier soziale Unterschiede gesehen und nicht ignoriert werden. Sie haben davon gesprochen, dass es soziale Staffelungen bei der Spitalskostenerhöhung gibt. Nun frage ich Sie: Wie wird diese soziale Staffelung für Wien ausschauen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sie haben die Selbstbehalte erwähnt, und ich denke, Selbstbehalte sind der unsozialste Weg, Patientinnen und Patienten zu belasten, weil das alle gleich trifft, egal, wie viel sie verdienen, wie viel Einkommen sie haben, wie viel Pension sie haben, beziehungsweise trifft es diejenigen, die besonders krank sind, ganz besonders. Das ist ein Weg, den wir nicht gehen, sondern wir gehen den Weg der sozialen Staffelung. Wir haben zwei sozusagen Ausnahmekriterien, die diese Erhöhung des Spitalskostenbeitrages sozial abfedern, verträglich machen und so machen, dass wir wirklich auch innersten Herzens zu dieser Regelung stehen können. 

Es ist eine Reihe von Versicherten überhaupt von diesem Spitalskostenbeitrag befreit, zum Beispiel Pensionisten, die eine Ausgleichszulage haben, chronisch Kranke – ich habe es vorhin schon erwähnt – AIDS-Kranke, Tbc-Kranke, alle, die Organspender sind, Patienten, die eine soziale Schutzbedürftigkeit haben, Patienten, die zum Beispiel im Zusammenhang mit der Mutterschaft eine Leistung in Anspruch nehmen. Patienten, die – und das ist mir jetzt das Wichtige – eine soziale Schutzbedürftigkeit haben, bekommen jetzt eben seitens der Stadt Wien eine zusätzliche Staffelung, eine zusätzliche Abfederung, damit diese Erhöhung nicht die trifft, die ohnehin schon wenig Geld haben und ohnehin schon von vielen Maßnahmen, die seitens der Bundesregierung gesetzt werden, belastet sind. Für all jene, die ein geringes Einkommen haben, die den Sozialpass bei uns in Wien haben, für die gilt diese Erhöhung nicht. Das heißt ganz konkret, für Alleinstehende, die 650 EUR Monats-einkommen haben, und für Ehepaare, die 950 EUR Ein-kommen haben, die haben diese Kosten jeweils nicht zu tragen, für die gilt diese Erhöhung nicht. 

Das heißt, wir haben zwei Formen von Ausnahmen: Diejenigen, die sehr schutzbedürftig sind, weil sie chronisch krank sind, die müssen diesen Beitrag überhaupt nicht zahlen, und darüber hinaus haben wir seitens der Stadt Wien noch eine zweite soziale Schiene eingezogen, die dafür sorgt, dass diejenigen, die ein geringes Einkommen habe, den geringeren Beitrag zahlen, und nur diejenigen, die es sich leisten können, den Betrag von 10 EUR bezahlen, die für jemanden, der wenig Geld hat, eine Belastung darstellen, die aber, denke ich, für je-manden, der wohlhabend ist und ein gutes Einkommen hat, eine Belastung sind, die akzeptabel ist, umso mehr als generell dieser Spitalskostenbeitrag nur für 28 Tage zu bezahlen ist. Wer also länger im Spital ist, muss diesen Beitrag nicht bezahlen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Frau Abg Mag Schmalenberg, bitte.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Stadträtin.!

Nachdem Dr Serles die Farbe der Krawatte des Bürgermeisters hervorgehoben hat, kann ich nicht umhin, auch zu sagen, dass ich mich freue, dass Sie ein so schönes orangefarbenes Kostüm anhaben (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Das ist aprikosenfarben!), was aber nicht darüber hinwegtäuschen soll, dass wir mit der Erhöhung des Spitalskostenbeitrages ganz und gar nicht einverstanden sind. Wir denken, die Tatsache, dass eine soziale Staffelung eingeführt wird, zeigt, dass auch Ihnen be-wusst ist, dass diese Maßnahme im Grunde unsozial ist, denn bestraft werden die Patienten. Die, die es sich leis-ten können, werden sogar doppelt bestraft: Dafür, dass sie krank sind, auf der einen Seite, und dafür, dass sie es sich leisten können, auf der anderen Seite; wenn je-mand 28 Tage im Spital liegt, dann ist er überhaupt der Ärmste.

Meine Frage in diesem Zusammenhang ist die: Wann werden Sie sich dafür einsetzen, dass endlich die notwendigen Einsparungsmaßnahmen im Verwaltungsbereich, etwa des Krankenanstaltenverbundes, gesetzt werden?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich darf noch ein-mal betonen, dass es ein Unterschied ist, ob man sagt, jawohl, wir bekennen uns dazu, dass für die Erhaltung unserer Spitzenmedizin finanzielle Mittel notwendig sind, und der Frage, wie man zu diesen finanziellen Mitteln kommt. 

Ich darf in Erinnerung rufen, dass ich wiederholt eingebracht habe, dass es meiner Ansicht nach viel vernünftiger wäre, generell das Gesundheitswesen so zu fi-nanzieren, dass alle Arten von Einkommen als Grundlage herangezogen werden, um Sozialversicherungsbeiträ-ge zu bezahlen. Dann würden wir uns diese Diskussion hier ersparen. Im Moment wird nämlich ein immer klei-ner werdender Teil der Bevölkerung generell damit belastet, das gesamte Sozial- und Gesundheitswesen auf-rechtzuerhalten, weil nur die Einkommen von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen herangezogen werden, die leider – Stichwort: hohe Arbeitslosigkeit dank dieser Bun-desregierung – einen immer kleineren Anteil an der Bevölkerung ausmachen, was aus vielen Gründen sehr be-dauerlich ist, aber auch aus Gründen der Finanzierung unseres Sozial- und Gesundheitswesens.

Darüber hinaus denke ich, dass wir hier einen Weg gefunden haben, der unserer sozialen Verantwortung ge-recht wird. Wir haben Ausnahmen für sozial Schwächere geschaffen, wir haben dafür gesorgt, dass diejenigen, die weniger Geld haben, keinen erhöhten Spitalskostenbeitrag zahlen müssen. Im Übrigen – das erwähnte ich noch nicht – dient das auch dem Patientenanwalt, denn ein beträchtlicher Teil dieses Geldes wird zur Finanzierung des Patientenanwaltes und des ihm zur Verfügung stehenden Fonds verwendet.

Die Strukturreformen, sehr geehrte Frau Kollegin, sind permanent im Gange. Einige hatte ich Ihnen schon genannt, die in der Vergangenheit erfolgt sind, viele, viele liegen vor uns. Die Grundlage ist das Spitalskonzept, das ich präsentiert habe. Darin wird zum Beispiel eine ganz wichtiger auch struktureller Grundsatz ausgedrückt, indem wir sagen, dass wir Einfachkrankenhäuser in größere integrieren wollen, weil das medizinisch und auch ökonomisch Sinn macht. Wir haben aber auch eine Reihe anderer Maßnahmen, die wir zum Teil auch schon im Ausschuss diskutiert haben. 

Sie wissen, dass wir sehr dabei sind, Wochenkliniken zu fördern, weil die ökonomisch Sinn machen und weil das auch im Interesse der Patienten und Patientinnen ist. Auch hier gibt es schon konkrete Konzepte und konkrete Versuchsphasen. Wir sind dabei, Strukturmaßnahmen zu setzen wie zum Beispiel Sommersperren von einzelnen Abteilungen. Es macht überhaupt keinen Sinn, wenn wir wissen, wie hoch die Anzahl von Patienten und Patientinnen im Juni, Juli und August ist. Wenn wir wissen, dass wir verschiedene Abteilungen haben, von denen je-de schlecht ausgelastet ist, macht es doch sehr viel mehr Sinn, dass wir sagen, es sind eine oder zwei Abteilungen in ganz Wien offen zu halten, je nachdem, wie hoch der Bedarf ist. Wir werden dafür sorgen, dass die offen bleiben und dass die anderen zusperren können. Auch das ist eine Strukturmaßnahme, die Einsparungen bringen wird. Da gibt es schon Beispiele dafür, und heuer im Sommer werden auch schon konkrete Maßnahmen ge-setzt.

Ein letzter Punkt, den ich nur noch als Beispiel erwähnen darf und den wir im letzten Ausschuss ausführlich diskutiert haben, das ist die Frage der flexibleren Dienstzeiten, wodurch wir unsere Kapazitäten in den Spi-tälern besser ausnutzen wollen. Das ist ein Thema, das mir ganz besonders wichtig ist, bei dem wir aber noch mit dem Bund kämpfen, damit er uns diese bessere Aus-nutzung unserer Strukturen ermöglicht und auch eine ge-setzliche Änderung macht, damit wir die Jungärzte auch am Nachmittag einsetzen dürfen und nicht wie bisher verpflichtet sind, sie nur am Vormittag einzusetzen, weil das ein ganz, ganz großer Hemmschuh für diese Flexibilisierung ist. Dankenswerterweise haben sich einige Op-positionsabgeordnete bereit erklärt, uns hier im Bund bei diesem unseren Wunsch, den im Übrigen alle Bundesländer haben – das hat mit Parteipolitik gar nichts zu tun –, auch entsprechend zu unterstützen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Frau Abg Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Sie haben gesagt, dass Sie die sozialen Folgen ab-federn wollen, die dieser Spitalskostenbeitrag bedeuten wird. Sie haben aber nicht dazugesagt, dass das unterste Einkommensfünftel, die unterste Bildungsschicht das höchste Risiko hat zu erkranken, dass es auch in der Mortalität leider einen Spitzenplatz einnimmt, doch dieses Einkommensfünftel, diese sozial schwachen Menschen werden von Ihren Ausnahmen nicht zur Gänze er-reicht. 

Wenn man dann Ihre eigenen Worte ernst nimmt, dass es nur 1,8 Millionen EUR sind, die Sie da hereinbringen wollen, dann ist es im Gesamtkontext der Aus-gaben wirklich ein kleiner Betrag, der die Strukturreformen, die dem Wiener Spitalssystem bevorstehen, in kei-nem Fall abdecken kann. Die wirklichen Maßnahmen, Frau Stadträtin, müssen in einer Strukturreform liegen. Ihre temporären Schließungen von Abteilungen über den Sommer sind eine Schwalbe, die eben keinen Sommer macht. 

Wir liegen, was die Akutbettendichte in Österreich betrifft, einsam an der Spitze innerhalb der EU. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass wir uns beim Abbau von 17 000 Spitalsbetten in Österreich überhaupt erst dem Durchschnitt in der Europäischen Union annähern würden.

Ich frage Sie, Frau Stadträtin, da Wien innerhalb Österreichs nochmals einen Spitzenplatz einnimmt: Welche konkreten definierbaren und sichtbaren Maßnahmen werden Sie setzen, um die Akutbetten in Wien nachhaltig abzubauen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich werde jedenfalls nicht dem Antrag Ihrer Fraktion nachkommen, die zumindest auf Bezirksebene zusätzliche Akutbetten ge-wünscht hat, indem der Antrag eingebracht wurde, einen vierten Bettenturm im SMZ-Ost zu bauen, was eine Vermehrung der Akutbetten bedeutet hätte. Das war ein An-trag Ihrer Fraktion. Ich bin da jetzt ein bisschen verwirrt, wie die Linie ist, denn an und für sich hatten wir uns ja darauf geeinigt, dass wir nicht mehr Akutbetten brauchen, wir brauchen vielmehr eine andere Verteilung. 

Der vierte Bettenturm im SMZ-Ost ist im Moment nicht aktuell, ist aber nach wie vor natürlich ein Projekt, das wir nicht völlig wegwischen, weil wir die dortigen Wünsche sehr ernst nehmen. Aber in der momentanen Situation, wo wir eigentlich gemeinsam darüber diskutieren und überlegen sollten, wie wir denn die regionalen und strukturellen Veränderungen machen, ist eine Vermehrung der Akutbetten, wie von Ihrer Fraktion auf Bezirksebene beantragt, wohl nicht der sinnvolle Weg. Im Gegenteil. Ich glaube, dass es notwendig ist, hier Umstrukturierungen vorzunehmen. Es ist ja wohl kein Geheimnis, dass wir sehr wohl mehr Betten brauchen werden in Wien, aber nicht die Akutbetten, sondern die im geriatrischen Bereich. Hier liegt ja auch ein sehr klares Geriatriekonzept vor, wie wir das erreichen wollen und was wir damit tun wollen. 

Natürlich können wir mit den 1,8 Millionen EUR nicht, so wie es am Anfang in der Frage impliziert war, sämt-
liche Maßnahmen setzen, die zu Strukturveränderun-
gen notwendig sind, aber klein reden möchte ich diese 1,8 Millionen EUR auch nicht. Das ist zumindest nicht möglich in einer Position, in der man verantwortlich ist und auch Maßnahmen setzen muss. Da kann man 1,8 Millionen EUR nicht einfach vom Tisch wischen. Das ist die Größenordnung, die zum Beispiel die Renovierung eines Pavillons im GZW kostet. Die Renovierung eines Pavillons im GZW ist mir zumindest wichtig, und das möchte ich nicht so einfach vom Tisch wischen. Das sind schon Größenordnungen und Summen, die sehr wohl wichtig sind, auch wenn sie im Gesamtkontext nur ein kleiner Anteil sind, wie Kollege Mag Kowarik blitzschnell ausgerechnet hat, und im Gesamtkontext natürlich nicht die Lösung für alle Strukturmaßnahmen. 

Diese Strukturmaßnahmen gibt es. Das Spitalkonzept liegt vor, und wir haben uns ja auch in kleiner 
Runde darüber verständigt, dass hier noch weitere Diskussionen und weitere Schritte notwendig sind. Es liegt das Konzept zur Geriatriereform vor. Ich habe jetzt auch schon eine Reihe von konkreten Maßnahmen erwähnt und ich erspare es mir, sie zu wiederholen. Also ich den-ke, es gibt und gab eine Vielzahl an Maßnahmen, die wir fortsetzen und intensivieren müssen. Diese 1,8 Million-en EUR sind ein Beitrag zur Sicherung der Spitzenmedizin in Wien, und das wird auf eine Art und Weise gemacht, dass wir mit guten Gewissen sagen können, die sozial Schwachen sind ausgenommen, es ist generell ein gedeckelter Beitrag, und wir können in unserer Verantwortung dafür, dass das Gesundheitswesen funktioniert und für alle da ist, zu dieser Regelung stehen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 5. Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik. 

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben ja sehr umfangreich ausgeführt, welche anderen Möglichkeiten es noch gäbe oder gibt, über die Strukturformen und so weiter und so fort Finanzmittel so-zusagen zu lukrieren. Unabhängig davon muss man fest-stellen, eine Erhöhung ist eine Erhöhung, und wir werden heute noch genügend Zeit haben, darüber zu diskutieren. Mir ist allerdings bei der Aufzählung dieser Möglichkeiten der Finanzierung ein großer Betrag abgegangen. Ich erinnere mich, dass der Herr Bürgermeister im Jahr 2003 von der Pflegemilliarde gesprochen hat, die er auf-treiben wird, die mir aber bei diesen Aufzählungen fehlt. Ich frage Sie daher, wo und in welcher Art und Weise nunmehr diese Pflegemilliarde zur Wirkung kommt. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Auch dieses The-ma haben wir schon öfter diskutiert. Ich darf Sie an die Informationen erinnern, die Sie mehrfach bekommen ha-ben und die Ihnen ja auch bekannt sind. Wenn wir uns anschauen, was in den vergangenen Jahren im Kran-
kenanstaltenverbund investiert wurde, so ist das jährlich ein Betrag von ca 100 Millionen EUR, der hier zur Verfügung gestellt wurde, und zwar zu einem beträchtlichen Teil dafür, um auch im Geriatriebereich zu Verbesserungen zu kommen. Dieser Betrag wird auch in Zukunft not-wendig sein. Wenn wir diese Summen zusammenzählen, die Schwerpunkte setzen und das dazunehmen, was wir auch mit neuen Finanzierungsmöglichkeiten aufstellen werden, so ist das im Endeffekt eine Summe, die den von Ihnen genannten Betrag in Wirklichkeit sogar überschreitet. 

Aber ich denke, es macht jetzt hier keinen Sinn, dass man die Gelder zusammenzählt und festzustellen ver-
sucht, ob es jetzt um 10 Prozent mehr oder um 10 Pro-zent weniger ist, wichtig ist, dass wir wissen, was wir wollen. Und wir wissen, was wir im Geriatriebereich wollen. Wir wollen, dass die Menschen möglichst lange zu Hause bleiben können, und wir wollen, dass sie ein ganz persönliches, individuelles Angebot bekommen für Ihre Versorgung. Und dazu ist eine Vielzahl an Maßnahmen notwendig. 

Ich darf in Erinnerung rufen – weil er hier sitzt und dankenswerterweise ein großes Herz für unsere Sache hat –, was allein gerade in dem vergangenen Jahr auch wieder an Geld in die Hand genommen wurde, um einen vertrauenswürdigen und guten privaten Partner, das Haus der Barmherzigkeit, zu unterstützen. Auch hier sind ja viele, viele Summen in die Hand genommen worden. Allein wenn man diesen Teil, der sowohl für das Haus der Barmherzigkeit gilt als auch für gute Partner, die wir da haben, oder für die Renovierungen, die gerade jetzt auch wieder im Geriatriezentrum Baumgarten stattfinden, dann zeigt sich, dass wir diese Mittel in die Hand nehmen und dass wir, wie versprochen, die Qualitätsverbesserungen Schritt für Schritt – uns allen zu langsam, zuallererst mir zu langsam, aber Schritt für Schritt und so, wie es realistisch ist, und so, wie man den Menschen die Wahrheit sagt – auch erreichen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön, Frau Stadträtin. Damit ist die 2. Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 02407-2005/0001 - KSP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Peter Juznic ge-stellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Ge-schäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet: Welche Auswirkungen für das Land Wien erwarten Sie bei einem möglichen Scheitern der österreichischen Stromlösung?

Ich bitte um Beantwortung.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Herr Abgeordneter! 

Sie haben an mich die Frage gestellt: "Welche Auswirkungen für das Land Wien erwarten Sie bei einem möglichen Scheitern der österreichischen Stromlösung?" 

Ich darf in Erinnerung rufen, dass vor etwas mehr als drei Jahren, am 29. April 2002, damals bereits ein Letter of Intent vom Bundeskanzler, dem Wirtschaftsminister und den betroffenen Landeshauptleuten unterschrieben worden ist und dass in einer gemeinsamen Pressekonferenz damals auch die Gründe, die für die so genannte österreichische Stromlösung sprechen, genannt worden sind. Ich gehe davon aus, dass keiner der damals angeführten Gründe auch nur irgendwie an Bedeutung verloren hat, im Gegenteil, diese Gründe sind aktueller denn je. 

Ich darf sie in Erinnerung rufen. Es ist damals wie heute darum gegangen und es geht darum, die Energie aus Wasserkraft für den österreichischen Strommarkt zu sichern. Alleine aus den Wasserkraftwerken der Verbundgesellschaft ergeben sich 11°Tetrawatt, und damit könnte etwa im Einzugsbereich der Energieallianz der gesamte Bedarf der Haushaltskunden aus Wasserkraft gedeckt werden. 

Zweitens: Es ist auch im Interesse der österreichischen Antiatompolitik wichtig, dass wir möglichst eine atomstromfreie Energieversorgung für Haushaltskunden sicherstellen. Auch das ist eine der Konsequenzen aus der Stromlösung.

Drittens: Es geht auch um die Stärkung der öster-reichischen Energieunternehmungen im europäischen Wettbewerb. Seit der Liberalisierung ist ja mit einem massiven Druck internationaler Konzerne im europäischen Markt – und damit ist auch der österreichische Energiemarkt ein Teil des europäischen Marktes – zu rechnen. Mit der Energie Austria wird ja in der Handelsgesellschaft eine Größenordnung gebündelt, die – so da-mals Bundeskanzler Schüssel – die achtgrößte Dimension in Europa hat. 

Vierter Punkt: Es ergibt aus dieser Zusammenarbeit von Energieallianz und Verbundgesellschaft einen Synergieeffekt für beide Seiten von zusammen rund 80 Mil-lionen EUR. Es hat damals wie heute die Zusage gegolten, dass das an die Stromkunden weitergegeben werden soll, und es führt natürlich auch – das ist für börsennotierte Energieunternehmen wie EVN, aber auch die Verbundgesellschaft wichtig – zu einer Stärkung des Börsenkurses.

Fünftens: Es bedeute eine weitere Sicherung der Versorgungssicherheit, die auch für Wien wichtig ist. Ich darf daran erinnern, dass auf der österreichischen Ebene eine flächendeckende 380-kV-Leitungsstabilität noch nicht gewährleistet ist, was beispielsweise dazu führt, dass wir in Wien die Stromsicherung über unsere eigenen Unternehmungen forcieren müssen, obwohl es nach der Marktlage gar nicht notwendig ist, zusätzlich Geld in die Hand nehmen zu müssen. 

Es liegt auf der Hand, dass alle diese Vorteile, die ich genannt habe, verloren gingen, wenn es zu einem Scheitern der Stromlösung käme, und man muss sich klar sein, dass damit Österreich noch mehr als bisher zum Aufmarschfeld der internationalen großen Stromkonzerne würde.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Herr Abg Juznic.

Abg Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Landshauptmann-Stellvertreter!

Wie schätzen Sie die Chancen für eine Realisierung der österreichischen Stromlösung ein?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich bitte um Beantwortung.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter! 

Ich schließe eigentlich einen energiepolitischen na-tionalen Selbstmordakt – und das wäre ein Scheitern 
der österreichischen Stromlösung – aus. Ich stütze mich dabei auch auf Erklärungen von Bundesseite. Es wäre wirklich verantwortungslos, würden wir dem enormen Konzentrationsprozess – jeder kann das in den europä-
ischen Tageszeitungen nachlesen –, der im europäischen Strommarkt Tag für Tag stattfindet, tatenlos zusehen, als wären wir quasi als Insel der Seligen in diesem Bereich exterritorial. 

Es wäre aber auch verantwortungslos angesichts der Tatsache, dass bereits am 8. November 2002 mit der Paraphierung des Konsortialvertrages durch die Verbundvorstände und durch die Eigentümervertreter die so genannte österreichische Stromlösung innerstaatlich irreversibel geworden ist. 

Es ist drittens auch darauf hinzuweisen, dass die 
Energie Austria, also die österreichische Stromlösung, am 11. Juni 2003 von der Europäischen Kommission ab-gesegnet worden ist und dass die dabei erteilten Auflagen bereits erfüllt worden sind. 

Also das heißt, wir befinden uns in einem Stadium, wo bereits paraphiert wurde, wo die Europäische Union bereits um Prüfung der Wettbewerbssituation ersucht worden ist und diese positiv festgestellt hat, die Stromlösung ist gerade in der europäischen Entwicklung zu akzeptieren. Zudem sind die Auflagen, die damals erteilt worden sind, erfüllt worden. 

Ich kann mir, ehrlich gesagt, nicht vorstellen, dass wir das so akzeptieren würden – ich denke immer nur daran, wenn mir das passieren würde –, dass Vorstandsdirektoren permanent auf der Nase des zuständigen Ministers herumtanzen. Er, nämlich Bartenstein, erklärt in einer Pressekonferenz, er steht zur Stromlösung, zwei Tage später sagt einer der Vorstandsdirektoren, nein, so ist das nicht. Wenn sich das in Wien abspielte, kann ich mir vorstellen, was hier im Landtag für eine Aufregung herrschte. Also ich kann mir nicht vorstellen, dass diese Situation aufrechterhalten wird. 

Sie führt ja auch zu einer merkwürdigen Einschätzung der Rolle des Energieministers. Denn entweder hat er seine Unternehmungen nicht im Griff – und ich füge hinzu, mehr als 50 Prozent sind öffentlicher Aktienbesitz der Republik, 30 Prozent sind öffentlicher Aktienbesitz in den Landesgesellschaften, da bleibt für den privaten Ak-tienmarkt relativ wenig übrig und da gibt es auch vom Aktiengesetz nichts her, dass die Vorstandsdirektoren einen eigenständig Kurs fahren –, also entweder, muss man sagen, ist es ein Doppelspiel des Wirtschaftsministers oder er ist wirklich nicht in der Lage, seinen Verbund im Griff zu halten.

Ich gehe davon aus, dass wir sehr rasch vor dem Sommer, wie es die Zusage Bartensteins jetzt letztlich ist, zu einem Abschluss und zur endgültigen Fertigstellung der Energie Austria kommen werden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Die 2. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Serles.

Abg Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Finanzstadtrat!

Ich bewundere Sie immer wieder auf Grund Ihrer Fähigkeit, selbst solche profanen Themen wie die österreichische Stromlösung mit einer ideologischen Aura zu versehen. Denn die Argumente, die Sie da genannt ha-ben, nämlich keine Kernkraft in Österreich, die Belieferung durch Wasserkraft und die bösen Ausländer, die man draußen halten soll aus dem österreichischen Markt, das waren aus meiner Sicht ideologische Argumente, und ich teile Ihre Einschätzung überhaupt nicht.

Wir stehen doch in Wahrheit, wenn man den heimischen Energiemarkt betrachtet, vor kartellähnlichen Zu-ständen. Wir leiden unter einem Mangel an Wettbewerb, und die Zeche zahlen nicht zuletzt alle Strombezieher, alle Stromkonsumenten, und ich frage mich eigentlich, Herr Finanzstadtrat, warum Sie nicht schon längst einem verschärften Wettbewerb in diesem Bereich das Wort geredet haben, um damit vor allem auch zu erreichen, dass die vielen kleinen Konsumenten, die vielen kleinen Mieter und Mieterinnen in Wien tatsächlich für ihren Strom in Wien weniger zahlen, als sie das zur Zeit tun. 

Ich frage Sie daher, Herr Finanzstadtrat: Welche Instrumente können Sie sich vorstellen, um am Energiemarkt zu einer Belebung des Wettbewerbs und damit mittelfristig zu niedrigeren Strompreisen zu gelangen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter! 

Ich glaube, es wäre ganz gut, sich in Erinnerung zu rufen, was am Beginn der Diskussion über die öster-
reichische Stromlösung im Jahr 2001 gestanden ist. Ich darf, Frau Vorsitzende, aus einer Presseerklärung vom 9. Juli 2001 zitieren, worin nämlich der Bundeskanzler, der ein Jahr später die österreichische Stromlösung be-jubelt hat, etwas anderes bejubelt hat, nämlich als Stärkung des Standortes als Wasserkraftproduzent die Über-nahme der Verbundgesellschaft durch EON. 

Ich kenne auch eine zweite Erklärung des Bundesministers Bartenstein von etwas später, worin noch immer an der Übernahme der Verbundgesellschaft durch EON festgehalten worden ist. 

Was heißt das? Das von Ihnen weggewischte ideologische Argument, uns kann ja nichts passieren, ist eine reine Illusion, die wahrscheinlich nur von Ihnen oder Ihrer Fraktion geteilt wird, denn man muss davon ausgehen, dass natürlich eine Reihe von internationalen Konzernen, die das ja auch in anderen Bundesland-Gesellschaften getan haben – etwa in Kärnten oder in der Steiermark mit den Konsequenzen, die man ja in der Steiermark auch sehen kann –, natürlich darauf aus sind, die Wasserkraft, die sich mit der Verbundgesellschaft ergibt, für sich zu gewinnen. Und dann liegt es auf der Hand, dass dann, so wie seinerzeit gemäß den Verträgen mit EON, die ja schon vorgelegen sind, ein Teil der Wasserkraft woanders hingeht und nicht in Österreich erhalten bleibt. Dass das in der gegenwärtigen Situation zumindest dazu führen muss, dass der Ausgleich nur über Atomstrom und Steigerung der Atomstromimporte geschehen kann, liegt auf der Hand. – Also von Ideologie kann da überhaupt nicht die Rede sein. 

Das Zweite ist die Frage der kartellrechtlichen Probleme. Auch da kann ich wiederum jetzt an die zweite Pressekonferenz des Bundeskanzlers erinnern, bei der er ausdrücklich gesagt hat... (Abg Dr Wilfried Serles: Ihre Meinung würde ich gerne hören!) Ich zitiere aus seiner Pressekonferenz, und Sie werden mir doch nicht unterstellen, Herr Abgeordneter, dass ich dieselbe Ideologie vertrete wie der Herr Bundeskanzler. Das wäre eine eigentümliche Interpretation. Ich glaube, da gibt es gewisse Unterschiede. Dennoch hat er damals gesagt – ich zitiere vom 29. April 2002: Kartellrechtliche Probleme durch die Kooperation von Verbund und Energieallianz sieht der Kanzler nicht. (Abg Dr Wilfried Serles: Aber was ist Ihre Meinung dazu?) Der wirkliche Markt heißt Europa und damit seien alle Kartellargumente hinfällig. – Wörtliches Zitat des Bundeskanzlers aus dem Jahr 2002. (Abg Dr Wilfried Serles: Wie denken Sie darüber?) Also ich denke, ich befinde mich zumindest in diesem Punkt in einer argumentationsstarken Gemeinschaft mit dem Ver-treter der Bundesregierung. 

Ich möchte aber noch etwas anderes dazu sagen. Wenn Sie den Wiener – den Wiener, gar nicht den österreichischen, gar nicht den europäischen – Energiemarkt betrachten, dann haben Sie in Wien zumindest acht An-bieter. Acht Anbieter sind da. Also dass es keinen Wettbewerb gibt, davon kann überhaupt nicht die Rede sein. 

Das Zweite ist die Großindustrie, die natürlich einen massiven Druck in dieser Frage macht. Ich komme dann dazu. Die vier Millionen Haushaltskunden sind ja durch die Stromlösung nicht betroffen, sondern betroffen ist durch die Handelsgesellschaft die Großindustrie. Sie ver-fügt in Österreich seit dem Jahr 2001 zu einem erheblichen Teil über Stromlieferverträge, die in den Preisen um 30 Prozent niedriger sind als der europäische Energiemarkt. Also zu sagen, das ist sozusagen die Unterdrückung und Vernichtung des Marktes, davon kann überhaupt nicht die Rede sein.

Ich habe schon erwähnt, dass die vier Millionen Haushaltskunden durch die Regelung der Energie Au-stria nicht betroffen sind. 

Ein weiterer Punkt – bleiben wir bei dem Thema: Am 16. September 2004 hat Bundesminister Bartenstein die Bundeskartellbehörde beauftragt, in Anbetracht der Verdächtigungen, die von verschiedenen Seiten, auch Industrieseite, ausgesprochen worden sind, dass es hier sozusagen Preisabsprachen gibt, eine Untersuchung durchzuführen. 

Im April 2005, also vor wenigen Wochen, ist der zweite Zwischenbericht der Bundeswettbewerbsbehörde vorgelegt worden, aus dem sich, wie mir die Information vorliegt, kein Hinweis auf wettbewerbswidrige Preisabsprachen ergibt.

Ein weiterer Punkt: Die Netzpreise unterliegen ja der vollen Kontrolle von E-Control, und ich gebe zu bedenken, dass österreichweit die Tarifsenkungen, die hier be-wirkt worden sind, 500 Millionen EUR ausmachen. Also auf der einen Seite sind die Netzpreise kontrolliert wie bei einer Preisregelung, auf der anderen Seite unterliegen wir bei den Energiepreisen dem internationalen Wettbewerb, und ein erheblicher Teil wird ja von der Bör-se und muss von der Börse zugekauft werden. Das kön-nten wir nur verhindern, wenn wir die Energie Austria hätten, dann würde die Eigendeckung gegeben sein.

Und letzter Punkt: Heute im Landtag wird ja, Herr Ab-geordneter, ich darf Sie daran erinnern, die Novelle zum Wiener ElWOG behandelt, wo die gesetzlichen Grundlagen für das “Unbundling“ geschaffen werden, also für 
die Trennung des Netzbetriebes von der Herstellung und vom Handel; also alle Voraussetzungen dafür geschaffen werden, die auch von der internationalen Regelung gegeben sind, sodass dann ein voller Wettbewerb nach eu-ropäischem Standard gewährleistet ist.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Die 3. Zusatzfrage hat Herr Abg Mag Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Nur ein kurzes Statement zur Einordnung: Es gibt auch noch andere Ziele als nur billige Strompreise. Wenn das einzige Ziel billige Strompreise wäre und sonst nichts, dann importieren wir Atomstrom, was tun wir uns an, was bauen wir ein Biomassekraftwerk, dann ist das ohnehin egal. Also ich glaube, die Einbettung von Energiepolitik in gesellschaftliche, in ökologische Fragen spielt auch eine, glaube ich, relativ relevante Rolle ne-
ben der Frage der Energiepreise. Und wenn ich mir anschaue, welche starken Akteure, Atomstromakteure, aber auch demokratiepolitisch nicht unglaublich sensible Akteure - es geht ja nicht nur um Atomstrom - in Europa tätig sind, wie groß und wie stark die sind, welche flüssigen Mittel die zum Einkaufen haben, da blast es die österreichische Energiewirtschaft in ihrer Gesamtheit weg. Darum, glaube ich, macht es durchaus Sinn, hier zu Kooperationen zu kommen.

Meine Frage geht auf ein anderes strompolitisches Thema, das wir vor einem halben Jahr relativ intensiv diskutiert haben, Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, das ist die Frage der Einspeisregelungen der Ökoenergie, des Ökostroms. Da haben wir ja momentan eine Sit-uation, so einen fast rechtsfreien Zustand. Die gesamten Investitionen sind völlig zusammengebrochen. Es wird nichts mehr gebaut. Wir hatten einen unglaublichen Boom, nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass vor einigen Tagen eine weltweite Studie Aufsehen erregt hat, dass der gesamte Energieverbrauch über Windkraft ge-deckt werden kann. Ich teile diese These nicht, muss ich dazusagen, aber es zeigt das Potential. 

Angesichts der Stromverbrauchszuwachsraten, die wir in Österreich haben, - alle zwei Jahre bräuchten wir ein ganzes Donaukraftwerk mehr - frage ich Sie: Was tut jetzt die Stadt Wien, das Land Wien, um diesem bundes-politisch verursachten Umbringen neuer Investitionen ge-genzusteuern, dass wir zu Einspeisregelungen kommen, die vielleicht mehr Wettbewerb, mehr Effizienzkriterien beinhalten und nicht die Biomasse völlig abkrageln, wie es jetzt aussieht. Wie stehen da die Verhandlungen, was kann hier Wien tun?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter! Das sprengt fast den Rahmen einer Fragestunde, weil hier drängt sich natürlich eine Reihe von Themen auf, die bis hin zum Energieeffizienzsteigerungsprogramm der Stadt gehen, etwas, was ja in einer Arbeitsgruppe behandelt wird und von der ich hoffe, dass wir noch vor dem Sommer zu einem Abschluss kommen. Denn die Frage der automatischen Steigerung der Energienachfrage ist ja ebenso wenig tatenlos hinzunehmen wie andere Entwicklungen, sondern hier stellt sich genauso die Frage: Was kann man tun, um den steigenden Energiever-brauch in ein vernünftiges Maß einzupendeln?

Zweitens: Mit Recht haben Sie kritisiert, dass es in der Frage der Entwicklung des Ökostroms auf der Bundesebene fast zu einem Stillstand gekommen ist, der zum Teil darauf zurückgeführt wird, dass Zweidrittelmehrheiten erforderlich sind. Ich bin durchaus in der La-ge zu sagen, es liegt nicht am Partner Sozialdemokratie auf der Bundesebene, sondern an der unterschiedlichen Positionierung in einer Reihe von Detailfragen. Aber man muss noch dazu sagen: Derzeit befinden wir uns in 
Österreich in der Situation, dass das Ökostromgesetz im Sinne einer Frage, ob es sich nicht um eine Beihilfenregelung handelt, und zwar um zulässige oder unzulässige Beihilfen, unter der Fokussierung der Kontrolle der Wettbewerbsbehörde steht. Es sind derzeit Gespräche, Verhandlungen im Gange, die darauf zurückzuführen sind, dass seinerzeit das Ökostromgesetz nicht, was naheliegend gewesen wäre, von der EU-Kommission notifiziert worden ist, dann Verdachtsgründe aufgetaucht sind, ob die Konstruktion, die sehr staatsnahe ist, aus unserer Sicht keine inhaltliche Beeinflussung bedeutet, ob die nicht ins Beihilfenrecht führt. Das alles spricht eigentlich dafür, dass man sehr rasch zu einer gesetzlichen Regelung kommt, in der dieser Punkt aufgegriffen wird. Da bin ich der Meinung, und nicht nur ich, sondern in Übereinstimmung etwa des Landes Wien, des Landeshauptmanns von Wien, mit der Frau Landeshauptmann von Salzburg, Burgstaller, dass man das zum Anlass nehmen soll, auch entsprechende neue, weiterführende Re-gelungen im Ökostrombereich zu realisieren, wie sie zum Teil schon angedacht waren, wie man sie aufgrund der heutigen Erfahrungen anstellen soll.

Jawohl, nicht den Stillstand automatisch hinnehmen, sondern hier sehr rasch zu einer gesetzlichen Regelung zu kommen, die Klarheit schafft.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Aichinger.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Gestatten Sie mir einen kurzen Ex-kurs zur ersten Frage. Der Herr Landeshauptmann hat meinem Kollegen Neuhuber versprochen, im eigenen Bereich über Bagatellsteuern beziehungsweise Steuertatbestände zu diskutieren. Das heißt, es ist ein Erfolg.

Ich frage Sie daher als Eigentümervertreter der Wiener Stadtwerke: Werden Sie im Sinne dieser Funktion al-les unternehmen, dass die Wiener Stadtwerke effizient, rationell und verwaltungstechnisch kostengünstig Strom für die Wienerinnen und Wiener beziehungsweise für die Wiener Betriebe anbieten werden?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter! Ein un-eingeschränktes Ja. Ich glaube, dass die bisherige Vorgangsweise von Wien Energie das auch deutlich macht.

Ich möchte zur Frage der immer wieder angesprochenen Situation des Strompreises auf folgende Kriterien aufmerksam machen, weil damit hängt das ja zusammen: Die Effizienzsteigerung, um die Dividende zu erhöhen, freut den Eigentümer. Ihr Anliegen war es zu sagen: Geben wir möglichst die Effekte einer Rationalisierung und Effizienzsteigerung den Stromkunden weiter. 

Ich gebe Folgendes zu bedenken: Die letzte Netzpreissenkung von Wien Energie hat am 1.4.2005 stattgefunden. Die 30 Millionen EUR sind an den Konsumenten weitergegeben worden. Dahinter steht eine massive Stei-gerung der Effizienz. 

Seit 1999 machen die Netzsenkungen bei Wien 
Energie 116 Millionen EUR aus. Diese wurden, ungeachtet aller Steigerungskomponenten, denken Sie nur an die gestiegene Inflationsrate, an den Konsumenten weitergegeben. 

Wir haben heute nach Klagenfurt, nach den Stadtwerken Klagenfurt, den zweitniedrigsten Netzpreis in Österreich. 

Der Strompreis hat sich seit 1999, wenn man die Abgaben und die Steuern, und das war ja der Anknüpfungs-punkt Ihrer Frage, der Netzpreis und der Energiepreis, verringert. Ich kann es jetzt nur für die Haushaltskunden sagen und auch für die Gewerbekunden, nicht für die In-dustriekunden, weil da gibt es eigene Stromlieferverträge. Um ein konkretes Beispiel zu nennen: Haushaltskunden mit einem Jahresverbrauch von 3 500 Kilowatt bezahlen heute um 10,50 EUR netto weniger für Energie und Netz. 

Im Gesamtpreis einschließlich Abgaben und Steu-
ern liegen wir in Wien bei den Haushaltskunden mit 3 500 Kilowatt im unteren Drittel seit der letzten Strompreiserhöhung am 1.11.2004. Das sind 33,9 EUR netto im Jahr mehr. Beim Gesamtpreisvergleich bei Gas liegen wir am zweitniedrigsten Platz.

Und was das Problem, zugegebenermaßen tatsächlich das Problem, der Strompreis- und Gaspreisentwicklung in Österreich ist, ist Folgendes: Die Steuern und Ab-gaben, insbesondere durch die Erhöhung der Energieab-gabe durch die Bundesregierung im Sommer 2000, haben sich seit 1999 um 41,30 EUR erhöht. Also 1999 wa-ren es 43,99 EUR und 2005 sind es 86,30 EUR. 

Also, um den Ball zurückzuspielen auf die von Ihnen angesprochene Anfrage: Wir würden uns für die Kunden, für die Gewerbekunden viel leichter tun, gäbe es diese massive Erhöhung der Steuern und Abgaben nicht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 5. Zusatzfrage: Herr Abg Juznic.

Abg Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Werter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! Was halten Sie von den kartellrechtlichen Bedenken?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter! Ich nehme alle diese Fragen ernst und habe versucht, auf eine vorangegangene Frage in dieser Richtung auch konkret zu sagen, welche die entscheidenden Punkte sind. 

Ich glaube, dass man das in der europäischen Dimension sehen muss, dass man davon ausgehen kann, dass es in den Netzpreisen ja in Wirklichkeit ein ganz an-deres System gibt, nämlich das System der Kontrolle durch E-Control, und dort massive Senkungen erreicht wurden, die weitergegeben worden sind, und dass bei den Energiepreisen, also dort, wo das Unternehmen ein-kauft, ganz entscheidend ist, dass wir uns die Wasserkraft bei der derzeitigen Hochpreislage von Erdgas und Erdöl erhalten, und das ist auch darauf die pauschale Antwort. 

Wir werden alles unternehmen, im eigenen Bereich die Effizienz zu steigern, sowohl in Anbetracht der Wettbewerbsverhältnisse als auch im Interesse unserer Stromkunden, und wir werden auf der anderen Seite al-les unternehmen, um unsere Kraft zu bündeln, um im in-ternationalen Wettbewerb bestehen zu können. Und dass es dafür keine Bedenken gibt aus der Sicht der Eu-ropäischen Union, ist ja bereits durch die Entscheidung aus dem Juni 2003 belegt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Damit ist die 3. Anfrage erledigt.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 02410-2005/0002 - KBZ/LM), die von Frau Abg Heike Trammer gestellt worden ist und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet ist: Warum gibt es bis dato in Wien, im Gegensatz zu anderen Bundesländern, kein Familienförderungsgesetz?

Ich ersuche um Beantwortung.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ihre Frage ist relativ kurz zu beantworten. 1999 hat es schon einmal einen ähnlichen Antrag gegeben. Damals wurde die Magistratsdirektion, das Verfassungs- und Rechtsmittelbüro, mit dieser Fragestellung konfrontiert. Ich habe damals gebeten, eine Rechtsmeinung zu bekommen. Die war sehr eindeutig, denn Familienförderung, so hat diese Beurteilung damals ergeben, ist eindeutig Bundessache, sowohl in der Gesetzgebung als auch im Vollzug. Eine Zuständigkeit des Landesgesetzgebers ist somit nicht gegeben. Es ist wohl den Län-
dern unbenommen, in solchen Angelegenheiten privatwirtschaftlich tätig zu werden und so genannte Selbstfindungsgesetze zu erlassen. Ein derartiges Gesetz würde jedoch für den Einzelnen keinerlei Vorteile bringen, da dieser keine Rechtsansprüche aus dem Gesetz ableiten kann. 

Wir haben heute schon einmal diskutiert und tun das häufig, nämlich die Sinnhaftigkeit von Regelungen in Fra-ge zu stellen. Der Unterschied zu anderen Bundesländern besteht darin, dass Land und Gemeinden nicht in jener Nähe sind, wie das in Wien der Fall ist. Wir haben auf Gemeindeebene durch Beschlüsse im Gemeinderat eine, wie ich meine, bestmögliche Förderung der Familie in den Bereichen Kinderbetreuung, Jugendwohlfahrt so-wie Freizeit und Wohnen gewährleistet, und daher sehe ich, wie ich das schon 1999 gesagt habe, für ein Familienförderungsgesetz nach den Bedingungen, die es uns möglich machen würden, Regelungen zu treffen, keine Notwendigkeit.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke.

1. Zusatzfrage: Frau Abg Trammer.

Abg Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Frau Stadträtin! Wien erspart sich durch das Kinderbetreuungsgeld jedes Jahr 4 Millionen EUR beim Karenzgeld für Beamtinnen und Beamte. Wien ist sozusagen Nutznießer dieses Geldes. Was wird gemacht, und wofür werden diese Gelder verwendet?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Diese Frage hätten Sie an den Herrn Finanzstadtrat stellen sollen. 

Ich sage Ihnen nur: Die Wienerinnen und Wiener sind nicht Nutznießer des Kinderbetreuungsgeldes, denn grundsätzlich, und das haben wir auch schon oft diskutiert, halte ich diese Maßnahme für eine falsche Maßnahme und nicht für familienfördernd, sondern für frauenfeindlich. Ich halte sie für eine Maßnahme, die Wien ins-besondere zu spüren bekommt, weil im Sinne dessen, was unsere Absicht ist, nämlich Kindergärten als familienergänzende Bildungseinrichtung zu haben, vor allem für Frauen, aber natürlich auch für jene Männer, die sich zur Familie bekennen und auch in Karenz zum Beispiel gehen, diese Regelung des Kinderbetreuungsgeldes eine absolute Falle ist, eine Falle vor allem im Hinblick auf den Berufswiedereinstieg, denn Sie wissen ganz ge-nau, dass die Regelungen hier früher enden als der Zeit-raum des Kinderbetreuungsgeldes und dass ein Berufswiedereinstieg unter Umständen mit massiven Nachteilen verbunden ist. Für jene, die ein längeres Aussteigen aus dem Beruf sich sowieso nicht leisten können oder wollen, für die ist Wien ein guter Boden, weil durch die flächendeckende Versorgung mit Kindergärten gewährleistet ist, dass es familienergänzende Einrichtungen mit Öffnungszeiten sind, die tatsächlich als solche auch ge-zählt werden können. Und in dem Sinne ist das Geld, das Sie angesprochen haben, sicherlich ein kleiner Beitrag dazu, dass wir das in Wien tun können, was wir seit vielen, vielen Jahren tun, nämlich flächendeckende Angebote zu stellen, eine soziale Staffelung zu haben, die auch sozial Schwächeren die Möglichkeit bietet, jene Bil-dungseinrichtung in Anspruch zu nehmen, und insgesamt ein soziales Netz zu haben, das zwar keine Gesetze hat, aber trotzdem sehr, sehr effizient ist.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Die 2. Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! Die GRÜNEN haben sich auch gegen das Familienförderungsgesetz ausgesprochen, einfach deswegen, weil wir anderen Instrumenten der Sozialpolitik den Vorzug geben. 

Ich möchte aber jetzt die Fragestunde dazu nutzen, um darauf aufmerksam zu machen, dass es mitten im reichen Wien auch Kinderarmut gibt und wir der Meinung sind, man sollte diese Kinderarmut bekämpfen. Jetzt müssen wir feststellen, dass es die Instrumente, die es bereits gibt in Wien – Sie haben ja einige davon aufgezählt – bislang nicht geschafft haben, die Kinderarmut in Wien zu beseitigen oder wirksam zu bekämpfen.

Meine Frage lautet daher: Was wird Wien tun, um Kinderarmut weiter zu bekämpfen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Nun, zu allererst, damit dann nicht an Hand eines Protokolls der Eindruck entsteht, dass Ihre jetzt aufgestellte These einfach so zur Kenntnis genommen wurde und mit einer Beantwortung Sie das erreicht hätten, was ja immer wieder der Hintergrund von diesen Fragestellungen oder Statements ist, nämlich ein allgemeines Bekenntnis ohne nähere Differenzierung zur Tatsache Ihrer Feststellung, es gibt Kinderarmut in Wien. Sie wissen haargenau, dass wir hier eine Differenzierung für nötig halten, dass es unterschiedlichste Definitionen von Armut insgesamt und damit auch im Speziellen von Kinderarmut gibt und dass man mit solchen Begrifflichkeiten, mit solchen Definitionen und damit auch der Festlegung, wer zu dieser von Ihnen definierten Zielgruppe gehört, sehr vorsichtig und behutsam umgehen muss. 

Aber das, was Wien grundsätzlich tut, um sicherzustellen, dass niederschwellig auf der einen Seite, kosten-günstig bis kostenlos auf der anderen Seite vor allem je-ne gesellschaftlichen Möglichkeiten, die in vielen anderen Bereichen mit großem Geldeinsatz zur Verfügung stehen, ist im Bereich der Kinder und Jugendlichen sehr einfach genannt. Es gibt eine ganze Fülle von Maßnahmen im Bereich der MA 13, die dazu beitragen, dass El-tern mit Kindern und auch Kinder und Jugendliche allein in Wien Angebote in Anspruch nehmen können, die ein-fach dazu beitragen, dass sie am kulturellen Geschehen, am Bildungsgeschehen, aber auch am Freizeitgeschehen dieser Stadt teilhaben können, ohne finanzielle Aufwendungen dafür zu haben. 

Auch das sind die Punkte, die bei einer sehr weit ausgelegten Armutsdefinition, die Sie ja immer anwenden, zum Tragen kommen. Und wie ich meine, hat Wien sowohl in den Bereichen, die ich zuerst angesprochen habe, aber auch in diesen Bereichen ein Maßnahmenbündel, das genau unseren Grundsätzen entspricht, nämlich Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit in allen Lebensbereichen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Frau Abg Lakatha.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sie haben ja gerade vorher erwähnt, dass die Rechtsabteilung der Magistratsdirektion im Jahre 1999 festgestellt hat, dass es den einzelnen Ländern unbenommen ist, ein Fa-milienförderungsgesetz zu beschließen. Und gerade im Jahre 1998/1999 vor allem gab es meines Erachtens da-mals sehr ernstzunehmende Gespräche zwischen den einzelnen Fraktionen. Es waren auch sehr, sehr viele Vereine eingebunden, und ich hatte eigentlich den Eindruck, dass auch Sie damals interessiert waren am Zustandekommen eines solchen Gesetzes, auch wenn die GRÜNEN anderer Meinung waren. 

Meine Frage an Sie ist, weil ich ja nicht annehme, dass Sie sich über Familien keine Gedanken machen und Sie nicht für Sie eintreten wollen: Warum sind die Verhandlungen damals sang- und klanglos abgebrochen worden und dann eigentlich in der neuen Periode nicht wieder aufgenommen worden?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte.

LhptmStin Grete Laska: Also für diesen Hinweis, sehr geehrte Frau Abgeordnete, bin ich sehr dankbar, denn ich weiß noch haargenau, wie die Diskussion damals in diesem Arbeitskreis oder in dieser Gruppe gelaufen ist, weil die nämlich gerade in dem Punkt der gesetzlichen Regelung zu keinem Ergebnis geführt hat, sondern es wurde sehr intensiv über die verschiedenen Maßnahmen diskutiert, auch mit den Organisationen, In-stitutionen und Vereinen, die in Wien ja mit dazu beitragen, dass es jenes große Feld und jene große Breite an Maßnahmen gibt und seitens der Stadt auch die dement-sprechenden Förderungen dazu. Aber genau diese Gruppe, die sich damals sehr ernsthaft und auch mit meinem sehr intensiven Interesse damit beschäftigt hat, ist zu dem Schluss gekommen, dass auf Grund der Tatsache, dass die gesetzliche Regelung auf Bundesebene erfolgen müsste, eine Wiener gesetzliche Regelung kei-nen Sinn macht. Das war sozusagen der Abschluss dieser Gruppe damals. Aber daraus abgeleitet wurden viele, viele Maßnahmen, die wir seinerzeit noch gemeinsam durchgeführt haben, in weiterer Folge fortgesetzt, wie ich meine, durch unsere und die gemeinsame Beschlussfassung teilweise auch hier im Hause, auch wenn es die Koalition nicht mehr gegeben hat, wodurch die Grundsatzabsicht, nämlich die Familienfreundlichkeit Wiens für die Zukunft sichergestellt zu wissen, tatsächlich auch umgesetzt wurde. 

Das heißt, auf der einen Seite ist die Frage, was kann man tun und wo ist es sinnvoll, gesetzliche Regelungen zu haben, und wo ist es effizienter, Regelungen zu treffen, die tatsächlich den Familien helfen. Ich denke mir, das Zweite tun wir. In vielen, vielen Bereich und auf gesetzlicher Ebene sind wir uns, glaube ich, auch einig, dass wir uns viele Maßnahmen wünschen, zum Beispiel ein einheitliches Gesetz auf Bundesebene, das die Kindertagesheime regelt, das die Standards festlegt, das im Hinblick auch auf die Mikrozensusuntersuchung vor ein-igen Jahren die Vielfalt und die Zahl, die Öffnungszei-
ten und die inhaltliche Qualität von solchen Einrich-
tungen und vieles andere mehr festlegt. Ich möchte hier jetzt nicht den Rahmen zu weit ausnutzen, aber nur noch einmal: Das Ergebnis der damaligen Gruppierung war nicht die Forderung nach dem Gesetz, sondern ganz im Gegenteil, die Forderung nach der Vielfalt der Maßnahmen, und das tun wir.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg Mag STEFAN.

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sie haben heute wieder wortreich erklärt, warum es kein Familienförderungsgesetz in Wien geben soll oder kann.

Meine schlichte Frage ist: Wie würden Sie den Stellenwert der Familienpolitik für Ihre sozialistische Rathausmehrheit hier in Wien bezeichnen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin.

LhptmStin Grete Laska: Genauso kurz wie die erste Frage, die die Frau Kollegin gestellt hat: Natürlich sehr hoch, und wenn Sie das Budget hernehmen, jährlich das Budget hernehmen und die Summen zusammenzählen, dann finden Sie dieses politische Ziel auch in Zahlen ge-gossen dokumentiert.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Wir kommen zur 5. Zusatzfrage: Frau Abg Trammer.

Abg Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Frau Stadträtin! Für das Bündnis Zukunft Wien ist Familienpolitik eine Gesellschaftspolitik und kei-ne Sozialpolitik. Für uns bedeutet Familienpolitik eine Querschnittsmaterie. Ich darf Ihnen kurz berichten, dass die Familienleistungen der Bundesländer, die ein Familienförderungsgesetz haben, weitaus höher sind im Vergleich zu Wien, welches keines hat. Da darf ich das Land Kärnten nennen mit Gesamtausgaben von 6,6 Millio-nen EUR im Jahr, und Niederösterreich mit einem Familienförderungsgesetz wendet sogar 8 Millionen EUR für die Familienleistungen auf, während Wien bei 4,9 Millio-nen EUR liegt. 

Für uns ist eben auch die Vereinbarkeit von Beruf und Familie wichtig. Da ist das Kinderbetreuungsgeld ein großer erster Schritt. Meine Frage ist: Werden Sie die Kosten in Wien für die Kinderbetreuung senken?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin.

LhptmStin Grete Laska: Das Problem mit Ihren Darstellungen ist immer wieder das, dass Sie wohl einzelne Punkte aus anderen Bundesländern herausnehmen und als Highlight hinstellen, aber alle anderen Vergleiche, die man in dem Zusammenhang auch anstellen müsste, zum Beispiel die Versorgungsdichte von Kinderbetreuungseinrichtungen auch als Bildungseinrichtung, nicht ziehen. Und das ist mir ganz wichtig, weil da beginnt nämlich der Vergleich schon in Niederösterreich zu hinken. Aber je weiter westlich man geht, umso schwieriger wird es.

Also wenn wir vergleichen, dann vergleichen wir insgesamt. Ich meine, dass Wien, und das beweisen auch immer wieder alle Untersuchungen und Statistiken in die-sen Bereichen, wirklich hervorragend ist. 

Und ich betone noch einmal: Ich halte das Kinderbe-treuungsgeld nicht für eine Maßnahme, die tatsächlich gesellschaftspolitisch, familienpolitisch und sozialpolitisch richtungsweisend für die Zukunft ist, sondern ganz im Gegenteil, in vielen Bereichen einen Rückschritt bedeutet, vor allem frauenpolitisch. Und daher werden Sie mich in der Frage sicherlich nicht konsensfähig mit Ihrer Meinung finden. Das beweisen auch die in der Zwischen-zeit gewonnenen Erfahrungen, dass das für Frauen im Speziellen ein Rückschritt war. Das sind Maßnahmen, denen ich nicht zustimmen kann. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen damit zur 5. Anfrage (FSP - 02409-2005/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Im Rahmen des Finanzausgleichs haben Sie der Verschlechterung des Lehrer-Schüler-Schlüssels im Pflichtschulbereich zugestimmt, ungeachtet dessen vertritt der Wiener Stadtschulrat aber die Meinung, dass dadurch ein akuter Mangel von 792 Lehrerinnen und Lehrern entstanden ist und fordert die Wiener Landesregierung auf, einen Stellenplan zu erstellen, der um ebendiese 792 Dienstposten höher liegt als im Finanzausgleich vereinbart. Werden Sie dem Vorschlag des Stadtschulrats nachkommen und damit das von Ihnen unterfertigte Abkommen zwischen Bund und Wien konterkarieren?

Ich ersuche um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Einmal mehr muss ich Sie darauf hinweisen, dass es unzutreffend ist, dass im Rahmen der Gespräche zum Finanzausgleich für die Jahre 2005 bis 2008 eine Verschlechterung des Lehrer-Schüler-Schlüssels im Pflichtschulbereich vereinbart wurde. Wahr ist vielmehr, dass das Paktum zum Finanzausgleich 2005 bis 2008 zum Thema Landeslehrer folgende wortwörtlich entnom-mene Passage enthält: 

„Landeslehrer: System der Verhältniszahlen Schüler-Lehrer-Relation bleibt wie bisher. Einrichtung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe zur Evaluierung nach zwei Jahren. 2005 und 2006 werden den Ländern vom Bund je 12 Millionen EUR im Zusammenhang mit Strukturproblemen bei sinkender Schülerzahl und sonderpädagogischem Förderungsbedarf zur Verfügung gestellt. Die Auf-teilung wird nach der Volkszahl vorgenommen. Sollte die Evaluierung kein konsensuales Ergebnis bringen, werden seitens des Bundes in jedem Fall 12 Millionen EUR auch für die Jahre 2007 und 2008 zur Abdeckung beider Problembereiche zur Verfügung gestellt."

Das ist der wörtliche Auszug aus dem Finanzaus-gleichspaktum. Es steht daher fest, dass das Lehrer-Schüler-Verhältnis im Vergleich mit dem Finanzausgleichsgesetz 2001 unverändert bleibt. 

Die jeweils unterschiedlichen Strukturen der Länder begründen eben solche Anforderungen im Schulwesen, und so kann die unbedingte Einhaltung dieser Relationen sowohl im ländlichen Raum, zum Beispiel infolge Landflucht, als auch im städtischen Ballungsraum, insbesondere wegen nichtdeutschsprachiger Immigrationsströme, zu unerwünschten Effekten führen. Es wurde daher ver-einbart, eine Bund/Länder-Arbeitsgruppe einzurichten. Deren Aufgabe wird nach dem Wortlaut des Paktums im Jahre 2007 unter anderem die Evaluierung des Systems der Verhältniszahlen in den Jahren 2005 und 2006, aber wohl auch die Evaluierung der Angemessenheit der zu-sätzlich durch den Bund zur Verfügung gestellten Mittel im Vergleich zu den bestehenden Strukturproblemen sein. 

Dass im städtischen Ballungsraum mit dem stei-genden sonderpädagogischen Förderbedarf auf Grund eines hohen beziehungsweise ansteigenden Anteils von Schülern mit nichtdeutscher Muttersprache Strukturpro-bleme einhergehen können, die die unbedingte Einhaltung der obigen Verhältniszahlen zu relativieren imstande sind, zeigt das im FAG-Paktum festgeschriebene Zugeständnis des Bundes, den Ländern in den Jahren 2005 und 2006 und auch in den beiden folgenden Jahren jeweils 12 Millionen EUR jährlich zusätzlich zur Verfügung zu stellen.

Worauf ich aber im Besonderen hinweisen möchte, ist der Widerspruch, der in der Tat besteht zwischen der Formulierung "die Aufteilung wird nach der Volkszahl vorgenommen" dieser 12 Millionen EUR und der zwischen dem Bundesministerium für Finanzen, dem Unterrichtsministerium, um es abgekürzt zu sagen, festgelegten Deckelung für Wien von 2,7 Millionen EUR. Dies steht im Widerspruch zum bestehenden Finanzaus-gleichspaktum, das wir in der Tat abgeschlossen haben.

Ich sehe daher in einer zu erwartenden Zustimmung der Wiener Landesregierung zum Stellenplan von diesen 792 Lehrern keinerlei Konterkarierung des Finanzausgleichs und des abgeschlossenen Finanzpaktums zwischen Wien und dem Bund.

Präsident Johann Hatzl: Die 1. Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Zunächst einmal zwei kurze Anmerkungen.

Erstens: Die Antwort war schön lang, aber sie hat sich nicht auf meine Frage bezogen. Das ist ein gewisser Schönheitsfehler.

Und zweitens: Vom Finanzausgleich 2005 ist in meiner Anfrage auch nicht die Rede. 

Tatsächlich ist es ja so, dass im Finanzausgleich 2000 der Lehrer-Schüler-Schlüssel zum Nachteil verändert wurde. Soviel dazu.

Aber jetzt noch einmal zu meiner Frage, weil ich hätte schon ganz gerne eine Antwort darauf. 

Im Stadtschulrat wurde beschlossen, dass die Landesregierung aufgefordert wird, einen Stellenplan zu er-stellen, der um diese 792 Dienstposten höher liegt als im Finanzausgleich vereinbart. Dazu wurden Sie also aufgefordert.

Und meine Frage war, ob Sie einen Stellenplan er-stellen lassen, der diese plus 792 Dienstposten beinhalten wird, und ob das dann auch im Bundesministerium so eingebracht wird.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Erstens einmal möchte ich Sie schon darauf aufmerksam machen, dass Sie, wenn Sie in Ihrer Frage sagen „Im Rahmen des Finanzausgleiches haben Sie", dabei auch vom letzten Finanzausgleich ausgehen. Es ist in der Tat richtig, dass Sie das hier nicht gesagt haben, aber es bedarf schon einiger Spitzfindigkeiten, um das dann so hinzudrehen, dass ich damit die Frage nicht beantwortet hätte. Das tut mir Leid, aber diese Anmerkung muss ich hier sehr wohl machen. 

Und im Übrigen habe ich Ihre Frage beantwortet, die Sie hier gestellt haben. Denn die eigentliche Frage bedeutet, ob ich beabsichtige, mit einem derartigen Beschluss der Landesregierung das Finanzausgleichspaktum zu konterkarieren. Und ich habe Ihnen geantwortet, nein, weil ich keine Konterkarierung darin sehe. 

Aber ich sage Ihnen auch mit jener – das liegt an mir – verständlichen Deutlichkeit: Jawohl, ich habe die Absicht, respektive die Frau Vizebürgermeister hat die Ab-sicht, diesen Beschluss des Stadtschulrates in der Landesregierung einzubringen. Es hat dieser Beschluss den Charakter der Antragstellung an das Bundesministerium, und dies werden wir selbstverständlich tun, schon um den optimalen Bedarf – das ist das, was der Stadtschulrat ja auch festgestellt hat – darzulegen.

Es hätte ja, wenn dieser Sonderbedarf grundsätzlich seitens des Bundes nicht anerkannt worden wäre, auch diese 12 Millionen EUR nicht gegeben. Also so ge-
sehen sehe ich da keinen Widerspruch. Ich konterkariere nichts. Und ja, wir werden ihn einbringen und, so hoffe ich, beschließen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Die Frau Präsidentin des Stadtschulrates hat in der letzten Kollegiumssitzung bekannt gegeben, dass sie, so wie im Vor-jahr, wieder rund 700 bis 800 zusätzliche Dienstposten einfordern will, so wie Sie das gerade beantwortet haben, Herr Landeshauptmann, und hat dazugesagt, dass das die Aufgabe des Landes ist, das nun sicherzustellen.

Ich habe mir erlaubt, sämtliche Protokolle und auch die Stellungnahme der Stadt Wien zum Finanzausgleich 2004 anzuschauen. Nachdem ja bereits im Vorjahr diese 700 Dienstposten auch von uns mitbeschlossen wurden, habe ich nirgendwo die Stelle gefunden, dass diese ver-handelt worden wären. Also bei Finanzausgleichsgesprächen scheinen diese 700 zusätzlichen Dienstposten nirgendwo auf.

Ich stelle daher an Sie die Frage: Werden Sie mit der Frau Präsidentin des Stadtschulrates ein Gespräch führen, in dem Sie ihr klarmachen, dass es nicht sinnvoll ist, etwas einzufordern, das nach Abschluss von Verhandlungen niemals gefordert wurde und daher auch nicht von einem Bundesministerium für Bildung, das gar nicht zuständig ist, weil das ja mit dem Finanzministerium verhandelt werden muss, gelöst werden kann?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Ich bitte wirklich um Entschuldigung, aber es ist manchmal schon ein bissel komisch, was es hier täglich an Protokollzitierungen gibt, von Protokollen, die es gar nicht gibt, weil Protokolle etwa von den Finanzausgleichsverhandlungen nur in einem Abschlussdokument vorhanden sind. Ich weiß nicht, mit welchem Papierl du da herumfuchtelst. Es interessiert mich ehrlich gesagt auch wenig. Denn selbstverständlich ist sowohl von jenen Bundeslän-dern, die Schwierigkeiten haben im Hinblick auf die Sorge, dass in kleineren Gemeinden die Schulen aufgelöst werden, als auch von jenen, wo Städteinteressen zu ver-treten sind, insbesondere natürlich auch von Wien, aber auch von anderen größeren Städten in Österreich, der sonderpädagogische Bedarf eingebracht worden. Aufgrund dessen hat man dann nicht a priori für einzelne Bundesländer gleich auch die neuen Stellenpläne verhandelt, sondern hat sich geeinigt auf 12 Millionen EUR, die in Folge gesehen dann zu valorisieren sind. Es hat dann eine Diskussion gegeben, die insbesondere mit dem Unterrichtsministerium geführt wurde im Hinblick auf die Anzahl, und ich hoffe, dass man die in der Tat notwendigen zusätzlichen Stellen feststellen kann. Was da daran verfehlt sein soll, weiß ich nicht. Ich werde mit der Frau amtsführenden Stadtschulratspräsidentin gern je-des Gespräch führen, aber nur über sinnvolle Sachen und nicht über etwas anderes.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg RUDOLPH.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! Ich hoffe, Sie attestieren mir eine sinnvolle Frage, und selbst wenn dem nicht so ist, werde ich sie trotzdem stellen.

In dem Stadtentwicklungskonvolut, das morgen zum Beschluss im Wiener Gemeinderat ansteht, im Stadtentwicklungsplan "Wien 2005", findet sich eine meines Er-achtens durchaus hochinteressante Passage, an der Sie in Ihrer Verantwortung auch für das Bildungswesen nicht vorübergehen können.

Es findet sich hier unter der Darstellung der Ausgangslage und der Herausforderungen bei der Frage nach dem demographischen gesellschaftlichen Wandel die Feststellung – und das ist eben keine Publikation, die von der Bundesebene kommt, sondern sie kommt von der Stadt Wien selber –, dass der Anteil der Bevölkerung mit geringem Ausbildungsniveau im Wiener Durchschnitt bei 33 Prozent liegt. Also ein Drittel der Wiener Bevölkerung wird hier mit einem geringen Ausbildungsniveau festgemacht. Das ist der Durchschnitt. Eine noch höhere Anzahl von Menschen in dieser Stadt haben ein geringes Ausbildungsniveau, und zwar in den Bezirken 15, 20, 2, 10, 5, 12, 16, 17, 11, 3. Also wenn Sie mitgezählt haben, sind es insgesamt 10 Bezirke, die nicht einmal diesen Durchschnitt von 33 Prozent erreichen, sondern sogar darüber liegen. Diese Bezirke sind vielfach ident mit je-nen Bezirken mit hohem Anteil ausländischer Wohnbevölkerung beziehungsweise auch von älteren Men-
schen mit niedrigem Einkommen. Ich glaube, dass das eine durchaus interessante politische Herausforderung ist, vor der Sie hier auch stehen.

Meine Frage daher an Sie, Herr Landeshauptmann: Was werden Sie tun, damit das, was hier festgestellt wurde, eine Tendenz in die richtige Richtung nimmt, nämlich dass der Anteil der Menschen in dieser Stadt mit niedrigem Ausbildungsniveau geringer wird und nicht steigt?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal: Ich qualifiziere Fragen von Abgeordneten grundsätzlich nicht.

Ich habe das auch nicht getan bei einer Frage des Herrn Abg Strobl, sondern ich habe die Qualifikation im Hinblick auf meine eigenen Gespräche, die ich zu führen habe oder nicht zu führen habe, getätigt. Das hat nichts mit der zweifelsohne sehr sinnvollen Frage, die der Herr Abg Strobl gestellt hat, zu tun. Also unterstellen Sie mir da nichts. Das würde ich niemals so tun.

Zu Ihrer eigentlichen Frage. Die geht natürlich an sich weit über die Situation einer Fragestunde hinaus. 

Ich kann zur Stunde auch nicht beurteilen, wie richtig oder wie falsch diese Aussagen sind. Sie erscheinen mir aus eigener Lebenserfahrung heraus durchaus plausibel. Denn wenn man Menschen mit nicht abgeschlossener Schulausbildung und nicht abgeschlossener Berufsausbildung als Leute mit geringem Bildungsstand bezeichnet, so wird das wahrscheinlich auch hinkommen. Und in der Tat halte ich das für eine große Herausforderung, in vielerlei Hinsicht, zunächst natürlich in humanitärer, aber auch im Hinblick auf Arbeitsmarktfragen, denn wir alle wissen, dass es Leute mit geringerer Ausbildung auch am Arbeitsmarkt besonders schwer haben. Das hängt mit vielem zusammen, vornehmlich natürlich auch damit, dass gerade Produktionsbereiche mit Hilfsarbeitertätigkeit, um das mal so zu sagen, in der alten Diktion immer weniger werden, weil diese in Billiglohnländer entsprechend abwandern, und ich gehe ja nicht davon aus, dass eine politische Gruppierung in diesem Lande vorschlägt, dass wir uns auf das Lohnniveau der Ukraine oder gar Chinas begeben wollen. Das wäre ja zweifelsohne nicht sinnvoll. Daher sind Bildung und Ausbildung, was nicht das Gleiche ist, von entscheidender Bedeutung dazu. 

Und hier geht es, so denke ich, in ganz hohem Ausmaß auch darum, gerade bei den jungen Leuten anzusetzen, aber auch zu animieren, dass Erwachsene Erwachsenenausbildungsbereiche nutzen. Das ist schwierig genug, wie wir alle miteinander wissen. Da gibt es auch kulturelle Barrieren zu erwähnen, da gibt es persönliche Schranken, die die Zugänge entsprechend er-schweren. Aber das ist so aus meiner Sicht heraus gesehen der entscheidende Punkt.

Der eine ist der Schulbereich, gar keine Frage. Hier sind jene Anforderungen auch zu erfüllen, die es gerade den jungen Leuten im Schulbereich selbst ermöglichen, dem Schulunterricht entsprechend zu folgen. Daher ist diese, wenn man so will, Doppelbestückung der Lehrer eine Unabdingbarkeit in den Klassen selbst. Natürlich werden wir den Schulausbau auch zu betreiben haben in Richtung billiger Schulangebote. Das geht allerdings dann schon einen Schritt weiter. Und darüber hinaus haben wir zweifelsohne auch die Erwachsenenbildungseinrichtungen tatsächlich mit jenem Stellenwert zu versehen, den sie letztendlich auch verdienen. Umso unverständlicher ist es mir, dass etwa der Bund einen erheblichen Teil seiner Zuschüsse zum Erwachsenenbildungsbereich entsprechend gekürzt hat. Denn gerade dort be-steht am ehesten die Möglichkeit, auch für Erwachsene nicht nur zu Sprachausbildungen, sondern auch zu anderen Ausbildungen zu kommen, um ihnen sohin eine bes-sere Lebenssituation zu ermöglichen. 

Es wäre darüber hinaus noch eine ganze Menge 
über die Fragen einer Veränderung der Pädagogik zu sa-gen, es wäre eine Menge zu sagen über Änderung 
der Schulorganisation. Wir alle wissen ja hoffentlich seit PISA, dass andere pädagogische Formen sehr viel 
mehr ihr Ziel erreichen, als das unsere Struktur in einer Schule, die eher dem 19. Jahrhundert entspricht als dem 21. Jahrhundert, ermöglicht.

Aber ich will jetzt da im Zuge der Fragestunde darauf verzichten. Ich bin aber jederzeit gerne bereit, dies in ei-nem längeren Diskurs auch zu tun. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Vettermann.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Landeshauptmann! Nachdem Sie ja jetzt schon nach meiner eigenen Mitzählung zum dritten Mal diese Frage der 792 zusätzlichen Dienstposten beantwortet haben und auch zum Finanzausgleich diskutiert wurde, ich Ihnen Recht gebe zu PISA, - und ich frage auch nicht zum Bund, weil das auch schon erschöpfend diskutiert wurde - möchte ich Sie sozusagen zur Pädagogik im eigenen Haus fragen, nachdem Sie ja - aller guten Dinge sind drei - dreimal eine inhaltlich gleiche Antwort gegeben haben: Wie oft, schätzen Sie, werden Sie diese oder eine ähnliche Frage noch beantworten, bis sie alle Abgeordneten im Haus auch verstanden haben? (Heiterkeit.)

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich werde diese Frage beantworten, so oft sie eingebracht wird, mit jener durch die Verfassung und die Geschäftsordnung vorgesehenen Geduld und vielleicht auch mit einem Funken von pädagogischem Eifer. (Heiterkeit.)

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Susanne Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! Offensichtlich muss man Sie oft fragen. Mein Vorredner hat ja Recht. 

Also, ich habe jetzt die Sachen so verstanden: Auf der einen Seite haben Sie im Finanzausgleich 2000 die Kürzungen vorgenommen. Das war die Änderung des Lehrer-Schüler-Schlüssels. Das ist abgehakt, haben wir oft besprochen, ist so. Da haben Sie gesagt: Okay, ja zu den Kürzungen.

Dann kommt der Stadtschulrat und sagt: Mit diesen Kürzungen können wir nicht leben, wir brauchen zumindest 792 Lehrer mehr. Jetzt sagen Sie wieder: Ja, es stimmt auch, Sie brauchen 792 mehr. Dann werden Sie aufgefordert, einen Stellenplan zu erstellen, durch die Landesregierung erstellen zu lassen, wo auch die 792 vorkommen. Jetzt sagen Sie mir, ja, auch das werden Sie machen. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, dass das an Wider-sprüchlichkeit ja kaum noch zu überbieten ist, einfach als Feststellung. 

Daher auch meine klare Antwort an den Herrn Abg Vetermann: Die Frage wird noch oft kommen, und zwar so oft, als es davor halt keine Antwort darauf gibt. Es wird sein müssen. 

Ich möchte aber jetzt zu meiner letzten Frage kommen, und zwar geht es da um eine Einschätzung, eine politische Einschätzung von Ihnen. Ich hoffe, Sie sind be-reit, eine derartige abzugeben. Es wird ja, es ist anzu-nehmen, demnächst wieder einmal die Sozialdemokratische Partei in der Bundesregierung sitzen. Und dann wäre ja zu erwarten, dass alles das, was der große Vorsitzende Gusenbauer ständig auf dem Gebiet der Bildung einfordert, nämlich Innovation, mehr LehrerInnen, die SPÖ, die große Bildungspartei und so weiter und so fort, was ich gerne glaube, dass dann auch ein neuer Finanzausgleich möglich sein wird, dann auf sozialdemokratischen Druck hin, der den Lehrer-Schüler-Schlüssel wieder so verändern wird, dass man ein Schulsystem, ein modernes Schulsystem aufrechterhalten kann. Teilen Sie meine Einschätzung und werden Sie als Wiener Landeshauptmann Druck in die Richtung ausüben, dass dann der Finanzausgleich wieder positiv verändert wird für die Schulen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also ich werde versuchen, die – Widersprüchlichkeit haben Sie es genannt; ich will bei der Begrifflichkeit bleiben – etwas zu lindern, denn of-fenkundig hat der Herr Abg Vettermann ja doch Recht. Man muss Dinge oft genug wiederholen, und wenn man es in der gleichen Fragestunde bei der gleichen Frage tut. 

Ich möchte Sie auf einen klitzekleinen Umstand hinweisen, dass zwischen dem Jahr 2000 und dem Jahr 2005 der neue Finanzausgleich liegt, und der neue Finanzausgleich beinhaltet, ohne jetzt alle alten Geschichten, die wir ohnehin mehrmals hier besprochen haben, wieder zu rekurrieren, einen wesentlichen und entscheidenden Fortschritt, nämlich jenen, dass es 12 Millio-nen EUR zusätzlich gibt, zusätzlich zu dem, was seinerzeit vereinbart wurde. Das heißt, es wird vom Prinzip her anerkannt, dass es notwendig ist, im ländlichen Raum Schulen zu erhalten aus strukturellen Gründen und in den Städten sonderpädagogischen Bedarf entsprechend abzudecken. Das halte ich für einen grundsätzlichen Fortschritt. Ich denke, dass auch die Evaluierung ihren Fortschritt hat, denn die Evaluierung wird zeigen, dass sich der Herr Finanzminister und die Frau Bundesminister in der Vergangenheit im Irrtum befunden haben, als sie meinten, das sei nicht notwendig. 

Ich halte es daher überhaupt nicht für widersprüchlich, nicht einen Funken eines Widerspruchs, genau vor diesem Hintergrund der prinzipiellen Anerkennung, die sich auch materiell niedergeschlagen hat in Form von 12 Millionen EUR, zu sagen, jawohl wir brauchen im son-derpädagogischen Bereich mehr Lehrer, und aus diesem Grund werden wir selbstverständlich, ohne damit in Widerspruch zur Zustimmung zu diesem Finanzpaktum zu kommen, diesen optimalen Vorschlag des Stadtschulrates auch entsprechend einbringen. Ob dies vom Unterrichtsministerium anerkannt wird, weiß ich nicht. Wir wol-lten einen Antrag an das Bundesministerium einbringen. 

Was ich mir eigentlich erwartet hätte von Ihnen, wäre nicht wieder einmal die Schuldzuweisung an die Wiener Stadtregierung und an den Wiener Bürgermeister, sondern die Unterstützung dafür, dass erstens diese Zahl anerkannt wird und zweitens, dass diese Vereinbarung zwischen dem Finanzministerium und dem Unterrichtsministerium auf die Deckelung von 2,7 Millionen EUR für Wien entsprechend aufgehoben wird, weil die in der Tat dem Finanzausgleichspaktum widerspricht, mit in Einklang damit zu bringen. 

Aber wie ich schon sagte, ich nehme zur Kenntnis was immer Sie zu tun gedenken, was immer Sie hier auch an Fragen zu stellen haben, und gehe grundsätzlich davon aus, dass wir diese Frage auch noch des Öfteren gemeinsam diskutieren werden.

Was nun die Frage an die Bundesebene betrifft, so geht es überhaupt nicht um eine politische Einschätzung meinerseits. Ich gehe grundsätzlich von zwei Elementen aus. Das erste Element ist, dass selbstverständlich bei einer allfälligen Regierungsbeteiligung der Sozialdemokraten auf der Bundesebene - die ja nicht gesichert ist, es gibt ja andere politische Varianten auch, die zur Diskussion stehen und die man ja in der Öffentlichkeit auch immer wieder abhandelt - dann eine entsprechende An-zahl von Lehrern zur Verfügung steht, die ohne solche Krücken wie diese 12 Millionen EUR beim letzten Finanzausgleich auch auskommen können, sondern dies im Normalfall auch abgehandelt wird. Und ich gehe zum Zweiten natürlich auch davon aus, dass die bildungspolitische Frage wesentlich mehr ist als die Anzahl von Lehrern, wesentlich mehr, dass sie auch eine Frage von In-halt und Vermittlungsdidaktik und vielen anderen Bereichen ist. Aber ich kann letztendlich nur hoffen, dass Sie für dasselbe eintreten für den Fall, dass die GRÜNEN in der Regierung sind. Ich wünsche Ihnen dazu viel Vergnügen.

Präsident Johann Hatzl: Die Fragestunde ist beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Vorher darf ich aber noch mitteilen, dass die Frau Abg Feldmann und die Frau Abg Schöfnagel entschuldigt sind. 

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die enorme Erhöhung des Spitalkostenbeitrags ist eine weitere unzumutbare Belastung auf dem Rücken der Wiener" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun als Erstredner Herrn Abg Kowarik, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit – aber er weiß das – mit 10 Minuten be-grenzt ist. 

Der Abg Kowarik hat das Wort.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist tatsächlich so, dass dieser Spitalskostenbeitrag, der nunmehr erhöht wird, eine wirklich enorme Erhöhung ist, wenn man davon ausgeht, dass er bisher 5,75 EUR betragen hat und nunmehr 7,82 EUR betragen wird. Das sind immerhin 36 Prozent, und das ist bei einer Erhöhung doch allerhand. Wenn bei einer anderen Gelegenheit eine Erhöhung gemacht würde, würde sich die Stadt Wien und würden sich vor allem die Sozialdemokraten ganz vehement dagegen wehren. Hier wird es so-zusagen zwischen Tür und Angel gebracht und noch da-zu verbrämt mit der Tatsache, dass man meint, man macht eine soziale Abfederung. 

Auch zu dieser sozialen Abfederung wäre etwas zu sagen, denn es bleibt dabei, dass auch einer, der wenig Geld hat und mit dem Sozialpass E, glaube ich, ausgestattet ist, trotzdem 5,75 EUR bezahlen muss und auf einen Spitalskostenbeitrag von insgesamt 7,93 EUR kommt. Das ist ein ganz ein erheblicher Betrag, und man hätte sich vielleicht überlegen können, hier doch noch et-was sozialer vorzugehen. Denn stellen Sie sich vor, so ein Sozialpassbesitzer muss 20 Tage ins Spital. Der wird dann an die 2 000 ATS Beitrag zahlen müssen, das sind 158 EUR, die bei einem Gehalt oder bei einem Einkommen von knapp über 900 EUR doch ein erheblicher Bei-trag sind. 

Und das Überraschende ist ja hier bei dieser Erhöhung, dass vor allem die eigene Fraktion im Parlament vehement dagegen war. Ich erinnere mich, wir hatten auch hier im Gemeinderat eine diesbezügliche Debatte, wo wir darauf hingewiesen haben, dass Gusenbauer und Genossen massiv Stellung genommen haben. Auch da-mals hat sich Lhptm Haider gegen diese Art der Finanzierung des Gesundheitssystems vehement geäußert, sodass es dann dazu gekommen ist, dass es den Ländern überlassen bleibt. 

Dass nunmehr ausgerechnet die Stadt Wien hergeht und als eines der wenigen Bundesländer diese Erhöhung vornimmt, ist bedauerlich. Ich meine, wir haben es ja heute schon in der Fragestunde gehört, dass es gar nicht notwendig gewesen wäre, wenn viele Dinge, die schon seit Jahren anstehen und die auch heute wieder angesprochen worden sind, verwirklicht worden wären. 

Wir haben heute gehört, 1,8 Millionen EUR sollen hier lukriert werden, und nicht einmal dieser Betrag ist ganz sicher, denn aufgrund dieser sozialen Staffelung wird es wahrscheinlich weniger werden. 

Ich erinnere mich an eine Debatte im Gesundheitsausschuss, wo wir den Rechnungshofbericht diskutiert haben und wo wir zur Kenntnis nehmen mussten, dass die Fehlbelegung von Krankenhausbetten durch Pflegebetten zum Beispiel dem SMZ-Ost einen jährlichen Verlust oder jährliche Kosten, zusätzliche Kosten von 3 Mil-lionen EUR beschert hat. Und das wäre eine Möglichkeit, dass man hier tatsächlich jene Strukturveränderungen und jene Änderungen macht, die notwendig sind und die ja nicht neu sind. Wenn die Frau StRin Brauner heute breit angekündigt hat, was hier alles geschehen soll, so ist das ja nicht neu. Ich habe hier ein Papier, das wir auch im Gesundheitsausschuss diskutiert haben vor neun Jahren. Es war am 8. Mai 1996, wo der Herr StR Rieder, der damalige VBgm StR Rieder, hier Konsequen-zen der neuen Krankenhausfinanzierung für Wien aufgezeigt hat und unter anderem gefordert hat oder festgestellt hat, dass es kostengünstig wäre, wenn man eine flexible Diensteinteilung für Ärzte machen würde. Bitte, das haben wir vor neun Jahren diskutiert, und jetzt wird es wieder diskutiert und als die große Möglichkeit einer Veränderung hingestellt. Ein eigenes Konsolidierungs- und Sparprogramm für Wiener Spitäler, Strukturreform der Spitalsambulanzen, das zieht sich ja wie ein roter Fa-den durch die Gesundheitsdiskussion. Ich erinnere mich noch an jenen, wie soll ich sagen, Diskussionsbeitrag des Herrn StR Rieder, der damals einen Ambulanzbeitrag von 500 ATS gefordert hat, damit die überlaufenen Ambulanzen sinnvoller besucht werden und der Weg zum niedergelassenen Arzt gefunden wird. Es ist dazu nicht gekommen, weil wir auch gesagt haben, es ist viel zu hoch. Es wurde dann von der Bundesregierung im Rahmen dieser Gesundheitsreformen ein Ambulanzbetrag in den Raum gestellt, der vehement bekämpft worden ist. Und jetzt hören wir wiederum, dass man sich endlich einmal überlegen muss, wie man die Ambulanzen entlastet. Man spricht zum Beispiel auch vom AKH, ob 300 Ambulanzen notwendig sind, ob hier nicht Veränderungen gemacht werden sollen und so weiter und so fort. 

Nun, man hat alle diese Probleme liegen gelassen, nicht weitergeführt. Ich lese auch weiter in dem Papier: Strukturreform außerhalb der Spitäler. Da könnte ich fast annehmen, dass die Frau StRin Brauner das vor sich hat und daraus zitiert. Da wird davon gesprochen, dass es endlich dazu kommen muss, dass die Zusammenarbeit mit dem niedergelassenen Bereich verbessert wird, dass hier endlich Maßnahmen ergriffen werden sollen, dass auch Fachärzte zum Wochenende erreichbar sind und dass nicht alles in die Ambulanz gehen muss. Es wurde damals verhandelt, und ich kann mich erinnern, auch im Gesundheitsausschuss ist es vielfach angesprochen worden. Es ist aber leider Gottes nie verwirklicht worden, es wird nur immer wieder weiterdiskutiert.

Auch die Tatsache, dass die ärztliche Versorgung in den Ballungszentren, in den neuen Stadtentwicklungsge-bieten doch zu wünschen übrig lässt im Gegensatz zu der Ärztedichte in den so genannten alten Stadtgebieten, wird immer wieder diskutiert, und es wird auch davon ge-sprochen, dass man mit der Krankenkasse hier enger zusammenarbeiten soll und so weiter und so weiter. Es wird davon gesprochen und nicht gemacht, aber statt dass das eine oder andere, das wirklich sinnvoll wäre, verwirklicht wird, erhöht man beinhart und ungeheuerlich den Spitalskostenbeitrag.

Und wenn es auch vielleicht nicht viel ist, was hier eingebracht wird, so muss man sich doppelt fragen: 

Erstens: Warum macht man es dann? 

Zweitens: Es ist natürlich viel für den einzelnen Betroffenen, der zum Beispiel 20 Tage, 28 Tage oder auch 10 Tage im Spital liegt. Für ihn ist diese Erhöhung allerhand. 

Wir haben gesagt, 36 Prozent und da kann man es drehen und wenden wie man will. Es ist eine Erhöhung, die unsozial ist, nicht notwendig ist und die durch andere Dinge, durch andere Verbesserungen, durch Strukturreformen und durch sonstige Angelegenheiten verbessert hätte werden können beziehungsweise, wo erhebliche Einsparungspotentiale sind, die durchaus ergriffen werden können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Angelegenheit mit den Akutbetten: Es wird ja ständig diskutiert, aber eigentlich geschieht gar nichts. Es wurde uns jetzt hier wieder ein neues Spital im Norden Wiens angekündigt, das sicherlich notwendig ist. Vielleicht hätte man Floridsdorf mehr ausbauen können, aber wir haben im Gesundheitsausschuss gehört, dass das auf Grund verschiedener baulicher Gegebenheiten nicht geht. Es ist sicherlich notwendig, dass dort auch eine entsprechende Regionalversorgung aufgebaut wird. Aber ich denke, bevor man das angeht, ist doch zu überlegen, wie weit die Ausstattung der alten Spitäler noch tragbar ist, wie weit die diversen Operationssäle auch heute noch den Standards entsprechen und so weiter. Und auch hier müsste man sich überlegen, in welcher Art und Weise man die Akutbettenzahl eben reduziert. Jetzt hat es den Anschein, dass wir mehr Akutbetten bekommen.

Ich bin neugierig, in welcher Art und Weise der neue Generaldirektor es schaffen wird, hier einerseits neue Betten zu bauen und andererseits abzubauen. Es wird sicherlich nicht leicht sein, aber es ist unbedingt notwendig.

Es gibt auch andere Möglichkeiten, hier Geld zu sparen, ohne darunter die Versorgungsqualität leiden zu las-sen. Da wird vielfach von den Doppelbefundungen, von vielfachen Untersuchungen und Zweituntersuchungen gesprochen und das nicht nur im niedergelassenen Bereich und dann anschließend im Krankenhaus, sondern auch in den Spitälern selbst. Ein Beispiel möchte ich hier geben, das wirklich interessant ist. Wenn man das auf viele andere Gegebenheiten umlegt, dann ist hier einiges Sparpotential vorhanden.

Es gibt einen Fall, das ist belegt, ich habe ihn von einem Primararzt bekommen: Eine 84-jährige Frau wird im Mai am linken Auge operiert und wird vorher total untersucht, auch HIV-Untersuchung und so weiter und so fort. Drei Monate später, im Sommer, wird das rechte Auge operiert und da wird die ganze Latte von HIV angefangen wiederum gemacht. Ich frage mich, ob es wirklich sinnvoll war, zweimal hintereinander diese teuren Untersuchungen zu machen. Hier wäre ein Sparpotential vorhan-den. Ich sehe ein, es ist sicherlich schwierig, das in dieser Art und Weise durchzuführen, aber schlussendlich haben wir eine entsprechende Verwaltung des Krankenanstaltenverbunds und es wird hier auch immer vollmundig davon gesprochen, dass diese Sparpotentiale endlich aufgegriffen werden.

Wie gesagt, vor neun Jahren hatten wir ein interessantes Papier. Ich will gar nicht von den Spitalsschließungen sprechen, die hier angeführt sind. Für die Semmelweis-Klinik sollten schon damals Überlegungen gemacht werden, wie sie geschlossen wird. Wir haben sie heute noch nicht geschlossen und es wird jetzt wieder darüber gesprochen, in welcher Art und Weise das gemacht werden soll.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Mag Helmut Kowarik (fortsetzend): Unabhängig davon - statt dass man das eine oder andere, was schon längst überfällig wäre, verwirklicht, geht man her und er-höht hier beinhart diesen Spitalskostenbeitrag.

Es hat für mich auch den Anschein, ich habe mir das ausgerechnet, dass die heutige Landtagssitzung nicht zuletzt deshalb einberufen wurde, um hier noch rasch vor den Wahlen, noch entfernt vom Wahltermin.

Präsident Johann Hatzl (nochmals unterbrechend): Herr Abgeordneter, zum Schlusswort bitte.

Abg Mag Helmut Kowarik (fortsetzend): …diese Erhöhung durchzubringen. Am 29. wurde das eingebracht und innerhalb von zwei Monaten ist es zu erledigen. Gut, das wäre am 30. Juni auch noch möglich gewesen. 

Tatsache ist und da kann man daran rütteln wie man will, es ist eine unsoziale Erhöhung und wir wehren uns heftigst dagegen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich darf für die weiteren Wortmeldungen in Erinnerung bringen, dass sich die Da-men und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Pilz gemeldet. Sie hat das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! Meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen!

Herr Kowarik hat für die FPÖ eine Aktuelle Stunde ausgerufen, wo von der FPÖ der Spitalskostenbeitrag zum Thema gemacht wird - für mich ja nun schon ein bisschen seltsamerweise -, denn man darf ja nicht vergessen, dass es die 15a-Vereinbarung war, die Ihre Bundesregierung beschlossen hat, die diese Option auf-gemacht hat, dass man den Ländern die Möglichkeit frei gibt, den Spitalskostenbeitrag anzuheben. Also wenn Sie das so gar nicht gewollt hätten, dann hätten Sie bei Ihrer eigenen Regierungsfraktion gleich die Sperre - hier werden wir überhaupt nichts wollen und tun – durchgesetzt. Das wäre konsequente Politik gewesen! Jetzt ist es halt schon ein bisschen heuchlerisch, dieses Thema hier zum Thema zu machen!

Nichtsdestotrotz haben sich die GRÜNEN und werden sich die GRÜNEN ganz ausdrücklich und auch heute und hier gegen alle Maßnahmen aussprechen, die ein-seitig und ungerecht die Kranken belasten. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es ist eine Binsenweisheit der Gesundheitsexperten und -expertinnen, dass die Belastung der Kranken, die Belastung der Menschen zu dem Zeitpunkt, wo sie das Gesundheitssystem, zu dessen Finanzierung sie durch ihre Beiträge ja weiß Gott ihren Anteil beitragen, genau der falsche Weg ist und man sie dann bestraft, wenn sie das Spital brauchen.

Frau StRin Brauner hat heute in der Fragestunde schon gemeint, die Gefahr ist nicht so groß, denn es wä-re hier bezüglich der sozialen Verträglichkeit ohnehin eine Sicherung eingezogen. Na, das wäre ja noch schöner, wenn Sie auch noch die ganz, ganz Armen dieser Stadt mit diesem Beitrag belasten würden! Aber auch für die Mittelschicht und für die unteren Einkommensgruppen, die keinen Sozialpass haben, Frau Stadträtin, ist dieser Spitalskostenbeitrag ein weiterer Baustein zur katastrophalen Belastung der Menschen im Gesundheitssystem und da tragen Sie jetzt, so wie die schwarz-blau-orange Bundesregierung, ihren Teil zur falschen Politik bei.

Ich habe vor kurzem mit einer Apothekerin gesprochen, die gesagt hat, dass die Menschen oft verzichten, sich ein Medikament abzuholen, weil die Rezeptgebühr für sie schlicht zu hoch ist. Das ist schlimm genug, 
das hat die Bundesregierung zu verantworten! Wenn Sie 
es jetzt verantworten, dass sich eine Familie überlegen muss, ob sie es sich leisten kann, dass ein Familienmitglied ins Spital geht, weil hier der Spitalskostenbeitrag zu entrichten ist, dann ist das eine Bankrotterklärung der Gesundheitspolitik in dieser Stadt! (Beifall bei den GRÜ-NEN.)
Es gibt weiß Gott Alternativen und wir haben heute in der Fragestunde schon darüber gesprochen, dass Sie bis jetzt nicht im Stande waren, die Einsparungs- und Rationalisierungspotentiale im Gesundheitssystem wirklich anzugehen. Es ist auch kein Wunder, warum Sie das nicht tun, denn da müssten Sie die Menschen, die in die-ser Stadt sehr viel haben, zur Kasse bitten: Führungsschichten im Krankenhausbereich und gut verdienende Ärzte und Ärztinnen. Stattdessen ist es ganz einfach, die Kranken zu belasten. Und Sie verzichten auf die dringend notwendige und längst schon geforderte Reform der Akutbetten.

Frau Stadträtin, Sie reden davon, dass Sie die Akutbetten abbauen, Sie tun es nur nicht. Ihr Spitalskonzept beschränkt sich leider auf die Mitteilung der Errichtung des Nordkrankenhauses. Dem stehen wir nicht im Weg, Frau Stadträtin, denn es ist sinnvoll, in Transdanubien auszubauen und daher kann ich auch den Antrag der GRÜNEN im 22. Bezirk verstehen, dass sie sagen, sie wollen einen vierten Bettenturm. Es sind Floridsdorf und Donaustadt tatsächlich noch nicht ausreichend versorgt. Aber diese Versorgung muss durch Verlagerung, Frau Stadträtin, erfolgen und das wird die Semmelweis-Klinik und die Orthopädie nicht leisten können, denn man braucht nur Ihre Rechnung über die Ausbaupläne des Nordkrankenhauses nachvollziehen,…

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): …dann ist es eine Ausbauleistung und kein Abbau.

Machen Sie das, was Ihnen das Kontrollamt mitgegeben hat und renovieren Sie den Krankenanstaltenverbund! Das Kontrollamt wirft Ihnen vor, dass die Erfolgsziele nicht erreicht werden, die Wirtschafts- und Jahresabschlüsse nur bedingt aussagekräftig sind, dass sie kei-ne operativen Erfolgsziele haben und ein ausgeglichenes Ergebnis nur durch effizienten Ressourceneinsatz möglich wäre.

Frau Stadträtin, das alles bleiben Sie schuldig, das alles sind Sie schuldig! Stattdessen nehmen Sie den Menschen Geld weg, weil Sie sich nicht drüber trauen, die Dinge von Grund auf zu renovieren. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Schmalenberg.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags auf insgesamt 10 EUR pro Tag ist nicht nur unsozial, sondern sie ist auch unmenschlich und sie wäre absolut nicht notwendig, wenn wir eine verantwortungsvolle Stadtregierung hätten! Das sagen nicht nur wir von der Opposition, das sagen nicht nur Experten im Gesundheitswesen, sondern das sagt auch der SPÖ-Vorsitzende Gusenbauer. Es ist leider so, dass es ihm nicht gelungen ist, den Sozialabbauer Häupl zu bremsen. Diese unsoziale Gebühr wird heute von der SPÖ Wien beschlossen. Die Patienten werden dadurch bestraft. Sie werden nicht nur deshalb bestraft, weil sie krank sind, da sind sie sowieso arm genug, sondern sie werden auch für die Reformfaulheit der SPÖ‑Stadtregierung bestraft und das ist etwas, was wir zutiefst ablehnen.

Wien hat europaweit die höchsten Kosten pro Spitalsbett und von den Strukturmaßnahmen, die Sie schon seit vielen, vielen Jahren ankündigen, wurden in der Ver-gangenheit fast keine umgesetzt. Im Gegensatz dazu haben Sie der KAV-Führung noch vor ganz kurzer Zeit fürstliche Gagen zugesprochen. Privilegien und Sonderverträge für die Chefetage sind nach wie vor in Wien gegeben, daran hat sich nichts geändert. Nach wie vor wird in Wien im Gesundheitssystem beim Personal gespart, etwa bei der Pflege oder bei den niedrigeren Hierarchieebenen. Auch daran hat sich in Wien nichts geändert. 

Generell lässt sich die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags nahtlos in eine lange Liste von Erhöhungen ein-tragen, die die Wiener SPÖ in der vergangenen Legislaturperiode vorgenommen hat, Erhöhungen, die die Wienerinnen und Wiener massiv belasten: Die Strom- und Gaspreise, die Müllgebühren, die WIENER LINIEN, über-all wurden die Gebühren erhöht und jetzt wird auch noch schnell vor dem Sommer der Spitalskostenbeitrag angehoben. 

Überhaupt wurden in der vergangenen Zeit keine Reformen durchgeführt. Der Bürgermeister hat die meiste Zeit gefeiert. Seinen Geburtstag hat er mit 3 000 Gästen gefeiert, das Parteijubiläum hat er gefeiert, die Feiern sind fortgegangen und fortgegangen. Dann hat er über den Wahltermin zu spekulieren begonnen. Wochenlang wurde jetzt diskutiert, wann die Wahlen stattfinden sollen und jetzt wird noch schnell vor dem Sommer der Spitalskostenbeitrag erhöht. Da denke ich mir doch, dass das etwas ist, was die Wienerinnen und Wiener spüren, was sie wahrnehmen, wenn der Bürgermeister auf der einen Seite den Spitalskostenbeitrag erhöht und sich dann rasch mit seinem Team in den Urlaub aufmacht, um in der Toskana die Seele baumeln zu lassen, während die kranken Menschen in Wien 10 EUR pro Tag Abgaben zahlen müssen. Das ist etwas, was wir ablehnen, eine Privilegienerhaltung für die KAV-Führung durch diese Abgabe. Diese Maßnahme ist zutiefst unsozial.

Die SPÖ Wien ist ein Geflecht von Freundschaften, von Abhängigkeiten und Protektion und hat jedes Verant-wortungsgefühl und Augenmaß verloren. Das zeigt sich ganz besonders deutlich im Spitalsbereich, im Wiener Krankenanstaltenverbund. (Beifall beim BZW.)

Sonderverträge, Doppelt- und Dreifachgehälter für Primarärzte und leerstehende Objekte, die um teures Geld finanziert worden sind - all das hat sich nicht geändert. Selbst aber haben Sie jede Maßnahme, die der Bund gesetzt hat - Erhöhungen oder sonstige Strukturmaßnahmen -, als unsozial angeprangert und jetzt gehen Sie her und sind die ärgsten Sozialabbauer!

Wir vom Bündnis Zukunft Wien werden heute ei-
nen Antrag einbringen, dass dieses Gesetz, in dem 
auch einige Maßnahmen enthalten sind, die absolut be-
grüßenswert und notwendig sind, auch ohne die ge-plante Spitalskostenbeitragserhöhung beschlossen werden kann. Wir bitten daher um Ihre Zustimmung. (Beifall beim BZW.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor allem meine Damen und Herren von der Sozialistischen Fraktion!

Ihr Möchtegern-Bundeskanzler Gusenbauer und sein Adlatus Darabos haben ja anlässlich der Finanzausgleichsverhandlungen einen Spitalskostenbeitrag striktest abgelehnt. Sie haben damit sogar den VBgm Rieder desavouiert. Offenbar haben Gusenbauer und Darabos keine Ahnung davon oder sie schauen weg oder legen die Ohren um, dass die Wiener Genossen Lhptm Häupl und StRin Brauner, die offensichtlich nicht da ist - anscheinend ist diese Diskussion nicht interessant -, genau das heute hier vorhaben. Mit einem Wort: Die Wiener Genossen sind Sozialabbauer in den eigenen sozialdemokratischen Reihen! (Beifall bei der ÖVP.)

Uns von der Wiener ÖVP sind die Wienerinnen und Wiener nicht gleichgültig, schon gar nicht, wenn sie krank sind (Beifall bei der ÖVP.), denn es ist unglaublich – und das ist ja schon von den anderen Kollegen der Op-position aufgezeigt worden –, dass diese Kranken die Zeche für jahrzehntelange Versäumnisse in der Gesundheitspolitik zahlen sollen. Nicht mit uns! 

Sie werfen durch Fehlplanungen, durch Misswirtschaft und auch durch Ihre Abneigung für ein kreatives Denken das Geld der Bürger wahllos beim Fenster hinaus. Ich kann jetzt hier keine Beispiele anführen, weil fünf Minuten zu kurz sind, aber ich verweise nur auf den Kontrollamtsbericht für das Geriatriezentrum Süd: Statt 36 Millionen, wie die Planung war, sind mehr als 50 Mil-lionen ausgegeben worden! Das sind 14 Millionen Schaden für den Steuerzahler! Und ein kleines Detail am Ran-de: Da hat es einen Architektenwettbewerb gegeben und der 13.-Platzierte kam zum Zug! Das regt keinen Gusenbauer, keinen Darabos, keinen Häupl, keine Brauner auf! Welches Geschrei würden Gusenbauer, Darabos, Häupl, Brauner und so weiter veranstalten, gäbe es im Bund ei-nen solchen Bewerb und der 13.-Platzierte gewänne! (Beifall bei der ÖVP.)

Es ist richtig, die Länder haben vom Bund eine Erhöhungsermächtigung bis 10 EUR erhalten. Aber was be-deutet das? Wenn alle ausgabenrelevanten Reformmaß-nahmen gesetzt werden und trotzdem noch Mittel feh-len, dann kann auch einnahmenseitig über Verände-
rungen nachgedacht werden. Aber die SPÖ-Alleinregie-rung ignoriert Reformvorschläge der Opposition. Sie drückt sich daher vor Reformen und macht es sich sehr einfach: Sie einigt sich zu Lasten Dritter, nämlich auf dem Rücken der Steuerzahler, auf dem Rücken der Kranken, denn sie erhöht den Spitalskostenbeitrag um 37 Prozent! (Beifall bei der ÖVP.)

Sie treffen damit Menschen, die sich nicht wehren können, weil sie so krank sind, dass ein Spitalsaufenthalt notwendig ist. Ich kenne niemanden, der sich gerne in ein Spital legt. Ich kenne aber zur Genüge die Geldverschleuderungssucht der Wiener SPÖ-Alleinregierung. Stellen Sie diese endlich ab! Dann haben Sie genug Geld, um die Wiener Gesundheitspolitik ausreichend fi-nanzieren zu können, ohne dass die Kranken zusätzlich belastet werden! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Herr Abg Wagner.

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ladenhüter, auch wenn man sie öfters wiederholt, werden dadurch auch nicht zu neuen Artikeln. Was Sie jetzt gerade an einem Beispiel gesagt haben, Frau Kollegin Korosec, betrifft die Situation eines Architektenwett-bewerbs noch unter Herrn Generaldirektor Naegler, den wir jetzt schon lang nicht mehr haben. In der Zwischenzeit gibt es schon den übernächsten. Aber sei’s drum, auch das soll in einer Diskussion erlaubt sein.

Meine Damen und Herren, Herr Präsident, hoher Landtag! Ich soll Ihnen heute einen schönen Gruß ausrichten. Jetzt werden Sie mich fragen, wer Sie schön grüßen lässt. Ich kann es Ihnen sagen, ein sehr freundlicher Mensch, mein Schwiegerpapa. Jetzt werden Sie be-rechtigterweise fragen können: Was hat er heute mit der Aktuellen Stunde hier zu tun? Das ist eine sehr berechtigte Frage. Ich werde es Ihnen sagen: Er ist leider seit voriger Woche in Spitalsbehandlung, weil er ein Leiden bekommen hat, das man in seinem Alter mit 75 Jahren halt bekommen kann. Als braver Schwiegersohn war ich ihn gestern besuchen und habe ihn gefragt, ob er mit seiner Betreuung zufrieden ist und er hat mich umgekehrt gefragt, was wir denn heute alles hier im hohen Wiener Landtag diskutieren. Ich habe zu ihm gesagt, in der Aktuellen Stunde werde ich wahrscheinlich zum Be-reich der Spitalsgebühr reden müssen. Da hat er zu mir gesagt, dass ich gerade der Freiheitlichen Partei einen schönen Gruß ausrichten soll: Sie hätten sich in den letzten fünf Jahren mehr um die Pensionserhöhungen der Wiener Pensionistinnen und Pensionisten kümmern sollen, vor allem um die Mindestpensionisten, und um ei-ne gerechte Steuerreform, denn dann bräuchten Sie sich nämlich wegen des Spitalskostenbeitrages überhaupt keine Sorgen zu machen, dann wäre der kein Problem! Das ist ein Vergehen und eine Sache, die Sie zu verantworten haben, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei der FPÖ.) 

Aber wir haben heute ja noch etwas anderes gehört, dass man nämlich im Prinzip dem Herrn Bürgermeister und anderen Persönlichkeiten vorwirft, wo sie ihren Urlaub verbringen. Also ich halte es wirklich für letztklassig und unqualifiziert, dass man wegen des Urlaubs irgendjemandem nur irgendetwas vorwirft! Ich sage Ihnen eines: Mir ist es persönlich wurscht, ob der Lhptm Haider den Urlaub beim Gaddafi verbringt oder irgendwo nach Amerika auf eine Kurzstudienreise fährt oder ob er sonst-wo ist. In Wirklichkeit sollte ganz wesentlich sein und da-ran werden auch die Politikerinnen und Politiker gemessen, was sie für eine Arbeit für die Menschen in dieser, unserer Stadt machen. Und ich glaube, der Herr Bürger-meister hat das nicht nur bei seinem letzten Wahlerfolg gezeigt, sondern - und davor fürchten Sie sich jetzt ja wahrscheinlich - er wird es Ihnen im Prinzip auch im Ok-tober zeigen, was die Wienerinnen und Wiener von ihm halten, nämlich dass sie von ihm und von seiner politischen Arbeit überzeugt sind. Das ist eigentlich das einzige, was zählt und was wir auch wissen! 

Spitalskostenbeiträge, und da gebe ich schon jedem der Redner Recht, zahlt niemand gern. Niemand zahlt gerne etwas, wenn er es vielleicht sogar umsonst haben könnte. Nur eines sollten Sie bei allen Ihren Überlegungen in Betracht ziehen und das ist eigentlich das Gute dabei: Sie sind im Normalfall nicht 365 Tage im Spital und haben diesen Spitalskostenbeitrag zu entrichten und sie haben ihn vor allem nicht das ganze Jahr, selbst wenn es so wäre, zu entrichten, sondern es gibt hier klare Regelungen. Wie schwierig hier Finanzausgleichsverhandlungen sind, das wissen Sie selber auch, weil bei diesen Gesprächen auf Bundesebene nicht nur Vertreter der Sozialdemokratischen Partei dabei waren, sondern auch Ländervertreter von anderen Fraktionen. In diesen Verhandlungen wird oft junktimiert. Hier wird oft gesagt: Gut, wenn wir das eine machen, dann verlangen wir natürlich auch das andere. Jetzt sage ich Ihnen etwas: Ich halte es durchaus für ehrlich, wenn der Bund sagt: Okay, wir wollen nicht immer die sein, die irgendwelche Erhöhungen in der Öffentlichkeit durchsetzen müssen, denn dann sind wir die Bösen. Wir geben euch auch als Länder das Recht, hier das eine oder andere selber zu tun. Das ist sicher für das eine oder andere Bundesland unangenehm, aber es ist durchaus legitim. So ist Wien nicht das einzige Bundesland, das einen Spitalskostenbeitrag einheben wird. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Kurt Wagner (fortfahrend): Salzburg hebt das zum Beispiel schon ein. Niederösterreich wird - und sie werden es gar nicht erwarten können - ab dem Zeitpunkt, wo Wien das beschlossen hat, hier ebenfalls mit seinen eigenen Vorstellungen kommen und diese auf den Tisch legen. Wenn man mit den Tiroler Landesverantwortlichen redet, dann wägen die auch nur ab und sagen, sie warten auf die anderen Bundesländer. Dort ist es sehr wahrscheinlich, dass auch einer kommt. Dass sich das Bundesland Vorarlberg nicht allzu große Gedanken um einen Spitalskostenbeitrag machen muss, hängt damit zusammen, dass die dort nicht viele Spitäler in Betrieb haben, weil sie sich ihrer Verantwortung entledigen, indem sie bei schwierigen Operationen die Patienten über die Landesgrenze nach Innsbruck schicken und sie dort operieren lassen. (Aufregung bei Abg Kurth-Bodo Blind.) Das ist natürlich auch eine Vorgangsweise,...

Präsident Johann Hatzl (nochmals unterbrechend): Zum Schlusssatz!

Abg Kurt Wagner (fortfahrend): ...die wir aber diesbe-züglich nicht haben wollen. 

Wir wissen, wie schwierig es ist, es jedem Menschen Recht zu tun. Der Spitalskostenbeitrag neu ist sozial gestaffelt, er richtet sich nach den sozialen Gegebenheiten. Aus diesem Grund können wir guten Gewissens diese Maßnahme durchsetzen, noch dazu mit dem Wissen, dass gerade in Wien die Spitzenmedizin für Österreich und Europa gemacht wird. - Danke schön.

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Margulies.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Man kann es drehen und wenden, wie man will, die Sozialdemokratie wird morgen die Krankensteuer um 2 EUR pro Tag erhöhen. Punkt. Man kann über Verantwortung reden und man kann darüber sprechen, dass das in Wirklichkeit eine gemeinsame Aktion von ÖVP, BZÖ, FPÖ und Sozialdemokratie war und schon im Finanzausgleich vereinbart wurde, aber Sie belasten die Kranken in Österreich! Sie belasten die Kranken, obwohl - und das werfe ich Ihnen vor - Sie weder mit Alternativmodellen aufwarten noch ein vorhandenes Einsparungspotential ausnutzen. 

Jetzt komme ich einmal auf den Punkt. Frau StRin Brauner hat gesagt, es geht bei der Erhöhung des 
Spitalskostenbeitrags um 1,8 Millionen EUR Mehrein-nahmen, 1,8 Millionen EUR, das ist ungefähr der Betrag, 
um den beim Budget des gesamten Krankenanstaltenverbunds wahrscheinlich schon am Tag nach der Beschlussfassung des Budgets das Budget nicht mehr stimmt, in der Regel schon vorher nicht. Aber niemand innerhalb der Sozialdemokratie kann mir erzählen, dass diese 1,8 Millionen EUR notwendig wären, um den Krankenanstaltenverbund aufrecht zu erhalten und Wien kei-ne anderen Möglichkeiten hätte, das Spitalswesen zu fin-anzieren!

Aber die Symbolik, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Sie hineinlegen - Sie machen es genauso wie die Bundesregierung! Sie wollen besser sein als die Bundesregierung. Das haben Sie beim Finanzausgleich bewiesen und das beweisen Sie tagtäglich, wenn Sie auch in Wien Menschen belasten, obwohl Sie es besser wissen müssten, aber Sie wollen anscheinend in allem und jedem besser als die Bundesregierung sein, also auch im Belasten der Menschen! Wäre ihr bester Wahlhelfer Wolfgang Schüssel nicht noch viel ärger - und das sage ich Ihnen in dem Bewusstsein, mit dem ich mich über diese Erhöhung ärgere, vor allem weil es nur eine symbolische ist so wie in vielen Bereichen - und nicht in einer Art und Weise auf die Koalition fixiert, wo er für die österreichische Bevölkerung wirklich einen gravierenden Fehler nach dem anderen macht und würde Wien bei der kommenden Wahl wirklich alleine zur Wahl anstehen, die Absolute, der Sie sich so gerne rühmen, wäre Ihnen beim besten Willen nicht so sicher. Wenn man sich nämlich nur Wien anschaut, dann kommt man drauf: Ausgliederungen im Fonds Soziales Wien, es geht drunter und drüber, Pflegeskandale, es geht drunter und drüber, und Sie belasten die Menschen. So ist das reale Bild vom roten Wien! 

Vielleicht nur ein Beispiel, weil wir morgen darüber reden werden, wenn es um die 1,8 Millionen geht und 
ich sage Ihnen das hier jetzt gleich heute, weil wir morgen darüber abstimmen werden: Wir werden morgen auf der Tagesordnung zwei Akten haben, wo es um Ver-
änderungen von Baurechtsverträgen bei Tiefgaragen 
geht. Am Schmerlingplatz ist die Tiefgarage um 2 Millio-nen EUR teurer geworden und der Betreiber tritt an die Stadt Wien heran und sagt: Gebt’s mir die - und die Stadt Wien macht es! (Abg Dr Herbert Madejski: Sonst gibt es keine Garage! So ist es!) Einfach 2 Millionen EUR, weil er sich beim Berechnen geirrt hat, bekommt er geschenkt! Aber das Gesundheitswesen, da müssen diejenigen Menschen bezahlen, die krank sind und im Spital liegen.

Wenn sich die Frau StRin Brauner bei der Fragestunde hinstellt und sagt: Ja, wir Sozialdemokraten sind auch dafür, dass möglicherweise auch andere Einkunftsarten zur Krankenversicherung beitragen - Kollege Godwin Schuster, du schaust mich gerade so nett an: Warum habt ihr bei unserem Antrag, in dem wir gefordert haben, dass auch andere Einkunftsarten für die Krankenversicherung herangezogen werden, nicht mitgestimmt? Wo sind eure Vorschläge, um die Höchstbeitragsgrundlage bei der Krankenversicherung hinauf zu setzen? Dann könnten wir in Summe für alle die Krankenversicherungsbeiträge senken und dann müssten wir die Menschen nicht mit Selbstbehalten belasten. Niemand legt sich gerne ins Spital und jeder, der es unterstützt,...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): ...dass Menschen, wenn Sie ins Spital müssen, mit Selbstbehalten belastet werden, besteuert das Kranksein. Und zu sagen, das wäre sozialdemokratisch - da haben Sie aus Ihrer Geschichte nichts gelernt! 

Wir GRÜNEN werden die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags ablehnen. Ich hoffe inständig, dass Sie Ihren Gesetzesentwurf, den Sie heute vorlegen werden, noch zurückziehen werden. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Barnet.

Abg Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Kollege Margulies, Sie hatten ja fast Recht mit Ihren Ausführungen, nur der Finanzausgleich ist, soweit ich mich erinnern kann, auch mit dem Land Oberösterreich ausverhandelt, außer die sind mittlerweile aus dem Bundesstaat ausgeschieden. Da denke ich mir, dass die GRÜNEN immer noch in der Landesregierung sitzen. Ich akzeptiere, wenn Sie sagen, das sind andere GRÜNE, mit denen Sie nichts zu tun haben wollen, dann lösen Sie die GRÜNEN auf, ich halte das aus. Aber man kann nicht so tun, als ob die Spitalskostenerhöhung, als ob die Frage des Finanzausgleichs nicht von allen Parteien ver-handelt werden. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Mit dem Pühringer ist verhandelt worden! Mit dem Pühringer!) Da muss man dann halt ehrlich sein. Ihr seid in Oberösterreich in einer Regierung mit der ÖVP und tut so, als wäret ihr nicht beteiligt! (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wir waren nicht einmal am Verhandlungstisch!) Ja, vielleicht waren Sie nicht am Verhandlungstisch... (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wir waren nicht eingeladen! Wir waren nicht am Verhandlungstisch!) Für den Spitalskostenbeitrag ist es eh besser, wenn Sie nicht dabei sind. Sie hätten es nämlich auch nicht besser gemacht. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wo waren die GRÜNEN eingeladen, Kollege Barnet?) Somit wende ich mich jetzt von Ihnen ab (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Sie waren bei den Verhandlungen ja nicht dabei!), denn es passt Ihnen einfach nicht, wenn man Sie vorführt und die Wahrheit sagt.

Aber die Sozialdemokratie - und bleiben wir bei dieser Frage des Finanzausgleichs - macht es ja nicht viel besser. Richtig ist, dass im Zuge dieser Verhandlungen die Möglichkeit eingeführt wurde, einen Spitalskostenbeitrag in höherer Form einzuheben. Nicht alle Bundesländer nehmen das in Anspruch, beispielsweise Kärnten und Steiermark nicht, sehr wohl aber gleich einmal drei rot dominierte: Salzburg, Burgenland, ganz besonders dominiert Wien. Ich verstehe, dass der Bundesobmann der Sozialdemokratie, der Dr Gusenbauer, sagt, er will das nicht. Also er empfiehlt den Ländern, in denen Rote sind, es nicht zu tun. Ich verstehe das, denn warum? Die Maßnahme trifft ja insbesondere den Mittelstand. Es trifft jene, die wirklich krank sind und daher aufgenommen werden und die etwas bezahlen können und nicht die, die nichts zahlen können, weil die stellt ihr angeblich ge-nerös frei, obwohl ihr die Valorisierung gleich hineinschreibt. Das ist die einzige Antwort, die die Sozialdemokratie immer hat, denn egal worum es geht bei Problemlösungen, es fällt euch nur die Erhöhung ein. 

Ich zähle ein paar auf: Anhebung der Höchstbemessungsgrundlage - Vorschlag von der Brauner auf die Fra-ge, wie man denn die Sozial- und Gesundheitsproblematik finanzieren soll. Wenn trifft es? Wieder einmal den Mittelstand. 

Nächste Frage: Spitalskostenbeitrag - den handeln wir heute noch ab. 

Nächster Punkt: Krankenscheingebühr, eingeführt 1996, sozialdemokratischer Sozial- und Gesundheitsminister Hums, eingeführt einschließlich der Valorisierung. Was macht die Bundesregierung? Sie verbessert, denn die Krankenscheingebühr einschließlich Valorisierung kostet heuer, wenn man es will, 14,52 EUR. Generelle Einführung der e-card im Vergleich zur Krankenscheingebühr: 10 EUR. Das ist eine Reduktion um 4,52 EUR. Man sieht also, es geht auch das Gegenteil. Man kann fast um ein Drittel verringern und man muss nicht um 20 Prozent erhöhen, so wie das in Wien die Sozialdemokratie macht (Beifall beim BZW.) und da gibt es noch an-dere Beispiele.

Es gäbe noch andere Beispiele aufzuzählen, dass euch immer nur die Erhöhung einfällt und dann wird im Gegensatz dazu zum Beispiel die Ambulanzgebühr angesprochen. Die Ambulanzgebühr war keine Erhöhung, das war eine Lenkungsmaßnahme, denn man hätte ge-nau dieselbe Leistung beim niedergelassenen Arzt haben können. (Abg Dr Claudia Laschan: Das hat ja nicht funktioniert!) Warum hat es denn nicht funktioniert? Weil die Spitäler, unter anderem die des KAV, die Leute falsch informiert haben, sodass die Lenkungsmaßnahme nicht in Kraft getreten ist. (Heiterkeit bei Abg Rudolf Hundstorfer.) Natürlich wissen Sie ganz genau, dass je-der zum selben Entgelt, nämlich zur Krankenscheingebühr, die Leistung weiter beim niedergelassenen Arzt in Anspruch hätte nehmen können. Die Ambulanzgebühr hat ja nur dem Zweck gedient, dass die Vorräume der Ambulanzen nicht so voll werden, wo die Leute darauf warten, ob sie in einem Spital aufgenommen werden oder nicht, sondern dass sie dieselbe Leistung jederzeit beim niedergelassenen Arzt hätten in Anspruch nehmen können und zwar ohne zusätzliches Entgelt. Nur, das passt euch nicht, weil ihr den KAV und die Spitäler gerne querfinanzieren wollt und wir wissen auch, warum. 

Man braucht nur über das Donauspital den letzten Rechnungshofbericht lesen und dann weiß jeder, warum: Weil einfach bei den Personalkosten, dort wo sie ungerechtfertigt sind, nicht gespart wird und es weiter Zweifach- und Dreifachbeschäftigungen gibt, damit die Leute im leitenden Bereich ordentlich etwas verdienen können und man ist nicht bereit zu sagen: Wer ein Primariat hat, soll sonst keine Nebenbeschäftigung haben, denn wer eine Führungsfunktion und eine ärztliche Aufgabe hat, wird ja wohl kaum noch nebenbei etwas anderes annehmen können. Aber das geht natürlich nicht, weil das alles Freunde der SPÖ sind und das ist alles nachgewiesen worden und deswegen wollt ihr das nicht verändern.

Daher gibt es auch keine Spitalsreform, die wirklich den Namen verdient, denn die Standortfrage, so wie sie die StRin Brauner da jetzt dargelegt hat mit „Es wird et-was Zusätzliches im Norden von Wien in Floridsdorf geben“ - ja wo? Sie soll mir sagen, auf welchem Grund. Sie soll sagen, auf welchem Grund das stehen wird. Das würden die Wienerinnen und Wiener gerne wissen, bevor die Wahlen stattfinden und nicht nachher! Das ist sicher auch mit einer der Gründe, warum die Sozialdemokratie in Neuwahlen drängt, weil sie nicht vorher sagen will, was die negativen Dinge sind, wo denn dieses neue Spital im Norden Wiens stehen wird und was dann mit dem Floridsdorfer Krankenhaus passieren wird und ob der vierte Turm beim SMZ-Ost gebaut wird oder nicht. Das sind die Fragestellungen, auf die es bis dato immer noch keine Antworten gibt, sondern nur Ankündigungen. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Günther Barnet (fortsetzend): Und, Herr Präsident, wenn ich wüsste, wie viel Zeit ich da...

Präsident Johann Hatzl (nochmals unterbrechend): Eine halbe Minute.

Abg Günther Barnet (fortsetzend): ...eine halbe Minute, dann könnte ich der Frau Stadträtin meine letzte Botschaft geben und die wird sie besonders freuen:

Frau Stadträtin! Für diese Idee gibt es eine etwas verschrumpelte und ältliche Zitrone. Etwas Besseres ha-ben Sie sich in diesem Zusammenhang nicht verdient. (Abg Günther Barnet legt auf den Platz von amtsf StRin Mag Renate Brauner eine Zitrone. - Beifall beim BZW.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Lakatha.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte nicht anwesende StRin Brauner! Sehr geehrter Hoher Landtag!

Hätte die Bundesregierung den Spitalskostenbeitrag von 7,93 EUR auf 10 EUR pro Tag erhöht, dann hätte es einen ungeheuren Aufschrei bei den GRÜNEN und vor allem bei den Sozialdemokraten gegeben. So wurde aber die Entscheidung den Ländern überlassen und da-her fällt diese angebliche soziale Maßnahme auch höher als notwendig aus. Es ist keine Belastung, denn es ist so ungeheuer sozial gestaffelt, dass man richtig dankbar sein muss dafür.

Wien erhöht, obwohl Gusenbauer und Darabos es immer wieder abgelehnt haben, dem Spitalskostenbeitrag zuzustimmen. Im Burgenland - SPÖ-dominiert - denkt man nicht daran und in der Steiermark hat der Ge-sundheitslandesrat auch gesagt, es wird keine Erhöhung geben. In Kärnten gibt es auch keine Erhöhung. Aber Wien, Wien erhöht, weil man es angeblich so braucht. Dabei bräuchte man nur etwas einsparen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wären Wiens Spitäler so geführt wie die Ordensspitäler (Heiterkeit bei den Abgen Dr Claudia Laschan und Godwin Schuster. – Abg Godwin Schuster: Das ist ein gutes Stichwort!), wären nach einer IHS-Studie jährlich 190 Millionen EUR sinnvoll für Wiens Spitäler einzusetzen. (Abg Godwin Schuster: Haben Sie die Studie auch gelesen? Haben Sie die Studie gelesen?) Aber es gibt auch andere Einsparungsmöglichkeiten. Das Geld wird ja über Jahre falsch ausgegeben. 

Ich denke an einen Grundstückskauf in Hirschstetten. Da haben wir ein Grundstück um 36,7 Millionen EUR ge-kauft. Laut Rechnungshofbericht war das mehr als überhöht und zwar um 20,6 Millionen EUR. Gebaut wurde nichts, das Geld ist weg, die Zinsen bekommen wir nicht. Jetzt könnte man noch sagen, es war vielleicht eine Grundstücksspekulation. Auch so kommt die Gemeinde Wien zu Geld. Aber das war es nicht, in Hirschstetten steigen die Grundstückspreise ja nicht. Das, was es war, ist eine wirtschaftlich unsinnige, unverantwortliche Trans-aktion. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich habe noch ein Beispiel einer nicht nachvollziehbaren Investition. Eine Portierloge wurde von der MA 30, den Wasserwerken, neu errichtet. Das muss ja ein reines Wasserschloss gewesen sein, denn ein Quadratmeter hat 5 000 EUR gekostet! Und so wird hier in dieser Stadt das Geld verschleudert. (Beifall bei der ÖVP.) Wir haben es ja. Das sagt aber nur die Gemeinde Wien und nicht wir, meine Kollegen und Kolleginnen. Wenn es sich nicht ausgeht, dann erhöhen wir halt die Preise, ganz wurscht, ob es Strom, Gas oder sonst was ist oder jetzt der Spitalskostenbeitrag. 

Wien hätte für soziale Einrichtungen, für Krankenhäu-ser, Pflegeheime viel mehr Geld zur Verfügung, wenn die SPÖ in ihrer Selbstherrlichkeit mit dem Geld der Wiener Steuerzahler nicht so verantwortungslos umgehen würde. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau StRin Landauer.

StRin Karin Landauer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir Freiheitlichen waren seit Einführung - damals hieß es Essensbeitrag - des so genannten Spitalskosten-beitrags gegen diesen Beitrag, weil wir immer gesagt ha-ben, dass können wir erst verlangen, wenn die Spitäler Hotelkomponenten haben und wenn es so ist, dass zum Beispiel für zwei bis vier Patienten ein WC und eine Du-sche zur Verfügung steht und nicht so wie es sogar im relativ neu errichteten AKH ist - mittlerweile sind es auch schon wieder 30 Jahre her -, dass es hier die Nasszelle noch immer für vier bis acht Patienten gibt. 

Also ich denke mir, dass der Spitalskostenbeitrag nach wie vor einfach nicht zurecht besteht, auch wenn Sie jetzt sagen, es gibt eine soziale Staffelung. Ich finde es sehr gut, dass es diese soziale Staffelung gibt, die gab es aber auch bei der Ambulanzgebühr und gegen die waren Sie gemeinsam, sage ich jetzt, mit dem Krankenanstaltenverbund, mit der Gewerkschaft und mit der Ärztekammer, und die war am massivsten dagegen. Das verstehe ich bis heute noch nicht, warum die Ärztekammer da so vehement aufgesprungen ist, weil ja alle Politiker, egal welches Couleur, immer gesagt haben: Weg von den Ambulanzen, hin zum niedergelassenen Arzt. Ja, das hätte bedeutet, dass der niedergelassene Arzt sich vielleicht eine Freitagsordination, eine Samstags- und Sonntagsordination überlegen hätte müssen. Und da, meine Damen und Herren der Sozialdemokratie, hätte ich eigentlich Ihre Unterstützung erwartet, damit es einfach möglich wird, das, was wir alle immer wieder ge-fordert haben - weg von den Ambulanzen, hin zum niedergelassenen Bereich -, auch gemeinsam umzusetzen. 

Mein Kollege Mag Kowarik hat schon gesagt, der Herr StR Rieder hat selbst die Ambulanzgebühr als Lenkungsinstrument angedacht. Er hat es nicht umgesetzt, aber angedacht. Aber ich denke, da hätten wir etwas ge-meinsam tun sollen. 

Und lassen Sie mich noch kurz auf die von der Gebühr befreiten Menschen eingehen. Gott sei Dank gibt es die. Ich möchte in Erinnerung rufen, dass dieselben, die Sie jetzt befreien, auch bei der Ambulanzgebühr befreit waren. Was mir damals abgegangen ist und auch heute abgeht, ist: Warum sind eigentlich die Karzinompatienten davon nicht ausgenommen? Die sind durch die Bank wahrscheinlich länger als 28 Tage im Jahr im Spital. Warum unterscheiden sich die von Tbc-Kranken oder von AIDS-Erkrankten? Vielleicht sollten Sie über diese Möglichkeit noch nachdenken.

Und dann gibt es eine Studie, die der Krankenanstaltenverbund 2004 in Auftrag gegeben hat, und da hat die Leiterin dieser Studie, die Claudia Wild, ein ganz kleines Beispiel ausgerechnet und zwar, was es bringen würde, wenn man für Röntgenaufnahmen andere Kontrastmittel verwenden würde. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

StRin Karin Landauer (fortsetzend): Danke, Herr Präsident! Wenn wir hier ein anderes Kontrastmittel nehmen würden, so wie es im Westen Österreichs oder auch in anderen Spitälern eingesetzt wird, dann würde das 1 Million EUR bringen. Die Erhöhung, die Sie jetzt machen, bringt 1,8 Millionen EUR. 

Vielleicht hätte man diese Studie ernster nehmen sollen, aber vielleicht tut das jetzt auch der Generaldirektor Dr Marhold und es ändert sich und Sie können dann die-sen Spitalskostenbeitrag wieder senken. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Laschan.

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht in dieser Aktuellen Stunde wieder einmal um die Finanzierung des Gesundheitssystems und ich denke, es ist unbestritten, dass es durch den medizinischen Fortschritt - und das ist heute schon einige Male erwähnt worden - immer vielfältigere, bessere und leider auch teurere Diagnose- und Therapieverfahren gibt. Immer mehr Krankheiten werden behandelbar, wenn auch nicht heilbar. Chronische Krankheiten werden länger überlebt, oft bis in Endstadien, die eine besonders intensive Therapie erforderlich machen. Ich sage da nur Diabetes, eine so genannte Volkskrankheit, und das Endstadium ist im schlimmsten Fall eine dialysepflichtige Nierenerkrankung. Es ist bereits möglich, Herzkranzgefäße dreidimensional darzustellen, um mögliche Verengungen aufzuspüren, ohne mit einem Herzkatheter in das Gefäß-system des Patienten eindringen zu müssen. Ein längeres Überleben ist durch die Therapiemöglichkeiten in der Onkologie, also in der Krebsbehandlung, bei fast allen bösartigen Erkrankungen möglich und ich könnte diese Liste unendlich fortsetzen. 

Wenn alle diese Neuheiten und neuen Entwicklungen Standard werden und das hoffe ich als Ärztin und als So-zialdemokratin, dann steigen die Kosten nicht linear, son-dern exponentiell. Ich bin überzeugt davon, dass niemand dagegen ist, Ineffizienzen zu beseitigen, aber es sind sich auch alle einig, dass, um ausgabenseitig wirklich etwas bewegen zu können, es zu Leistungseinschränkungen kommen müsste beziehungsweise diese von mir beschriebenen Leistungen in der Zukunft nicht finanziert werden können beziehungsweise nicht für alle Patientinnen und Patienten. Es ist daher unbestritten, dass auch einnahmenseitig gehandelt werden muss. 

Die Unterschiede zwischen den Parteien liegen nicht in der Erkenntnis, dass mehr Geld ins Gesundheits-
system muss - dazu haben einige vielleicht länger gebraucht, unter Umständen unsere Gesundheitsministerin -, sondern die Unterschiede liegen darin, wie dieses “mehr Geld“ und vor allem von wem es aufgebracht wer-den soll und dieser Unterschied ist ein ideologischer. 

Die Bundesregierung macht eine Politik, die bewirkt, dass Reiche immer reicher werden und Arme immer är-mer werden. Ich bin der Meinung, dass die Wirtschaft, das haben wir erlebt, nicht mehr bereit ist, mehr in das Gesundheitswesen zu zahlen und dadurch auch immer gegen Beitragserhöhungen gewettert wird, weil davon auch die Wirtschaft betroffen wäre. Teile des so genannten Mittelstands verarmen schon - man braucht sich nur die Statistik bei den zusätzlichen Sozialhilfebeziehern anschauen - und die Maßnahmen der Bundesregierung sind Leistungskürzungen, Ambulanzgebühr, Selbstbehalte beim Arztbesuch wurden lautstark angedacht und sind immer noch nicht vom Tisch und schließlich ist ein Flickwerk herausgekommen, das sich Gesundheitspaket nennt: Ein bisschen Tabaksteuer, ein bisschen Beitragserhöhung, ein kleines bisschen Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage, Rezeptgebührenerhöhung, Leistungskürzung bei Sehbehelfen und der Spitalskostenbeitrag wird in die Kompetenz der Länder entlassen. 

Ich als Sozialdemokratin bin für eine grundlegende Umstellung der Finanzierung des Gesundheitswesens, für eine Gesundheitsfinanzierung, die nachhaltig ist und nicht wie jetzt, wo es um eine kurzfristige Aufstellung von Geldmitteln geht, und für eine solidarische Finanzierung, die vor allem jene zur Kasse bittet, die es sich leisten können und die auf dem Kapital sitzen. Das geht aber nur auf Bundesebene, ebenso wie die Finanzierung aus einem Topf, wie die Kollegin Schmalenberg in einer Presseaussendung gefordert hat. Da ist sie hier in Wien falsch, weil auch die Finanzierung aus einem Topf, für die ich auch bin, leider nur auf Bundesebene geht.

Nun eine Bemerkung zur Kollegin Lakatha und zum Kollegen Tschirf, die hier eine Studie zitieren, wo der Kollege Tschirf in einer Presseaussendung sagt: „Das In-stitut für Höhere Studien hat vergangenes Jahr die Wiener Ordenskrankhäuser durchleuchtet und dabei entdeckt, dass diese innerhalb der letzten fünf Jahre ihre Produktivität steigern konnten, ohne das medizinische Niveau zu senken.“ Und er sagt dann weiter: „Das sollen doch auch die KAV-Spitäler tun.“ 

Die Studie habe ich genau gelesen. Sie ist ein ziemlich umfangreiches Werk. Unter den Schlussfolgerungen steht dort Folgendes:

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Dr Claudia Laschan (fortsetzend): „Verschiebungen in der Arbeitsteilung zwischen Ordenskrankhäusern und Nicht-Ordenskrankhäusern zeigen, dass das Spektrum primär um hochbepunktete Leistungen erweitert worden ist.“ Was heißt denn das? Wer soll denn die niedrigst bepunkteten Leistungen bieten? Das müssen dann die öffentlichen Krankenhäuser tun. Die öffentlichen Spitäler können sich nicht die Rosinen aus dem Ku-chen picken. Die öffentlichen Spitäler müssen die Leistungen bieten, die die Patienten verlangen. 

Zusammengefasst: Die Länder haben wenig Spielraum bei der Gesundheitsfinanzierung. Um Leistungen zu erweitern wie es die moderne Medizin vorgibt, muss nachhaltig mehr Geld ins System und die Gesundheitsfinanzierung soll solidarisch und sozial gerecht sein. Daher ist es Zeit, dass es zu einem Regierungswechsel in Österreich kommt, damit Gesundheit für alle leistbar ist! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Die Aktuelle Stunde ist nunmehr beendet.

Vor Sitzungsbeginn ist von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus und des Klubs der Wiener Freiheitlichen jeweils ein Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurden diese Anträge bereits schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 4, 1, 2 und 3 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Gibt es einen Einwand im Plenum?

Diesen gibt es nicht, ich werde daher so vorgehen.

Die Post Nummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird. Berichterstatterin hier-zu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche Sie, den Entwurf des Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird, wieder zu diskutieren und zur Abstimmung zu bringen. Danke vielmals.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. 

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzule-gen. 

Gibt es gegen die Zusammenlegung eine Einwendung? 

Dies ist nicht der Fall, ich kann daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Pilz. Sie hat das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Die Frau Stadträtin hat gerade gesagt, wir werden vielleicht wieder diskutieren. Wir haben schon in der Fragestunde und in der Aktuellen Stunde ausreichend zum Gesetzesentwurf gesprochen. Die GRÜNEN werden nicht zustimmen. Das können Sie unschwer aus un-seren bisherigen Wortmeldungen voraussetzen und ich werde daher meine Zeit dazu verwenden, Sie über eine aktuelle und für mich sehr bestürzende Entwicklung im Bereich der privaten Pflege und was das mit unserem Landtag hier zu tun hat, zu informieren. 

Sie haben vielleicht den Medien entnommen, dass sich der Herr Pflegeombudsmann Dr Vogt veranlasst ge-sehen hat, eine Sachverhaltsdarstellung bei der Staatsanwaltschaft einzubringen, in der gravierende Vorwürfe gegenüber dem privat geführten Pflegeheim KURSANA Tivoli erhoben werden. Wir reden hier in diesem Haus darüber, weil es die behördliche Aufsicht ist, die hier ver-sagt und sicher nicht funktioniert hat und die wir GRÜ-NEN einfordern. 

Die Aufsicht hat insofern schon stattgefunden, als man dort als MA 47 und später als MA 15 aus und ein gegangen ist. Es ist nicht so, dass nicht bekannt gewesen wäre, dass es in diesem Haus Missstände gibt, denn seit Jahren sind die zuständigen Beamten und Beamtinnen aus und ein gegangen. Allein die politischen Konsequenzen, die schon längst gezogen werden hätten sollen, sind nicht erfolgt. 

Nun hat Dr Vogt zum letzten Mittel gegriffen und er hat auch mit Recht zu diesem Mittel der Information der Staatsanwaltschaft gegriffen, denn die Vorwürfe gegen KURSANA Residenz Tivoli sind gravierend. Es ist hier in der Sachverhaltsdarstellung des Herrn Dr Vogt vom Mangel an Pflegepersonen die Rede und davon, dass keine Aufsicht ordnungsgemäß erfolgt, dass es einen ständigen Wechsel der Pflegepersonen, zu wenig Medikamente und medizinisch-technische Geräte gibt. 

Insulingaben - und das muss man sich einmal im Detail vorstellen - wurden nicht etwa per Teststreifen genau bestimmt und dann verabreicht, sondern sie wurden schlicht und einfach geschätzt, weil die Teststreifen nicht vorhanden waren! Medikamente wurden in diesem Heim so unregelmäßig bestellt, dass, wer nicht privat für Abhilfe sorgen konnte, auch über Tage unversorgt geblieben ist. 

Unregelmäßiger Körperpflege kommt in diesem Zusammenhang ja fast schon eine vernachlässigbare Größe zu. Es wurde kaum geduscht. Monatelang gab es für manche Bewohner und Bewohnerinnen keine Dusche und Liegegeschwüre wegen unzureichender Pflege und - so Dr Vogt - es gab keine Antidekubitusmatratzen. 

Dr Vogt erwähnt auch zwei ganz besonders unerträgliche Fälle: 

Eine Patientin wäre nach einem Oberschenkelhalsbruch zwei Tage unversorgt geblieben und hätte in diesen zwei Tagen vor Schmerz geschrien.

Ein Patient wäre unbemerkt gestorben und wäre erst 48 Stunden später von seinem Sohn gefunden worden. Das Personal hat es nicht bemerkt. Die Gattin des Verstorbenen, die zu Lebzeiten ihres Mannes von ihm gepflegt und versorgt wurde, hat nach seinem Ableben das Frühstück erst um 13 Uhr bekommen. Begründung: Man-gel an Pflegekräften.

Eine Lungenentzündung wäre unbemerkt und unbehandelt geblieben. Man hätte weiterhin dem Betroffenen oral Nahrung verabreicht und die Folge wäre ein qualvoller Tod durch Erstickung gewesen. 

Pflegeombudsmann Dr Vogt hat aus diesen Verdachtsmomenten den dringenden Verdacht der fahrlässigen Körperverletzung, des Quälens und Vernachlässigens wehrloser Personen und in einem Fall den Verdacht der fahrlässigen Tötung erhoben und hat die Staatsanwaltschaft eingeschaltet. So weit, so schlimm.

Ich habe gesagt, dass die Behörde geprüft hat. Die Behörde ist meiner Kenntnis nach zumindest seit Februar 2003 in diesem Haus aus und ein gegangen und hat ihrer vorgesetzten politischen Führung an Klarheit nicht zu überbietende Berichte gelegt. Da war bereits im Februar 2003 die Rede von „Mangel an fachlich qualifiziertem Personal seit Inbetriebnahme des Hauses“. Da ist die Rede davon, dass für die Bewohner und Bewohnerinnen Fremdpersonal für ständig neue Bezugspersonen verantwortlich ist, dass für die Mängel aber zufälligerweise immer gerade die verantwortlich sind, die zur Zeit der Kontrolle außer Dienst sind, dass die Pflegedokumentation nicht zuordenbar ist und dass der Personalstand so gering ist, dass 24 Pflegepersonen zuständig sind, wo 46 nötig wären. Und zum Zeitpunkt Februar 2003 gab es 110 Bewohner und Bewohnerinnen, die mit dem Personal, das für 46 das Auslangen zu finden hätte, gepflegt wurden. 

Die Beamten und Beamtinnen der MA 47 haben damals auch festgestellt, dass das Ergebnis von Befragungen einiger Pflegepersonen das notwendige Fachwissen nicht erkennen ließ. Da waren Leute am Werk, die nicht wussten, wie gute Pflege geht. Und, das muss auch den Krankenanstaltenverbund interessieren, es gab freiberufliche Pflegemitarbeiter und -mitarbeiterinnen in dem Haus, so die MA 47 in ihrem Prüfbericht, die anderswo 40 Stunden angestellt waren. Das ist vielleicht ein anderes privat geführtes Heim oder sind aber die Häuser des Krankenanstaltenverbunds, wo jemand aus dem Nachtdienst müde in den Tagdienst in seiner privaten Einrichtung wankt. 

Die Hygienemaßnahmen wären schlecht. Verschmutzte Verbandswagen werden von Zimmer zu Zimmer geschoben. Wörtlich aus dem Prüfbericht der MA 47: „Es wird in der Praxis keine Kontaminationsmöglichkeit ausgelassen. Man verträgt die Keime systematisch. Arztberichte sind dürftig oder fehlen. Die Bewohner sind selten sauber und gekämmt und gepflegt angetroffen worden." 

Schlussendlich sagt der Prüfbericht 2003: „Das Ergebnis aus zahlreichen behördlichen intensiven Überprüfungen: Es muss von einem Pflegenotstand ausgegangen werden." - Das war der erste aus einer Reihe von Prüfberichten der MA 47, dann der MA 15, die völlig klar Konsequenzen einmahnen.

In der Folge gab es eine behördlich verordnete Redu-zierung des Belags. Man hat eingesehen, 110 Bewohner und Bewohnerinnen sind dort zu viel. Im Moment leben etwas mehr als 65 Menschen in diesem KURSANA Tivoli-Heim. Die Stadt Wien, die Frau StRin Pittermann und dann Frau StRin Brauner, hat sich darauf beschränkt, die Zustände, die dort herrschen, für etwas weniger Menschen katastrophal sein zu lassen, aber sie haben nicht grundlegend die notwendigen behördlichen Maßnahmen ergriffen.

Warum sage ich das? Ich sage das deshalb, weil die Anzeige an den Staatanwalt seitens des Herrn Pflegeombudsmanns Vogt nicht das einzige Dokument ist, das beweist, wie schlimm dort die Verhältnisse sind. Seit Februar 2005 liegt der Frau StRin Brauner und dem 
Fonds Soziales Wien der Tätigkeitsbericht des Pflegeombudsmanns vor. Er liegt vor und, Frau StRin Brauner, 
Sie haben es verabsäumt, diesen Bericht irgendeiner Kommission im Gesundheitsbereich weiterzugeben. We-der hat die Geriatriekommission davon Kenntnis erhalten noch wurde der Tätigkeitsbericht im Fonds Soziales Wien mit dem Beirat besprochen bislang noch war er im Gesundheitsausschuss Thema. Man weiß, wie Sie mit Berichten umgehen, die vor lauter rosarotem Licht gar nicht aufhören zu glänzen, wie zum Beispiel dem Frauengesundheitsbericht. Da wird im Frauengesundheitsbeirat lange und ausführlich diskutiert, da muss man sich nicht vor den Ergebnissen fürchten. Anders ist es beim Tätigkeitsbericht des Herrn Dr Vogt. Da müssen Sie sich offene, deutliche, unbequeme Kritik gefallen lassen, Frau Stadträtin! Damit Sie das nicht von der Opposition erfahren müssen, haben Sie ihn gleich gar nicht vorgelegt. 

In diesem Tätigkeitsbericht steht nämlich, ich zitiere wörtlich: „Noch immer herrscht in Teilen der öffentlichen und noch mehr in privaten Pflegeeinrichtungen regelrechter Pflegenotstand." - Dr Vogt, Februar 2005. - „Es gibt mehr in privaten als in öffentlichen Einrichtungen skandalöse, weil gefährliche und schlechte Pflege. Wenn sie sichtbar wird, ist sie zu beseitigen, sind derartige Ein-richtungen zu schließen." - Kann man es deutlicher sagen als Dr Vogt in seinem Bericht?

Dr Vogt geht auch speziell auf die Situation der KUR-SANA ein. Er stellt fest, dass sich 14 Prozent der dortigen Bewohner beschwert haben. Im Vergleich zu den öf-fentlichen Heimen, wo es 1,9 Prozent sind, ist das eine unfassbar hohe Zahl, die auf Missstände hinweist.

Ende 2004, das hat die Pflegeombudsstelle festgestellt, gab es keine Führung, so Dr Vogt in seinem Tätigkeitsbericht, weder einen Direktor noch eine Direktorin, keine Pflegedienstleitung und von drei Stationen war eine sogar ohne Stationsleitung. Das heißt, das Personal hatte dort die unfassbare Situation, dass es ohne übergeordnete Führung dahinwurschteln musste, ob es sich das zutrauen konnte oder nicht, auch bei wechselnden Pools, bei wechselndem Personal, bei solchen Arbeitsbedingungen.

Ich zitiere Dr Vogt: „Mehrere Begehungen der MA 15, auch angeregt von der Pflegeombudsstelle, blieben in-sofern ergebnislos, als danach kurzfristig Personal aus den Heimen der KURSANA in den Bundesländern ins Heim Tivoli abgesandt wurde, welches jedoch nach kur-zer Zeit wieder in sein Stammhaus zurückkehrte." - Man hat also potemkinsche Dörfer errichtet, ist meine Interpretation. Dr Vogt weiter: „Den bereits mehrmals erteilten diversen Auflagen der MA 15 wird somit kurzfristig nachgekommen, nachhaltig geschah allerdings nichts." 

Dr Vogt in seiner Not schließt daraus den Schluss in seinem Bericht: „Derzeit werden rechtliche, aber auch mediale Schritte gegen das Haus geprüft und die Voraussetzungen dafür geschaffen." - Er schließt geradezu flehentlich: „Es braucht eine wirksame behördliche, aber auch eine politische Kontrolle."

Frau StRin Brauner, es wundert mich nicht, dass Sie uns diesen Bericht vorenthalten haben, dass Sie ihn schubladiert haben, denn Sie haben nichts davon umgesetzt. Sie haben es zugelassen, dass Ihre Behörde dort an der Nase herumgeführt wurde, dass man die Auflagen nur kurzzeitig erfüllt hat, bis die Behörde wieder das Auge abgewendet hat. Ich weiß auch vom Personal aus dem Haus, man hat diese potemkinschen Dörfer so gut errichtet, dass die Behörde offensichtlich auch getäuscht werden konnte. Denn anders kann ich es nicht verstehen, dass Sie in Ihrer eigenen Pressemitteilung sagen, dass man dort vergangenen Dienstag geprüft hat und al-les bis auf Kleinigkeiten in Ordnung gewesen wäre.

Frau Stadträtin, das Schlimme an dieser Situation ist die Reaktion der SPÖ-Führungsriege in dieser Stadt. Wo ist die Frau Kollegin Klicka? Schade, dass sie nicht da ist. Sie hat sich nicht entblödet zu sagen, die GRÜNEN verunsichern die Bevölkerung, Patienten und MitarbeiterInnen würden hier verunsichert. 

Ich sage Ihnen nur, das was ich hier vorgelesen habe und was auch ausschließlich Thema meiner Pressemitteilungen war, waren Berichte von Herrn Dr Vogt, sein Tätigkeitsbericht und die Ergebnisse der MA 47 beziehungsweise MA 15. Wenn man jetzt sagt, die GRÜNEN verunsichern die Bevölkerung, dann weiß die Frau Kollegin Klicka in der Tat, dass sie den von der eigenen roten Stadtregierung eingesetzten Pflegeombudsmann Dr Vogt damit desavouiert und im Stich lässt. Sie sagt, geradezu zynisch, in ihrer Presseaussendung: „Es zeigt sich wieder einmal, wie wichtig es ist, dass es mit Vogt eine zu-sätzliche niederschwellige und unbürokratische Kontrolle gibt. Er hat eine zusätzliche Prüfung durch die Staatsanwaltschaft veranlasst."

Meine Damen und Herren, kann man von einer "zusätzlichen" Prüfung sprechen, wenn Herr Dr Vogt den Verdacht des Quälens und Vernachlässigens und der fahrlässigen Tötung erhebt? Das ist ja wohl nicht eine so kleinliche Zusatzaktivität, die er halt auch macht. Das ist der Hilfeschrei des Pflegeombudsmanns, der sich nicht Gehör verschaffen kann!

Sie, Frau Stadträtin, haben sich im "Kurier" verwundert gezeigt. Die Vorfälle seien vor Monaten passiert und hätten zu Auflagen geführt. 

Was mit den Auflagen passiert, sagt Dr Vogt sehr klar. Die Auflagen werden erteilt, niemand achtet offensichtlich darauf, ob sie nachhaltig eingehalten werden. Dass die Vorfälle vor Monaten passiert sind, ist nachgerade eine unglaubliche Rechtfertigung für die Situation, denn wer tot ist, ist tot. Wenn das vor Monaten passiert wäre, ist das für Angehörige nichts, was sie, nur weil ein paar Monate vergangen sind, dulden könnten. 

Ende 2004, Frau Stadträtin, hat der Herr Pflegeombudsmann in seinem Tätigkeitsbericht festgestellt, dass es keine Führung gegeben hat. Wie schnell ist eigentlich für Sie die Zeit, in der Sie kontrollieren, abgelaufen? Wenn es Ende 2004 dort keine Führung gibt, kann Ihnen das offensichtlich im Mai schon wieder egal sein.

Kollege Oxonitsch hat gemeint, die Vorwürfe sind ungeheuerlich und unrichtig. Da hat er auch wieder seinem eigenen Pflegeombudsmann, der von der roten Re-gierung eingesetzt wurde, mitgeteilt, was er von ihm hält. Der Witz der Woche an seiner Feststellung ist, dass KURSANA ohnehin Gegenstand in "Help TV" war. Das weiß ich. Ich kenne das natürlich. Allerdings ist immer noch nicht die Frau Stöckl zuständig, sondern die Frau StRin Brauner. Was bei der Frau Stöckl diskutiert wird, ersetzt nicht politisches Handeln der Frau Stadträtin. Es ist an der Zeit, dieses einzumahnen. 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Dr Pilz, ich würde Sie ganz gern kurz unter-brechen.

Ich wurde vom Schriftführer gerade darauf aufmerksam gemacht, dass Sie früher gesagt hätten, die Frau Kollegin Klicka hat sich nicht "entblödet", das und das zu sagen. Ich bin auch der Meinung, dass man vielleicht in der Wortwahl etwas vorsichtiger sein könnte. Ich bitte Sie darum.

Abg Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Ich nehme die Kritik gern zur Kenntnis.

Ich werde einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen.

Noch ein letztes Wort dazu: Wenn es so ist, sehe ich es ein, dass man das kritisiert. Ich stehe nicht an, mich bei meiner Kollegin Klicka zu entschuldigen. Aber ich fin-de es unglaublich, und dazu stehe ich, dass man so weit ist, dass man den eigenen Pflegeombudsmann in dieser Stadt so demontiert. Ich halte es für unerträglich, seine Vorwürfe als überholt, nicht relevant, alte Hüte und nicht zutreffend hinzustellen, all das unter dem Hintergrund, dass es der Opposition trotz vehementer Forderung nicht gelungen ist zu erreichen, dass der Herr Pflegeombudsmann Dr Vogt eine gesetzliche Grundlage bekommt, die garantiert, dass er in allen Pflegeeinrichtungen Zugang zu Information und Dokumentation hat. Die ist unabdingbar, denn wir sehen jetzt schon, wie ernst er hier genommen wird, wenn so mit seinen Berichten umgegangen wird, wenn man ihn mit seiner Kritik so in die Wüste schickt. Es ist nicht einzusehen, dass er mangels Rechtsgrundlage in Pflegeeinrichtungen zwar auf einen Kaffee eingeladen wird, aber keine Informationen bekommt. Denn der Zugang kann ihm verwehrt werden und er wird ihm verwehrt. Nur wenn er sich im langen Weg über eine Vollmacht des Bewohners oder der Bewohnerin Zugang eröffnet, kann er überhaupt in einzelne Dokumente Einschau nehmen. Aber die Gesamtgebarung des Hauses kann er nicht einsehen.

Wir bringen daher einen Beschluss- und Resolutions-antrag zusammen mit der ÖVP ein. Ich freue mich sehr, dass sich die Frau Kollegin Korosec bereit erklärt hat, hier mitzugehen. Wir wollen, dass Dr Vogt künftig für sei-ne Tätigkeit eine gesetzliche Grundlage bekommt.

Wir stellen den Beschlussantrag: „Es ist unverzüglich ein Gesetz auszuarbeiten, das die rechtliche Grundlage für die Tätigkeit des Pflegeombudsmanns darstellt. Der Pflegeombudsmann soll weisungsfrei und unabhängig sein. Die Pflegeombudsstelle soll ausreichend dotiert und mit qualifiziertem Personal ausgestattet sein, damit sie ihren umfangreichen Aufgaben im intra- und extramuralen Bereich nachkommen kann.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrages.“ - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Mag Schmalenberg gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich denke, es ist sehr traurig, dass der Saal halb leer ist, eigentlich sehr leer ist, dass viele anscheinend schon mit der Urlaubsplanung beschäftigt sind, anstatt sich hier die Diskussion über die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags anzuhören beziehungsweise sich daran zu beteiligen. Ich glaube, dass es eine Schande ist, dass wir heu-te diese Erhöhung durchführen müssen, dass die SPÖ heute diese Erhöhung beschließen wird. Es zeigt auch die Vorgangsweise, dass man hier schon langfristig ver-sucht hat, diesen Schwarzen Peter durch die Hintertür zu bringen. Man hat versucht, in den Finanzausgleichsverhandlungen quasi dem Bund das ins Gepäck zu geben. StR Rieder und Bgm Häupl haben es eigentlich schon besiegelt gehabt, dass der Bund diese Maßnahme trifft. Nur durch intensive Verhandlungen ist es uns gelungen, das abzuwenden. Jetzt muss die Stadt Wien selbst den Spitalskostenbeitrag erhöhen und jetzt muss sich die SPÖ auch die Kritik an dieser Maßnahme anhören. Es wäre schön, wenn sich die Abgeordneten auch an dieser Diskussion beteiligen würden. Denn wäre es so gewesen, dass der Bund diese Maßnahme trifft, so wären der Bürgermeister, die Stadträtin und alle anderen in die Öf-fentlichkeit gegangen und hätten das als unsozial, als unmenschlich und unwürdig angeprangert. Aber jetzt müssen sie das selber machen.

Sehr geehrte Damen und Herren, es geht bei dieser Diskussion eigentlich genau genommen um die Frage: Warum braucht das Wiener Gesundheitswesen mehr Geld? Es geht darum, wie wir das Gesundheitssystem in Zukunft finanzieren können, und zwar nachhaltig finanzieren können. Wenn die Kollegin Laschan das Wort "Nachhaltigkeit" heute im Zusammenhang mit der Frage, dass man die Finanzierung aus einem Topf überlegen sollte, verwendet hat, dann kann ich das nur begrüßen. Das sind die Überlegungen, die nachhaltige Veränderungen bringen würden. Die Erhöhung eines Beitrags, der Mehreinnahmen von 1,8 Millionen EUR bringt, ein Tropfen auf den heißen Stein, sind nicht nachhaltig.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Vereinheitlichung der Finanzströme im Gesundheitsbereich ist nicht eine Idee, die von mir ist. Das ist nicht eine Idee, die allein ich oder andere Oppositionspolitiker vertreten, son-dern das ist eine Idee, die auch aus SPÖ-Kreisen durchaus prominente Unterstützer hat. Ich denke an VBgm Mayr. Ich denke an die ehemalige Finanzstadträtin Ederer. Auch StR Rieder selbst hat diese Idee schon als po-sitiv bewertet, allerdings nachdem er selbst in den Verhandlungen der gesundheitspolitischen Kommission, die wir viele Monate geführt haben, einen Antrag abgelehnt hat, den ich damals selbst eingebracht habe, wo man diese Idee in die Überlegungen dieser Kommission hätte einbringen können.

Sehr geehrte Damen und Herren, es geht bei der Frage um die Finanzierung des Gesundheitssystems auch um solche Dinge wie etwa die Schnittstellenproblematik. Denn es ist so, dass es gerade in Wien eigentlich überhaupt keine Schnittstellen zwischen dem nieder-gelassenen Bereich und dem Spitalsbereich gibt und dass hier enorm Synergien verschwendet werden durch Doppel- und Dreifachuntersuchungen. Das wissen wir schon seit langer Zeit. Das wissen wir schon seit Jahrzehnten. Trotzdem ist es in der Vergangenheit nicht ge-lungen, hier Reformen durchzuführen. Wir wissen ganz genau, Wien hat die höchsten Kosten pro Spitalsbett. Es ist so, dass der Wiener Krankenanstaltenverbund eine Konstruktion ist, ein Unternehmen ist, das so starr organisiert und so reformunwillig ist, dass es einfach mehr Druck von der Politik bräuchte, hier die notwendigen Re-formen umzusetzen. Der Wiener Krankenanstaltenverbund hat den Übergang von einem kameralistischen System zu einem modernen Dienstleistungsunternehmen noch lange nicht geschafft. Es wäre notwendig, dass die Frau Stadträtin, aber auch der Bürgermeister die Führung massivst auffordern, die Reformen umzusetzen und die Strukturveränderungen durchzuführen, anstatt, wie das nun vor kurzer Zeit geschehen ist, die Gehälter der Führungsspitze in einem fürstlichen Bereich zu genehmigen, Sonderverträge weiter zu genehmigen, Nebenbeschäftigungen zu ermöglichen und Privilegien aufrechtzuerhalten, wie sie einfach nicht mehr zeitgemäß sind. (Beifall beim BZW.)

Der Krankenanstaltenverbund ist nicht nur ein sehr starres Gebilde, sondern es sind auch viel zu viele Hierarchieebenen, viel zu viel Verwaltung, ein Bereich, wo man unbedingt einsparen könnte. Vor allem sind es die oberen Hierarchieebenen, die zu sehr ausgeweitet wurden. In den unteren Hierarchieebenen, beim Pflegepersonal, etwa in der Geriatrie oder bei den Turnusärzten, wo das Problem der Turnusärzteausbildung noch lange nicht gelöst ist, so wie es der Herr Generaldirektor versprochen hat, wird gespart. Hier werden die Leute ausgebeutet. Da denke ich mir, müsste man ansetzen, bei den Privilegien im Overheadbereich. Dort müsste man ansetzen und nicht bei den Gebühren für die Patienten. 

Sehr geehrte Damen und Herren, auch das Kontrollamt hat immer wieder festgestellt, dass die Sonderverträge nicht das Gelbe vom Ei sind, wie etwa bei den Pri-marärzten, die doppelte und dreifache Gehälter kassieren, wie etwa beim PSD. Oder leerstehende Objekte: Das Schwesternheim ist um teures Geld saniert worden. Auch hier, glaube ich, sind Dinge, wo man einmal für Ordnung sorgen müsste, wo selbst eingespart werden könnte, und nicht bei den Patienten. 

Für den Pflegebereich, auch das wurde schon angesprochen, haben wir ein langes Reformprogramm vor. Seit einem Jahr reden wir darüber, geschehen ist leider noch nichts. Nach wie vor liegen die Pflegepatienten in Massen im Akutbettbereich, in Akutbetten. 300 Pflege-personen sind es etwa in Wien, die im Akutbereich liegen. Trotzdem wird die Pflege zu Hause nicht rasch ge-nug ausgebaut. So geben wir viel Geld für diese Patientinnen und Patienten aus, die vielleicht in einer anderen Einrichtung viel besser untergebracht wären.

Gangbetten sind auch ein Punkt. Nach wie vor haben wir in Wiens Spitälern die Gangbetten. Wir glauben einfach, dass das nicht Dinge sind, die man durch diese Spitalskostenerhöhung wegbringen wird. Ganz im Gegenteil. Wir haben im letzten Gesundheitsausschuss den Bericht des Rechnungshofs bezüglich des Donauspitals diskutiert. Da war davon die Rede, wenn man die Procuratiofälle, also die Pflegepatienten in Akutbetten, allein im Donauspital wegbrächte, hätte man Einsparungen von 3,4 Millionen EUR in einem Jahr. Diese Mehreinnahmen, die wir jetzt durch die Spitalsgebührenerhöhung haben, bewegen sich nur in der Größenordnung von 1,8 Millio-nen EUR im Jahr. Ich glaube, es ist ganz klar, wo wir ei-gentlich ansetzen müssten.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte auch noch ein paar Worte zum Antrag der GRÜNEN betreffend Dr Vogt sagen. Wir haben auch immer die rechtliche Basis für die Arbeit des Pflegeombudsmanns gefordert und wir werden selbstverständlich dem Antrag der GRÜNEN zustimmen. Ich glaube, es ist nur ein Missgeschick passiert, weil wir wären auch gern auf den Antrag draufgegangen. Das ist uns immer schon ein ganz wichtiges Anliegen gewesen. Wir werden selbstverständlich diesem Antrag zustimmen, weil es kann nicht so sein, dass die Arbeit, die Herr Dr Vogt macht und die eine ganz wesentliche für die Wienerinnen und Wiener, aber auch für die Politikerinnen und Politiker ist, auf keiner versicherten rechtlichen Grundlage basiert.

Sehr geehrte Damen und Herren, die SPÖ Wien ist ein Geflecht von Freundschaften, Abhängigkeiten und Privilegien. Besonders deutlich zeigt sich das im Krankenanstaltenverbund. Wir glauben, dass die Stadträtin einfach ihre Verantwortung wahrnehmen muss und einmal die Verantwortlichen dazu bewegen muss, die notwendigen Reformen auch umzusetzen! (Beifall beim BZW.) 

Zu dem Gesetzesantrag, der vorliegt, möchte ich sagen, dass es mich sehr traurig macht, dass sich die-
se Spitalskostenerhöhung eigentlich eingeschlichen hat, denn es gibt durchaus auch Punkte, die sehr sinnvoll und notwendig sind und auf Grund der gesetzlichen Regelungen geändert werden müssen. Und zwar denke ich da an die Implementierung des österreichischen Strukturplans für Gesundheit. Ich denke auch an die Möglichkeit, dass öffentliche Krankenanstalten Kooperationen mit an-deren Trägern eingehen können, dass Gruppenpraxen jetzt gebildet werden könnten. Oder auch an die Implementierung der Wiener Gesundheitsagentur. Ich glaube, das sind lauter Dinge, die notwendig sind, zu denen wir ja sagen, die wir gerne mitbeschließen würden. Aber bei der Erhöhung des Spitalskostenbeitrags können wir ein-fach nicht mitgehen. Denn 2°EUR pro Tag sind vielleicht nicht viel, aber wenn jemand länger im Spital sein muss, dann ist er sowieso schon genug gestraft. Dass er dann auch noch durch diesen höheren Beitrag gestraft ist, da-gegen sind wir einfach!

Wenn ich mich an die Proteste erinnere, die die SPÖ bei der Ambulanzgebühr veranstaltet hat, wenn ich an die Worte des Bürgermeister anlässlich des Landesparteitags 2001 denke, seine Kritik an der Gesundheitspolitik der Regierung, der unsozialen Sparpolitik, dann kann ich wirklich sauer werden, wenn ich mir heute anschaue, was Sie hier machen. Deshalb hat auch die Frau StRin Brauner die Zitrone gekriegt. Eigentlich sollte der Bürger-meister auch noch eine bekommen.

Ich habe vorhin gesagt, dass wir einige Punkte in die-sem Gesetzesantrag sehr gut finden. Deshalb werden wir heute einen Abänderungsantrag einbringen, der es möglich machen würde, diesen Punkten zuzustimmen, ohne eine Erhöhung des Spitalskostenbeitrags vorzunehmen. 

Ich möchte kurz zitieren: „Eine Erhöhung des Kostenbeitrags für Patienten auf insgesamt 10°EUR pro Tag ist nach den geltenden bundesgesetzlichen Regelungen zwar möglich, aber nicht zwingend. In mehreren anderen Bundesländern wird jedenfalls keine derartige Erhöhung des Spitalskostenbeitrags vorgenommen und bevor nicht andere geeignete Reformmaßnahmen gesetzt werden, um die Finanzierbarkeit der Wiener Spitäler sicherzustellen, möge die Wiener Landesregierung daher von einer derart unsozialen Maßnahme Abstand nehmen. Wir stel-len folgenden Abänderungsantrag, nämlich dass im Arti-kel I des Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird, die Punkte 8, 9 und 10 entfallen sollen." (Beifall beim BZW.) 

Frau Abg Klicka hat angekündigt, dass es durch diesen Spitalskostenbeitrag zu einer Modernisierung und Leistungssteigerung in den Wiener Spitälern kommen soll. Ich frage mich, was sie bisher davon abgehalten hat, die Modernisierung durchzuführen, diese Leistungssteigerungen einzuführen (Abg Marianne Klicka: Es ist stetig passiert!), denn de facto, da müssen wir ehrlich sein, haben wir in Wien eine Zweiklassenmedizin. Wir haben den Fall, dass Menschen sich gewisse Behandlungen nur dann leisten können, wenn sie eine Zusatzversicherung haben. Wir haben den Fall, dass gewisse Operationen und Behandlungen einfach schneller gehen, wenn jemand eine Zusatzversicherung oder Beziehungen hat. Wir haben in Wien sehr viele Patienten. Es ist einfach so, dass manche zu früh entlassen werden und dann wieder ins Spital zurückmüssen. Genau diese Pro-bleme werden wir durch die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags nicht wegbringen, sondern die werden sich noch verstärken!

Sehr geehrte Damen und Herren, für mich als Gesundheits- und Sozialsprecherin des Bündnisses Zukunft Wien ist es sehr wichtig, wie eine Gesellschaft mit alten Menschen, mit Hilfsbedürftigen und vor allem mit Kranken umgeht. Diese Gebührenerhöhungen sind für mich empörend. Wir können dem Gesetz in dieser Form daher unsere Zustimmung nicht geben. (Beifall beim BZW.)

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächste hat sich Frau Abg Ingrid Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir diskutieren heute über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens von 2005 bis 2008, was wir grundsätzlich in der Landtagssitzung am 28. Jänner 2005 beschlossen haben. Wir, die Wiener ÖVP, haben dieser Vereinbarung zugestimmt, weil wir meinen, es ist ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung, denn es ist ein ernstzunehmender Versuch, zu ei-ner besseren Abstimmung der Planung, zu einer besseren Abstimmung der Steuerung und zu einer besseren Abstimmung in der Finanzierung des gesamten Gesundheitswesens zu kommen. Was ich sehr bedaure, ist, es ist ein so wichtiges Thema, aber offensichtlich hat gerade die Partei, die in dieser Stadt das Sagen hat, wenig Interesse daran, sonst ist es nicht einzusehen, dass sehr wenige Abgeordnete hier sind und diejenigen, die da sind, tratschen. Man hat nicht den Eindruck, dass großes Interesse zum Thema besteht. Das ist bedauerlich und das zeigt natürlich wieder Ihre Arroganz der Macht! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Das ist unglaublich!)
Ich bin persönlich sehr froh, dass es auch Vorsorgemaßnahmen gibt, die mir ein sehr großes Anliegen sind, weil Prävention besonders wichtig ist. Das bedeutet für den Einzelnen mehr Lebensqualität, aber es bedeutet auch, dass es enorme Kosten spart. Wir wissen, 1°EUR in Prävention eingesetzt, erspart 7°EUR an nachfolgenden Reparaturkosten. 

Mit diesem Beschluss vom 28. Jänner ist auch das österreichische Schrebergartensystem für Krankhäuser, dort Länder, hier Spital, da Ambulanzen, durchbrochen worden. Mit diesem heutigen Initiativantrag werden eine Reihe von Maßnahmen und grundsätzlichen Änderungen im Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 umgesetzt werden. 

Ich denke an den WIKRAF, der durch den Gesundheitsfonds ersetzt wird, grundsätzlich positiv, die Kontinuität, mit einer Einschränkung. Laut Artikel XV der 15a-Vereinbarung über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens wird es den Ländern freige-
stellt, Vertreter der privaten Gesundheitsbetriebe in die Gesundheitsplattformen zu berufen. Die privaten Gesundheitsbetriebe spielen in Wien eine durchaus wichtige Rolle und sind hinsichtlich Qualität und Leistungsfähigkeit beispielgebend, auch für den öffentlichen Bereich. Gerade in Wien haben wir mehr als 200 Gesundheitsbe-triebe. Mehr als 5 500 Arbeitsplätze werden damit gesichert. Laut Initiativantrag ist es aber nicht vorgesehen, die privaten Gesundheitsbetriebe in den Landesgesundheitsfonds zu integrieren. Frau StRin Brauner, wir haben darüber gesprochen und halten es für zweckmäßig, die einzubinden! 

Ich bringe daher mit meiner Kollegin Ingrid Lakatha einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein:

„Der Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag spricht sich im Zuge der Umsetzung der Gesundheitsorganisationsreform auf Wiener Ebene für eine landesgesetzliche Verankerung der Mitgliedschaft der Fachgrup-
pe der privaten Krankenanstalten und Kurbetriebe in der Gesundheitsplattform in Wien aus."

Wir wollen die Zuweisung des Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales und an den Herrn amtsführenden Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Geht das an die Ausschüsse oder an die Stadträte? - Abg Dr Matthias Tschirf zu Abg Godwin Schuster: An die Ausschüsse! - Abg Godwin Schuster: Das steht nicht drauf! Es steht drauf, es geht an die Stadträte! Deswegen frage ich!) - Danke für den Hinweis. Das werden wir dann noch ändern.

Positiv ist auch zu bewerten, dass es Kooperationsmöglichkeiten der Krankenanstalten untereinander geben wird, dass bei Krankenhausentlassungen die Chefarztbewilligung für Medikamente verpflichtend bei den Krankenhäusern liegt, dass es zu einer Änderung der ärztlichen Anwesenheit in Ambulatorien für physikalische Therapie kommt und vieles andere mehr. Das sind Maßnahmen, wo die Wiener ÖVP sehr gern ihre Zustimmung gegeben hätte, denn wir erwarten damit eine bessere Abstimmung der Planung, Steuerung und Finanzierung.

Warum stimmen wir nicht zu? Es ist in der Aktuellen Stunde schon besprochen worden. Einer Erhöhung des Spitalskostenbeitrages von 37 Prozent werden wir nicht zustimmen! Das ist für die Wiener ÖVP indiskutabel! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wobei ich eines hier sehr klar sagen möchte: Die Wiener ÖVP ist keine Fundamentalopposition. Wir wollen konstruktive Oppositionspolitik betreiben. Wenn wir davon überzeugt sind, dass Maßnahmen richtig gesetzt werden, dann sind wir durchaus auch bereit, unpopuläre Maßnahmen mitzutragen. Aber unser Credo ist, zuerst ausgabenseitig überall, wo es möglich ist, einzusparen und erst dann über einnahmenseitige Maßnahmen nachzudenken. (Beifall bei der ÖVP.)
Solange Sie so sorglos mit dem Geld der Wiener Steuerzahler umgehen, solange Sie eine Verschwendungs- und Geldvernichtungspolitik auf Kosten der Wienerinnen und Wiener betreiben, bekommen Sie von 
uns, der Wiener ÖVP, keine Zustimmung zu Erhöhungen! (Beifall bei der ÖVP.)
Es sind von meinen Kolleginnen schon eine Reihe von Kostenoptimierungen gesagt worden. Es ist schon viel über die Geldverschwendung gesprochen worden, sei es im Zusammenhang mit den Ordensspitälern. Frau Kollegin Laschan ist natürlich jetzt nicht da. Sie kommt heraus, kritisiert etwas, aber wenn dann die Debatte 
ist, ist sie nicht da. Das Ergebnis ist halt einmal, dass 190 Millionen EUR im Jahr einzusparen wären. Wenn man davon ausgeht, dass in den Ordensspitälern viel-
leicht der eine oder andere Fall nicht ist und trotz-
dem in die öffentlichen Spitäler kommt, dann sollen es nicht 190 Millionen EUR sein, ich bin da großzügig, sollen es 170 Millionen EUR sein. Aber 170 Millionen EUR, die man sinnvoll im Wiener Gesundheitssystem ver-wenden könnte, bitte schön, das sollte man tun und 
nicht über Erhöhungen nachdenken, die dann 1,8 Millio-nen EUR ausmachen, also sozusagen das Kraut nicht fett machen, aber die Armen und Kranken belasten, und das nicht unwesentlich! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich habe heute schon über das Geriatriezentrum Süd gesprochen. Wenn 36 Millionen EUR geplant sind und es über 50 Millionen EUR kostet, ist das eine Ausweitung von 40 Prozent. Das ist unglaublich. Wenn man sich den Bericht genau durchliest, was man da alles nicht gewusst hat und was man während des Baus noch umgeplant hat, weil man nicht gewusst hat, wie viele Betten man ei-gentlich will, dann zeigt das sehr deutlich, dass mit dem Geld des Steuerzahlers mehr als sorglos umgegangen wird. 

Vielleicht noch ein paar Sätze zum Hanuschkrankenhaus: Die Stadt Wien zahlt zum Hanuschkrankenhaus 50 Prozent des Betriebsabgangs. Im Voranschlag 2004 sind das 27 Millionen EUR. Die Subvention aller Ordensspitäler in Wien beträgt 22 Millionen EUR. Das heißt, der Abgang des Hanuschkrankenhauses ist um 20 Prozent höher als die Subvention aller Ordensspitäler zusammen. Dabei muss man wissen, dass die Ordensspitäler immerhin 15 Prozent der Patienten von Wien betreut. Das, bitte, muss man sich auch auf der Zunge zergehen lassen. Da sieht man deutlich, welche Misswirtschaft hier herrscht! (Beifall bei der ÖVP.)
Dann gibt es den Rechnungshofbericht über das SMZ-Ost. Die Frau Kollegin Schmalenberg ist darauf ein-gegangen, daher erspare ich mir das. Auch da zeigt man wieder, wie die Millionen wirklich den Bach hinunterschwimmen. Ich muss Ihnen schon sagen, es hat auch der Kollege Kowarik heute aufzeigt, dass man bereits vor neun Jahren über Flexibilisierung gesprochen hat. Jetzt hat man im SMZ-Ost die Junktimierung gemacht. Man hat erst die Gehälter um 32 Prozent erhöht und gemeint, dafür muss eine Flexibilisierung kommen. Die ist nicht gekommen, aber die Ärztegehälter sind erhöht worden. Wenn man sich überlegt, dass in Wiens Spitälern im Durchschnitt, bis auf ein paar Abteilungen, ein paar Ausnahmen, um 14 Uhr die OPs leer sind und die sündteuren Geräte nicht mehr verwendet werden, weil eben kei-ne Flexibilisierung kommt, da muss ich Ihnen sagen, man muss sich wirklich an den Kopf greifen, dass so et-was möglich ist, dass hier, muss man sagen, wirklich jahrzehntelang zwar geredet, aber nichts getan wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, Sie drücken sich vor Reformen! Frau Kollegin Brauner, ich habe immer den Ein-druck, dass Sie wirklich besten Willens sind, Veränderungen durchzuführen, nur ich muss Ihnen halt sagen, jetzt sind Sie schon bald ein Jahr im Amt und Sie kündigen sehr viel an, was durchaus positiv zu bewerten ist, wenn es umgesetzt wird, aber es sollten endlich solche Maßnahmen greifen, wir sollten nicht immer nur davon reden, was zu tun wäre, sondern wir sollten die Taten sehen, aber die vermisse ich leider noch immer. 

Meine Damen und Herren, das ist offensichtlich Ihre soziale Einstellung in Wien: Wenn Geld notwendig ist, holen wir es uns beim Bürger. Das ist das Einfachste, zu Lasten von Dritten sich das Geld zu holen. Der Wiener ÖVP aber ist es nicht gleichgültig, wie es den Wienerinnen und Wienern geht, vor allem nicht, wenn Sie krank sind, weil Sie sich da besonders wenig wehren können, unsere Unterstützung brauchen und nicht unnötig belastetet werden sollen! Aus diesem Grund, und ich bedauere das wirklich, können wir diesem Initiativantrag unsere Zustimmung nicht geben! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Landauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Karin Landauer: Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Der Novelle zum Krankenanstaltengesetz würde ich gern mit vollem Herzen zustimmen, weil darin einfach sehr viel enthalten ist, was, glaube ich, zum Besseren für die Patientinnen und Patienten in Wien wird. Wir stimmen der Novelle zum Krankenanstaltengesetz aber des-wegen nicht zu, wir haben das schon in der Aktuellen Stunde diskutiert, weil es diesen Spitalskostenbeitrag gibt. 

Ich möchte noch ganz kurz beim Spitalskostenbeitrag bleiben. Sie sagen, dass der Spitalskostenbeitrag quasi der Beitrag ist, den die Menschen zu Hause brauchen, wenn Sie sich selbst verköstigen müssen. Diese 10°EUR setzen Sie zusammen aus dem Beitrag für die Lebens
erhaltungskosten, den Strukturmaßnahmen und der 
patientenunabhängigen Entschädigung, Versicherung quasi. Der Beitrag, der quasi das Essen betrifft, ist 7,82 EUR. Die Menschen im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser kriegen 4,10 EUR zurück, wenn Sie einen Tag lang kein Essen einnehmen, sprich Frühstück, Mittag- und Abendessen. Jetzt frage ich mich: 7,82 EUR in den Spitälern, wenn ich mir so manches Essen dort anschaue und wenn ich vor allem manche Ernährungsexperten höre, wie qualitativ das manchmal zu wünschen übrig lässt, und im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser, wo es Gott sei Dank mittlerweile auch Wahlmenüs und Büffets gibt, kriegt der Pensionist 4,10 EUR zurück, der Gast, der von außen kommt, za-
hlt 6,10 EUR für ein Mittagessen, nur für das Mittagessen, die 4,10 EUR, die der Pensionär zurückkriegt, be-treffen Frühstück, Mittag- und Abendessen? Also irgend-wie würde ich mir das einmal anschauen, wenn ich für die Festsetzung solcher Beträge zuständig wäre. Es sind verschiedene Bereiche, wie gesagt, das eine ist das Krankenhaus, das andere sind die Pensionistenwohnhäuser, aber irgendwie glaube ich, dass hier ein ziemliches Ungleichgewicht herrscht. 

Damit möchte ich eigentlich den Spitalskostenbeitrag schon beenden und auf die Novelle des Krankenanstaltengesetzes eingehen, wo ich einfach glaube, dass sehr viele Maßnahmen darin festgeschrieben wurden, die sehr wichtig für das Gesundheitswesen und vor allem für die Patientinnen und Patienten in Wien sind. 

Wir waren am Freitag bei Generaldirektor Dr Marhold. Ich habe ihn dabei gefragt, wie es möglich sein wird, das Konzept von Frau StRin Brauner, das Wiener Spitalskonzept 2005, das sie vorgestellt hat, wo wir gesagt haben, das ist richtig, das ist der richtige Schritt in die richtige Richtung, umzusetzen, wenn es in so vielen anderen Wiener Gemeindespitälern wirklich große Missstände gibt, dass es zum Beispiel Operationssäle gibt, die total veraltet sind, wo, sage ich jetzt, wenn es eine Kontrolle von außerhalb gäbe, also wenn nicht hausintern geprüft werden würde, diese Operationssäle sicher gesperrt werden würden, weil es zum Beispiel nicht mö-glich ist, dort Schleusen einzuführen. Ich habe ihn ge-fragt, wie es möglich sein wird, dass man alles so umsetzt, mit den Ressourcen, die wir nicht mehr haben. Das war dann eigentlich sehr faszinierend, weil ich glaube ihm das, und ich glaube es auch der Frau Stadträtin, weil sie es heute auch in der mündlichen Fragestunde so ge-sagt hat, es werden neue Finanzierungsmodelle passieren. 

Da komme ich jetzt auf das Geriatriezentrum Am Wienerwald zurück. Dort will die Frau Stadträtin, das hat Sie auch schon der Öffentlichkeit gesagt, eine gemischte Form der Nutzung, wo ich einfach glaube, dass wir, statt der 1,8 Millionen EUR, die Sie heute gesagt haben, was der Umbau eines Pavillons im Geriatriezentrum kostet, wenn wir wirklich eine gemischte Form der Nutzung 
dort machen und vielleicht den einen oder anderen Pavillon zu einem Wohnbau umbauen, für dieses Gelände 
dort, das ja in einem wunderschönen Areal liegt, wahrscheinlich mehr als 1,8 Millionen EUR einnehmen. Ich hoffe und wünsche es mir. 

Das Problem ist, dass alles furchtbar lang dauert. Sie haben heute ganz richtig gesagt, es geht nicht schneller, weil eine Ausschreibung gemacht werden muss, es müs-sen erst die Firmen gefunden werden und so weiter. Der Vorwurf, dass alles so lang dauert, geht auch nicht an Sie, sondern mein Kollege Mag Kowarik hat das heute schon gesagt, wir haben ja solche Spitalskonzepte schon seit vielen Jahren. 

Jetzt brennt der Hut und es wurde wirklich erkannt, dass gehandelt werden muss, dass neu gebaut werden muss, dass mit dem Personal anders umgegangen werden muss, und zwar dahin gehend mit der Arbeitszeit, wenn ich mir vorstelle, dass Herr Prof Husslein selbst sagt, dass die ganzen Stationen von 7.30 bis 13.30 Uhr besetzt sind und die Herren Primarii oder die Frauen Pri-mariae am Nachmittag in den Ordinationen sind. Da, denke ich mir, muss es einfach eine Veränderung geben. Da muss es andere Arbeitszeiten geben, andere Modelle geben, wo man Vormittag und Nachmittag tauscht, weil damit bin ich wieder beim niedergelassenen Bereich. Der niedergelassene Bereich hat total eingefahrene Öffnungszeiten. Wenn man im Spital etwas verändern würde, könnte man auch den niedergelassenen Bereich oder das Modell, das es in der Rudolfstiftung gibt, eine Kooperation mit dem Hartmannspital, machen. Das finde ich einfach faszinierend, dass es dort möglich ist, den ganzen Tag zu operieren und dadurch eine freie Kapazität zu bekommen, um dann im Hartmannspital zu operieren, damit es nicht zu den enorm langen Wartezeiten kommt, obwohl es die noch immer gibt. Dieses Modell gibt es zum Beispiel seit 2004. Das könnte man auf viele Einrichtungen umlegen.

Oder die Forderung nach dem Abbau der Akutbetten: Da gehe ich mit allen konform. Wir haben, glaube ich, vor fünfzehn Jahren schon verlangt, schaffen wir so ge-nannte Übergangsbetten, Betten von jemandem, wenn er medizinisch versorgt ist und dann leider in eine Pflegeeinrichtung muss, weil er nicht mehr nach Hause kann. Aus irgendeinem Grund ist das nicht gegangen. Warum, weiß ich eigentlich nicht. So sind diese Menschen in Akutbetten gelegen oder liegen immer noch da-rin. Das ist keine Erfindung von uns, sondern ist im Re-chnungshofbericht nachzulesen. (Abg Christian Oxonitsch: In einem Nebensatz!) Sie erleben dort den Druck, dass sie eigentlich nicht wirklich gewollt sind. 

Ich denke, dass speziell im Bereich der Pflege, der Geriatrie, der Palliativ noch sehr viel zu tun ist. Wien leistet Spitzenmedizin. Das ist für mich überhaupt keine Frage. Die Standards habe ich schon erwähnt. Hier ge-hört noch sehr viel verbessert. Aber wo wir massivst hin-ten nachhinken, ist der Pflege-, Geriatrie- und Palliativbereich. Da denke ich auch, dass das Wiener Spitalskonzept, wenn man sich das genauer anschaut, die Weichen für die Veränderungen des Akutbereichs in den Geriatrie-bereich stellt. Das, sage ich, muss einfach auch das Ziel einer patientenfreundlichen Gesundheitspolitik in dieser Stadt sein. Ich hoffe, dass das Spitalskonzept schneller umsetzbar ist als geplant. Es passieren immer wieder Überraschungen. Wie gesagt, der Novelle zum Krankenanstaltengesetz ohne den Spitalskostenbeitrag hätten wir gern zugestimmt. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Hundstorfer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben heute schon sehr viel Erschütterndes gehört, vor allem auch für mich persönlich sehr erschütternd, wenn man sich mit der Realität in Wiener Spitälern auseinander setzt. 

Fakt ist, der Wahlkampf steht vor der Tür. Fakt ist, dass wir eine Bundesregierung haben, die massiv Einsparungen begrüßt, wo sie immer ruhig ist. 

Fakt ist, dass wir einen Obmann einer Partei haben, die jetzt nur mehr zu einem Drittel da ist, wahrscheinlich schon der Anteil nach der nächsten Wahl, deren Obmann sich in Presseaussendungen massiv freut, dass endlich Selbstbehalte eingeführt werden, lieber Herr Dr Hahn, es dürfte schon vergessen worden sein, 28. Jän-ner im "KURIER"! Ein schöner Artikel über Herrn Dr Ha-hn. 

Wir haben eine Bundesministerin, die sich über Leistungskürzungen freut. 

Und wir haben hier Satelliten von diesen Parteien, die einen Abgesang abhalten. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist aber nicht die Realität!) 

Das ist ganz einfach die Realität, lieber Matthias Tschirf! Die Realität ist, dass nicht ich, sondern dein Par-teivorsitzender gesagt hat: „Ja, wir sind für Selbstbehalte! Wir sind dafür!" Das hat dein Parteivorsitzender am 28. Jänner im "KURIER" publiziert, nicht mein Parteivorsitzender! Das ist einmal der Fakt. 

Fakt ist, dass wir eine Freiheitliche Partei hier im Hause haben, die in ihrem Ursprungszustand sämtliche Erhöhungen gutgeheißen hat. Zwischenzeitlich ist das anders. (Abg Ingrid Korosec: Das stimmt doch nicht, was Sie sagen!) 

Ich kann Ihnen die Presseaussendung dann geben, Frau Korosec. Sie können es da lesen. Ich kann Ihnen alles geben.

Was tun wir hier? Wir setzen ein Verhandlungsergebnis mit den Ländern und dem Bund um, das heute schon zitiert wurde. Dieses Verhandlungsergebnis wird umgesetzt. Wenn man heute zuhört, würde man glauben, wir sind die Einzigen, die das tun. 

Das sehr massiv sozialdemokratisch durchseuchte Land Tirol war einmal das erste. (Abg Kurth-Bodo Blind: "Durchseucht" ist ein gutes Wort!) Dort ist das Landesge-setzblatt bereits veröffentlicht. Mit den Stimmen der FPÖ, nur damit Sie es wissen. 

Das Land Vorarlberg ist im Begutachtungsverfahren. Das Land Vorarlberg ist hier und heute schon zitiert wor-den. Den Weg, den Vorarlberg in der spitzenmedizinischen Versorgung geht, wollen wir, glaube ich, nicht. Außer wir wollen ihn, dann können wir auch darüber dis-kutieren. Ich darf diejenigen, die heute gemeint haben, Vorarlberg schickt die Patienten nach Innsbruck, ein bisschen in ihrem Wissen erweitern. Orthopädisch hat Vorarlberg mit dem Krankenhaus Ulm einen Vertrag ab-geschlossen. Die orthopädische Versorgung eines Teils der Vorarlberger Bevölkerung findet in Ulm statt. Sie können sich das im Land alles besorgen. Diese Verträge sind alle kein Geheimnis.

Salzburg ist ebenfalls bereits in der Beschlusslage.

Weil Niederösterreich hier auch zitiert wurde, darf ich Sie informieren, darf ich Ihnen ein bisschen Nachhilfeunterricht geben, nachdem Sie die Frau Rosenkranz nicht informiert, bei der nächsten Landtagssitzung im Juni steht das ebenfalls auf der Tagesordnung und wird dort beschlossen. Wenn Sie das auch ganz genau wissen wollen, in Wahrheit mit der gleichen sozialen Staffelung, nur wird die Staffelung verwaltungstechnisch um eine Spur anders abgehandelt. Man muss nachher noch zur BH gehen und holt sich dann dort den Differenzbetrag. (Abg Dr Matthias Tschirf: Aber dort wird effizienter gearbeitet!)
Zur Effizienz in den niederösterreichischen Spitälern lade ich Sie gern ein, lieber Matthias, den Fremdanteil in den Wiener Spitälern von niederösterreichischen Patienten einmal in Ruhe zu diskutieren. Dann wissen wir, was Effizienz heißt. Dann können wir uns anschauen, was dort unter Spitzenversorgung läuft.

Meine Damen und Herren, Sie tun so, als wären Sie nie bei Verhandlungen gewesen. Sie tun so, als wären Sie nie Bestandteil einer Regierung gewesen, zumindest Ihre auf Nationalebene tätigen Parteiorganisationen. Ich nehme zur Kenntnis, dass das alles jetzt ein bisschen anders ist. 

Fakt ist, dass wir Auswirkungen einer ÖVP-FPÖ-Ge-sundheitspolitik haben, die täglich in unser Leben hineingehen, Fakt ist, dass wir Auswirkungen haben, wo es für Sie überhaupt kein Problem ist, Leistungskürzungen in den Krankenkassen zur Kenntnis zu nehmen, wo es für Sie überhaupt kein Problem war, die Rezeptgebühr zur Kenntnis zu nehmen, die Ambulanzgebühr zur Kenntnis zu nehmen, wo es für Sie überhaupt kein Problem war, alle satzungsmäßigen Mehrleistungen zu streichen, und so weiter. Ich könnte diese Liste jetzt beliebig herunter beten, ich kann sie Ihnen aber ab dem Jahr 2000 dann geben. Fakt ist, dass wir hier damit konfrontiert sind, dass Sie ganz fadenscheinig Argumente suchen, ein Verhandlungsergebnis, welches auf Bundesebene erzielt wurde und welches von allen begrüßt wurde, hier zur Kenntnis nehmen zu müssen.

Das sind die nüchternen Fakten, und wir werden das natürlich gerne der Bevölkerung bekannt geben, dass es für Sie kein Problem ist bei den Zahntarifen, kein Problem ist bei der Kieferregulierung und vielen anderen Din-gen, ganz massive Streichungen zur Kenntnis zu nehmen. Da waren Sie alle ganz schön ruhig, aber wenn es jetzt darum geht, ein Gesamtpaket umzusetzen, ist das ein Problem für Sie.

Und weil das heute schon sehr oft zitiert wurde, die Frage des Donauspitals und des Rechnungshofberichtes: Keine Frage, dort gibt es viele Procuratiofälle. Aber haben Sie ein soziales Gewissen? Haben Sie soziale Verantwortung? Was machen wir mit den Patienten? Denn das, was Sie hier verlangen, ist nichts anderes... (Abg Kurt-Bodo Blind: Was ist mit den Pfleglingen!) Sehr geehrter Herr Blind, Sie sollten wissen, dass man im Akutspital als Procuratiofall genau soviel zahlen muss wie als Patient. Aus Ihrer eigenen Geschichte, nämlich Ihrer Mutter, wissen Sie das besser als ich, aus der eigenen Geschichte Ihrer Mutter wissen Sie das besser als ich. Ich bin auch Betroffener. (Abg Kurt-Bodo Blind: Das weiß ich besser als Sie!) Sie brauchen sich da nicht auf-regen, aber Fakt ist, dass wir sehr wohl hier auch eine soziale Verantwortung, eine soziale Kompetenz haben und diese soziale Kompetenz nehmen wir wahr. Wissend, dass hier es hier natürlich Fehlbelegungen gibt (Abg Kurt-Bodo Blind: So schaut es aus, 60 Jahre haben Sie die Verantwortung in den Pflegeheimen, und die ver-faulen da drinnen! - Abg Christian Oxonitsch: Jetzt ist einer persönlich geworden!) wissend, dass es hier natürlich Menschen gibt, die in einem Pflegeheim besser auf-gehoben wären, aber Fakt ist, wir haben hier eine soziale Verantwortung.

Und Sie sollten sich auch ein bisschen, wenn Sie hier herausgehen, informieren, Herr Kowarik, und wenn Sie hier meinen, im AKH gibt es 300 Spitalsambulanzen, so sage ich Ihnen, es sind 126. Ich würde Sie bitten, nehmen Sie… (Abg Kurt-Bodo Blind: Dann ziehen Sie es nicht immer an!) Herr Blind, wir haben über diese Geschichte, wir beide, gerade wir beide, haben über diese Geschichte schon öfters diskutiert. Ich ziehe nicht Ihre Person an, sondern ich ziehe an eine soziale Verantwortung, was ich mit Procuratio mache, um das ganz einfach hier zu sagen. (Abg Kurt-Bodo Blind: Meine Mutter ist in einem Pflegeheim gelegen, für das sie 60 Jahre lang die Verantwortung tragen!) So, und jetzt die Frage, warum gehe ich in ein Spital, warum gehe ich in ein Spital, wo Sie hier behaupten, die Ambulanzen seien überfüllt, in den Ambulanzen seien viele Menschen. 

Und ich habe das hier in diesem Haus schon ein paar Mal gesagt: Ich behaupte, dass niemand von uns, niemand von uns, sich freiwillig in eine Spitalsambulanz setzt, niemand von uns sich das Vergnügen macht, dort eine Stunde, manchmal zwei Stunden sitzen zu dürfen. Ich glaube, das tut niemand freiwillig. Und hier müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass das, was viele hier propa-gieren, ganz einfach nicht stattfindet, dass das, was viele meinen, es muss im Überfluss zur Verfügung stehen, halt nicht zur Verfügung steht. Und es ist halt so, dass hier der niedergelassene Bereich im fachärztlichen Bereich das nicht anbietet, und demzufolge gehe ich in die Spitalsambulanz und demzufolge benütze ich diese Ein-richtung.

Und wenn hier heute auch behauptet und Prof Husslein zitiert wird, seine Ärzte seien um 13 Uhr nicht mehr da, dann sollte Herr Prof Husslein wissen, wo er arbeitet und sollte wissen, wie die Arbeitszeit der Bundesärzte im AKH festgelegt ist, sie ist nämlich bis 16 Uhr. Das sollte Herr Prof Husslein wissen, aber ich nehme zur Kenntnis, er weiß es wahrscheinlich nicht. Entweder hat er es falsch verstanden oder hat er es anders gemeint, wie auch immer. (StRin Karin Landauer: Ich habe es nur gelesen!) Aha, nun, ist okay, jetzt wissen wir wenigstens, wo diese Falschinformation her kommt.

Und wenn man sich heute hier heraus stellt und mei-nt, Floridsdorf, der Ausbau, der Ausbau, der Ausbau. Herr Mag Kowarik, ich lade Sie wirklich einmal ein, sich mit mir gemeinsam das Krankenhaus Floridsdorf anzuschauen und wirklich einmal zu schauen, wo man dort ausbauen kann, denn Sie dürfen eines sicher sein, es sind dort alle Varianten des Ausbaus 27 Mal in diesem Haus geprüft worden. Es gibt Mitarbeiter im KAV, die können das schon nicht mehr hören, weil sie mindestens fünfmal für die Schublade gearbeitet haben. Aber nicht, weil sie unfähig waren, etwas umzusetzen, sondern Fakt ist, weil nichts herausgekommen ist beim Umsetzen, weil eine Kubatur bei einer gewissen Quadratmeteranzahl dort eben nur eine gewisse Kubatur hat, und es geht nicht mehr hinein. Und wir sind uns, glaube ich, auch ei-nig, dass Spitäler, die in 30-stöckigen Hochhäusern ein-gebaut werden, auch nicht die Glückseligkeit dessen ist, was wir wollen. Demzufolge müssen wir hier diesen Neu-bau tätigen und demzufolge müssen wir das tun.

Und ich möchte auch noch kurz darauf eingehen – bevor ich dann noch weiter zum Thema komme –, nämlich auf den Vergleich mit den Ordensspitälern. Ich glaube, man sollte, wenn man diesen Vergleich heranzieht, alles vergleichen. Und dann auch die Presseaussendungen der Ordensspitäler zum Vergleich heranziehen, weil die Ordensspitäler haben die Berechnung des Instituts für höhere Studien dann gleich selbst revidiert. Denn Fakt ist, es gibt in den Ordensspitälern keine Transplantationen, wir haben in den Ordensspitälern keine Unfallabteilung, wir haben in den Ordensspitälern ein Drittel dessen, was wir sonst im öffentlichen Haus anbieten, nicht. Wir haben keine Kinderambulanz - mit Ausnahme der Frischlinge in St Joseph und im Göttlichen Heiland. Zum Ausdruck Frischling, da meinte ich Geburtshilfe. All das haben wir nicht, und all das sind halt auch Kosten, die zu vergleichen sind. (Abg Ingrid Korosec: Ja, 140 Millionen!) Wir haben auch Ordensspitäler, und gerade Sie, Frau Korosec, wissen es, dass ich mit den Ordensspitälern in sehr gutem persönlichen Kontakt stehe und ich bin stolz darauf, denn ich bin konfessionslos, aber ich habe mit ihnen einen sehr guten persönlichen Kontakt und Sie wissen auch, dass es seitens der Ordensspitäler ganz einfach ein gewisses Leistungsspektrum nicht gibt. Ohne ihre Leistungen zu negieren - das ist ja nicht das Thema -, sie bieten nur ganz einfach... (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie vergleichen das mit einem Zentralspital!) Wir müssen vergleichen, was zu vergleichen ist. Ich muss zum Beispiel vergleichen, dass es kein einziges Ordensspital - mit Ausnahme der Barmherzigen Brüder – mit einer Rund-um-die-Uhr-Ambulanz für Akutfälle gibt. 

Und dass es zum Beispiel dort Rettungssperren gibt zu einem Zeitpunkt, den wir im KAV überhaupt nicht ken-nen. Herr Pfeiffer, nicht böse sein, auch das Institut für höhere Studien kann sich bei einem Vergleich irren und Fakt ist, dass dieser Vergleich und die Zahlen hinten und vorne nicht stimmen, und um das geht es mir. 

Und ich möchte noch einmal auch zum... (Abg Gerhard Pfeiffer: Aber vergleichen Sie das einmal!) Nun, wenn wir vergleichen Äpfel mit Äpfeln, dann sind wir nämlich auf der gleichen Kostentangente und das ist na-türlich der Unterschied. Wenn man Äpfel mit Äpfeln vergleicht, sind die Ordensspitäler genauso billig oder teuer wie die KAV-Häuser (Abg Dr Matthias Tschirf: Nein, das stimmt nicht!) und genau das ist die falsche Zahl. (Abg Dr Matthias Tschirf: Sechseinhalb Millionen!) 

Und beim SMZ-Süd, ich möchte es auch noch einmal hier wiederholen, weil das auch schon so oft kommt: Wir haben beim SMZ-Süd sehr wohl gewusst, was wir dort an Betten wollen und Sie wissen es genauso gut wie ich, was die Kostenexplosion dort verursacht hat. Es war nämlich die Küche und nicht die Betten, nicht die Betten, denn die Bettenplanung und die Bettenfinanzplanung hat haargenau gehalten.

Zum nächsten Punkt, und dann komme ich schon ein bisschen weiter. Die Frage, am Nachmittag werde nichts mehr gearbeitet. Ich danke für die Aussage, ich werde sie dem Personal entsprechend mitgeben, dass hier gemeint wurde, dass am Nachmittag nichts mehr gearbeitet wird. (Abg Ingrid Korosec: Wo haben Sie zwei Schichten!) Nun, zwei Schichten gibt es in mehreren Häusern. Wir haben schon bald das Problem, dass ich Ihnen nur mehr die wenigen Häuser sagen kann, wo wir nicht zwei Schichten haben, weil in allen Schwerpunktkrankenhäusern fahren wir mit langen Tischen, in allen Schwerpunktkrankenhäusern und einem der Spitäler zum Beispiel – ich gebe das hier offen zu – wo wir dabei sind, den langen Tisch umzusetzen, wo wir noch nicht weit gekommen sind, ist das KES. In allen anderen Schwerpunktkrankenhäusern – das KES ist ja kein Schwerpunktkrankenhaus – fahren wir mit dem langen Tisch. Und der lange Tisch fährt ziemlich lang. Und auch im KES wird Struma am Nachmittag operiert, aber nicht mit dem langen Tischmodell, wie zum Beispiel in der Stiftung oder wie zum Beispiel auch im Donauspital.

So, ich möchte noch kurz zu den GRÜNEN kommen, bevor ich mich dann noch weiter mit zwei Themen beschäftige. Hier zu sagen, Einsparungen finden nicht statt, dann glaube ich, ist auch hier der Informationsstand ein bisschen negativ oder nicht ausreichend, weil einerseits haben wir gerade beim Personalstand eine ständige Diskussion über die Effizienz des so genannten sonstigen Personals, das heißt in so genannten patientenferneren Bereichen. Ich glaube, mich auch erinnern zu kön-nen, dass wir einen Infrastrukturbeitrag eingeführt haben, der eingehoben wird und nicht so wenig ist und ich glaube auch, dass wir in Oberösterreich eine grüne Landesorganisation haben - wo ich heute schon vom Kollegen Margulies gehört habe, das sind nicht die GRÜNEN – wir aber eine grüne Landesorganisation haben, die schön brav dem Verhandlungsergebnis, welches das Land Oberösterreich mit dem Bund im Zuge des Finanzausgleiches erzielt hat, auch zugestimmt hat. Und ich habe Ihnen schon gesagt, Krankenkassen werden kaputt ge-spart, Krankenkassen werden Leistungskürzungen aufoktroyiert. 

Und eine der Grundfragen des Gesundheitswesens, meine sehr geehrten Damen und Herren, muss man hier erwähnen, sie ist eines unserer Hauptprobleme, nämlich die Frage des Arbeitsmarktes. Es ist eine Frage des Ar-beitsmarktes, wie wir unser Gesamtsystem weiterhin aufrechterhalten können. Und wenn wir hier eine Bundesregierung haben, die meint, 300 000 Arbeitslose ist so, hier kann man nicht allzu viel machen, die zwar populär einen Arbeitsmarktgipfel am 1. Mai veranstaltet, aber bei diesem Arbeitsmarktgipfel realiter dann nichts herausgekommen ist, die zwar in der Vorwoche einen weiteren Gipfel veranstaltet hat, bei dem man jetzt zumindest ein Programm für 6 000 Arbeitsplätze auf den Tisch gelegt hat, so ist das löblich - keine Frage -, aber es wird die Zahl von 300 000 nicht, ja bei weitem nicht befrieden, und das ist in Wahrheit die Auseinandersetzung. Diese Auseinandersetzung ist nämlich jene, wie können wir Menschen wiederum in den Arbeitsprozess hineinbringen, um unser Gesamtsystem aufrechtzuerhalten und wie können wir nicht, so wie es gemacht wurde, sagen, nun ja, die Arbeitslosen müssen bei den Krankenkassen voll mitversichert sein, was notwendig ist und richtig ist, aber die Frage der Finanzierung großteils fehlt. 

Und ich darf Ihnen schon hier sagen: Was wir hier tun, habe ich schon erwähnt, wir tun etwas, was ein Verhandlungsergebnis ist, wir haben uns bemüht, dieses Verhandlungsergebnis nochmals sozial zu staffeln, wir haben in Wahrheit das Verhandlungsergebnis noch ein-mal in die Hand genommen und eine nochmalige soziale Staffelung hineingebaut.

Und, meine Damen und Herren von der Opposition: Auch wenn der Wahlkampf für Sie schon begonnen hat, so spielen Sie doch bitte hier kein Doppelspiel. Es wird Ihnen niemand und wirklich niemand glauben, dass Sie sich hier bemühen, für die Finanzierung der Wiener Spi-täler ehrlich einen Beitrag zu leisten. 

Und es ist keine Frage, das wurde auch sehr oft heute erwähnt, die Frage der Qualität. Ich möchte dazu die Einstellung der Regierungsparteien auf Bundesebene am Beispiel einer Novelle zeigen, die vorige Woche im Ministerrat beschlossen wurde, und aus der man sieht, wie mit Qualität umgegangen wird, und es wurde auch von Frau Dr Pilz hier heute zu dem Geschäftsstück Stellung genommen. Ich habe zwar geglaubt, wir hören mor-gen eine Dringliche Anfrage, aber wir werden das heute noch abdiskutieren, das wird mein Kollege Deutsch dann tun und da haben wir auch Gelegenheit, über Qualität zu sprechen. Es gab vorige Woche im Ministerrat eine Novelle zum Arbeitskräfteüberlassungsgesetz und im Zuge dieses Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes wurde ein Passus hineingebastelt. Diesen Passus, der da hineingebastelt wurde, muss man zwei Mal lesen. Es geht nämlich um das Gesundheits‑ und Krankenpflegegesetz. Diese Verquickung mit dem Arbeitskräfteüberlassungsgesetz ist interessant, aber Fakt ist, dass dort von den Freiheitlichen beziehungsweise von den BZÖ-Vertretern - so muss man jetzt korrekter Weise sagen - in der letzten Sekunde hineingepackt wurde, ein Drittel der Beschäftigten der Krankenpflege in einer Einrichtung sollen und dürfen Poolpersonal sein, ein Drittel aller. Das hat vorige Woche den Ministerrat passiert mit der Unterschrift des Herrn Bundeskanzlers, mit der Unterschrift der Frau Ministerin und und und, mit der Unterschrift der Frau Sozialministerin und so weiter. Ich kann Sie nur ein-laden, wenn Sie wirklich Qualität ernst meinen, wenn Sie wirklich das, was Sie hier gesagt haben, wirklich ernst meinen, und ganz egal, ob das jetzt die FPÖ oder das BZÖ war, wenn Sie das wirklich ernst meinen, dann lade ich Sie ein, Sie haben diesen Mittwoch im Parlament, im Zuge der parlamentarischen Ausschussbehandlung Zeit, hier eine entsprechende Abänderung vorzunehmen. Es ist diese Woche der Ausschuss am 25. und ich lade Sie ein, machen Sie davon Gebrauch, denn es geht nämlich hier darum: Auf der einen Seite sollte abgesichert werden, dass Menschen, die in Pooldiensten tätig sind, hier nicht willkürlich eingesetzt werden können. Das war der Hintergrund dieser Initiative. Es war aber nie die Rede von dieser Menge von Menschen, die in einem Spital tä-tig sein dürfen - und wenn das durchgeht, dann ganz le-gal tätig sein dürfen -, denn dann könnte nämlich jeder Betreiber ganz legal von der gesamten Mannschaft ein Drittel Poolpersonal machen. Das war überhaupt nie der Ursprungsgedanke. Es ist nur interessant, dass die Arbeitskräfteüberlassungsfirmen eine Partei, entweder die BZÖ oder die FPÖ, relativ massiv unterstützen müssen, weil sonst würde sich ja nicht, vor allem nicht die BZÖ, so massiv hier einbringen, das im letzten Augenblick noch im Ministerrat vorbesprechen und auch ändern zu lassen. 

Diese gravierende Änderung hat mit Qualität nichts zu tun und diese gravierende Änderung hat nichts damit zu tun, was wir - glaube ich - alle wollen, nämlich ordnungsgemäße Beschäftigungsverhältnisse in unseren Gesundheitseinrichtungen.

Und zum Schluss möchte ich noch zu dem Antrag der Grünen kommen, den Pflegeombudsmann - inhaltlich wird dann mein Kollege Deutsch dazu noch sprechen - gesetzlich zu verankern. Jetzt dürfen wir ein bisschen eine Diskussion noch einmal wiederholen, die wir schon geführt haben und dürfen ein bisschen den rechtlichen Hintergrund beleuchten. Wenn wir den Pflegeombudsmann rechtlich verankern, müssen wir einmal den Patientenanwalt angreifen, müssen den Patientenanwalt reduzieren als Anwalt derer, die sich nur im Akutbereich befinden. Da haben wir einmal ein bisschen ein Verfassungsproblem und so weiter. Und ich glaube, dass der Pflegeombudsmann, und ich sage jetzt sehr bewusst, lassen wir Namen weg, lassen wir Personen weg, ich glaube, dass der Pflegeombudsmann überhaupt nicht glücklich wäre, in einen Rechtszug eingepackt zu werden, weil nämlich ein Drittel dessen, was er jetzt behauptet, muss er dann ganz anders darstellen, als er es jetzt darstellt. Und reden Sie bitte einmal mit dem Pflegeombudsmann, reden Sie einmal wirklich mit ihm. 

Und was hoch interessant ist, ich glaube, es ist wichtig, dass wir weiterhin eine niederschwellige Einrichtung haben, ich glaube, es ist dieser Schritt richtig und wichtig gewesen, dass diese niederschwellige Einrichtung ohne Rechtszug, ohne Behördenverfahren und so weiter, ohne all diese Dinge, im Interesse der Wienerinnen und Wiener eine sinnvollere Einrichtung ist als eine total gesetzlich determinierte Einrichtung, die sich in allen Buchstaben des Gesetzes an Verwaltungsverfahren und so weiter halten muss. Ich lade wirklich alle einmal ein, das auch von einem rechtlichen Standpunkt aus zu betrachten. Es sind natürlich Menschen, die dort tätig sind, gar keine Frage, aber lassen wir einmal die Menschen weg, bemühen wir uns inhaltlich, was ist mit dieser Funktion verbunden, diese Diskussion zu führen. 

Und, was mich abschließend sehr freut, aber in Wahrheit aufzeigt, wie ernst Sie gewisse Dinge nehmen, ist, wenn Sie heute, Frau Dr Pilz, hier verlangen, unterstützt von der Frau Korosec, unterstützt von der Frau Schmalenberg und wahrscheinlich auch unterstützt von der FPÖ, dass dieser Antrag angenommen werden soll. Es freut uns sehr, weil bei der letzten Verhandlung um Vertragsverlängerung des Herrn Dr Vogt dieser Antrag nur mit den Stimmen der SPÖ angenommen wurde und Sie alle haben dagegen gestimmt. Man sieht, wie offenkundig, wie banal Ihre Politik ist. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Abg Mag Kowarik gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist sehr schön, und auch meiner Meinung nach dringend notwendig, dass wir die gestellten Initiativanträge auch gleichzeitig benützen, um über Gesundheitsprobleme in Wien zu diskutieren. Es wird immer wieder darüber diskutiert, meiner Ansicht nach aber viel zu we-nig. Die Gesundheitsakten haben ja das Schicksal, dass sie entweder spät um Mitternacht diskutiert werden oder zu einem Zeitpunkt, wo alle an Unterzuckerung leiden und dann ganz geschwind etwas essen gehen müssen, was der leere Saal eben bezeigt. (Abg Christian Oxonitsch: Das ist wahrscheinlich die F!) Aber nichtsdestotrotz, es ist wichtig, dass darüber gesprochen wird und es sind auch einige wesentliche Dinge gesagt worden. Und ich möchte vielleicht gleich beim Ombudsmann be-ginnen und darf nur feststellen - ohne jetzt das ausweiten zu wollen - dass wir die Ersten waren, die von vornherein verlangt haben, dass die Tätigkeit des Pflegeombudsmanns gesetzlich geregelt wird, dass er nicht im luftleeren Raum agieren muss. Wir haben das damals Frau StRin Pittermann mehrfach nahegelegt, aber leider Gottes ist es nicht möglich gewesen, die Arbeit entsprechend - wie soll ich sagen - gesetzlich festzulegen. 

Und die Tatsache, dass er an sich überhaupt keine Berechtigung hat, in irgendeine Krankengeschichte Einsicht zu nehmen oder in irgendein Spital zu gehen, wenn nicht die Bereitschaft des Patienten oder sonst jemandes vorhanden ist, zeigt ja, wie sehr er im luftleeren Raum arbeitet und wie dringend notwendig es ist, seine Arbeit sozusagen gesetzlich zu decken. 

Und ich kann mir nicht vorstellen, dass die verschiedenen Vorfälle oder Missstände, die Dr Vogt aufgezeigt hat - und das hat jetzt mit seiner Person gar nichts zu tun, dass er vielleicht ein etwas lebhafterer oder ein dynamischer Mensch ist -, von ihm aus den Fingern ge-saugt wurden, sondern die haben tatsächlich stattgefunden und es ist bedauerlich, dass es solche Vorfälle gibt. Wir werden ja morgen über den einen speziellen Fall dis-kutieren müssen. 

Meine Damen und Herren, wir wissen, dass das Wie-ner Gesundheitssystem ein Spitzengesundheitssystem in Österreich und in Europa ist. Und wenn wir darüber diskutieren, kann es doch nicht sein, wenn wir den einen oder anderen Nachteil, einen Qualitätsmangel oder sonst etwas, hier aufzeigen, dass man dann mit weinerlicher Art und Weise feststellt, wir stellen das ganze Gesundheitssystem in Frage. Ich kann es Ihnen sagen, ich habe immer wieder meinen Mitarbeitern, die nicht in Wien ihren Wohnort hatten, sondern in Niederösterreich gewohnt haben, gesagt, bitte, wenn irgendwas ist, geht’s gleich nach Wien, nicht erst nach Hainburg oder sonst wo hin. 

Das soll nichts über die Qualität von Hainburg an sich sagen - es ist ja auch dann vom Kollegen Hundstorfer vorsichtig angesprochen worden - Wien hat eben die Spitzenqualität, und wir müssen diese Spitzenqualität er-halten.

Das geht aber nicht, indem man Probleme, die hier aufgezeigt werden und die vorhanden sind, jahrelang vor sich herschiebt, Versprechungen gibt und sagt, wir werden das einmal so machen, und wir werden diese Ärztedienste neu organisieren, und wir werden in den Spitälern ermöglichen, dass die Operationssäle auch nachmittags benützt werden können und so weiter und so fort, sondern es muss eben tatsächlich durchgeführt werden. 

Sicherlich ist viel geschehen, kein Zweifel, und ich bin der Letzte, der das hier in Abrede stellt. Aber auf der anderen Seite, meine Damen und Herren, müssen Sie zur Kenntnis nehmen, dass hier schwerwiegende Fehler gemacht worden sind, dass hier Verbesserungen notwenig sind und dass das eine oder andere geändert werden muss. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich sage, dass das Wiener Gesundheitssystem gut ist und dass die vielen Ärzte, die vielen Pfleger, das Pfle-gepersonal, tatsächlich ihr Bestes geben und vielleicht nur schlechte Möglichkeiten haben zu arbeiten, dass dort vieles verbessert gehört - das wird ja auch ständig diskutiert -, aber ich müsste Ihnen schon noch etwas anderes zur Kenntnis bringen. 

So hat Dr Bittner festgestellt - den ich an sich schätze, und der der Wiener Gebietskrankenkasse vorsteht, also er ist der Obmann der Wiener Gebietskrankenkasse -, dass die zunehmende Kostenbelastung der wirtschaftlich schwächeren Patienten vorhanden ist und er sagt, das habe in Wien bereits messbare Auswirkungen. Er sagt, in Wien sei die durchschnittliche Lebenserwartung von Frauen im 15. Bezirk schon um 2,6 Jahre geringer als im Nobelbezirk Döbling. 

Meine Damen und Herren, das ist eine ungeheuerliche Aussage, und das muss man sich erst einmal auf der Zunge zergehen lassen, dass das der Chef der Wiener Gebietskrankenkasse über das Wiener Gesundheitssystem sagt. Da muss etwas geschehen, und daher müssen wir weiter diskutieren, und daher werden wir weiter die sozialdemokratische Stadtverwaltung auffordern, das eine oder andere zu ändern oder zu verbessern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte nur eine kurze Bemerkung machen zu der Angelegenheit Pflegepersonal über Zeitarbeitsfir-men. Meine Damen und Herren, das ist ein Problem, das schon lange ansteht, das jetzt vielleicht in einer Ho-Ruck-Aktion versucht wird zu bewältigen, es wird aber noch nicht das Ende der Verhandlungen sein. Man hat auch hier von der Stadt Wien einfach den Kopf in den Sand gesteckt und zur Kenntnis genommen, dass es da die Pools gibt, dass da irgendwelche Leute beschäftigt sind, dass dort zum Beispiel auch Pflegepersonal von Wiener Spitälern beschäftigt ist, die an sich nicht weiter in Wien arbeiten dürfen, die dann wo anders hingehen und so weiter und so fort. Da wäre eine eigene Sitzung notwendig, um über diese ganze Problematik zu diskutieren. 

Es wird sicherlich auch notwendig sein, von gewerkschaftlicher Seite - und da gebe ich den Ball zurück an den Herrn Kollegen Hundstorfer - hier entsprechend die Regierungsmannschaft aufmerksam zu machen, welche Verhältnisse hier gegeben sind, beziehungsweise was hier für Notwendigkeiten bestehen. 

Sie haben auch die anderen Bundesländer zitiert. Ich sehe ja überhaupt nicht ein, warum immer die anderen Bundesländer gebracht werden. Soll es womöglich heißen, wir sollen genauso schlecht werden wie die, oder genau dieselben miesen Zustände haben, die Sie gerade ankreiden? Also, das glaube ich nicht, und es ist wichtig, dass wir uns über die Wiener Verhältnisse unterhalten. Was die anderen Bundesländer machen, ist sicherlich auch notwendig, aber es ist notwendig, dass wir ihnen als Beispiel vorangehen und hier das Beste für den Patienten tun.

Ich möchte nur ganz kurz auf den Initiativantrag, den eigentlichen Tagesordnungspunkt, zu sprechen kommen. Da ist ja nicht nur diese Kostenerhöhung hier ange-sprochen, sondern auch andere Dinge, die durchaus interessant sind. Und es ist bedauerlich, dass diese Spi-talskostenerhöhung hier hineinkommt - ich werde dann ganz kurz doch noch einmal darüber reden -, weil es ein paar Punkte gibt, die gerade für die Patienten ganz wesentlich sind und ich will jetzt noch gar nicht über diese verfahrensrechtliche Prüfung der Ambulatorien reden, sondern etwas, was mich auch persönlich trifft, als Apotheker: 

So steht hier zum Beispiel, die Krankenanstalten werden verpflichtet, bei Entlassung von Patienten erforderlichenfalls die Bewilligung des chef- und kontrollärztlichen Dienstes der Krankenversicherungsträger einzuholen. In diesem Zusammenhang wird auch der Patient mit voller Medikation adaptiert. 

Ganz etwas Wichtiges, wir haben ja in Wien wieder eine Vorreiterrolle in einem anderen Fall, bei einem andere Kapitel gehabt, auch was die Rezepte betrifft. In Wien gibt es die Möglichkeit, dass bei Spitalsentlassung nicht nur ein Patientenbrief mitgegeben wird oder eine Liste, welche Medikamente sich der arme Patient irgend-wo besorgen soll, sondern es gibt eigene Rezeptformulare für eine Erstausstattung des entlassenen Patienten. Das ist sicher etwas Vorteilhaftes und eine positive Entwicklung. Und es ist auch notwendig, dass die Patienten, die vielfach auch chefarztpflichtige Medikamente bekom-men, diese auch gleichzeitig ausgefolgt bekommen und nicht erst den mühsamen Weg über Chefarzt und was weiß ich alles, nehmen müssen, sondern dass das im Spital geschieht.

Im Allgemeinen Krankenhaus hat die Gebietskrankenkasse bereits eine chefärztliche Stelle eingerichtet und ich kann wirklich sagen, zum Nutzen der Patienten. Das hat die dortige Apothekerin veranlasst und das ist für die Patienten wirklich sehr vorteilhaft. (Beifall bei der FPÖ.) 

Etwas anderes möchte ich noch ansprechen, das hier in Wiener Gesundheitsdebatten ständig jedes Mal, ob man das Budget oder sonst irgendetwas behandelt, angesprochen wird, und das sind die so genannten Gast-patienten. Jene Patienten, die aus Niederösterreich zu uns kommen, weil unser System in Wien so gut ist. Da steht hier in dem Initiativantrag, dass festgestellt wird, dass auf Grund der Bundesvereinbarungen, beziehungs-weise der Finanzierung des Gesundheitswesens und 
des Bundesfinanzausgleiches eigentlich die Leistungen schon abgegolten sind und dass es eigentlich nicht mehr notwendig ist, darüber zu verhandeln. Aber es steht drin-nen “bilaterale Vereinbarungen bezüglich Gastpatientinnen und Gastpatienten sind möglich“. Und es ist bei uns in Wien ganz sicher notwendig, dass wir solche zusätzlichen bilateralen Verhandlungen machen, wenn wir wissen, dass es zum Beispiel einen sehr hohen Gastpatientenanteil im SMZ-Ost gibt - vom AKH möchte ich überhaupt schweigen - oder wenn ich an das St Anna Kinder-spital denke, wo ich glaube, dass sogar bis zu 30 Pro-zent der Patienten Fremdpatienten, also Gastpatienten, sind. 

Da wird es notwendig sein, unabhängig vom Bundesfinanzausgleich, mit Niederösterreich oder auch mit an-deren Bundesländern zu verhandeln.

Meine Damen und Herren, ich möchte hier jetzt schon auch eines feststellen: Wir sind hier in Europa. Wir sprechen davon, dass Europa vergrößert wird, dass Ru-mänien, Bulgarien dazu kommen, ja es wird sogar diskutiert, dass die Türkei zu Europa kommen soll. Darüber kann man diskutieren, ich bin an sich dagegen, aber es wird uns ein europäisches Bewusstsein sozusagen mitgeteilt und wir haben auch weiter zu denken, zu sorgen, und was weiß ich alles Mögliche, zu machen. Nicht zuletzt müssen wir die ganzen europäischen Gesetze nolens volens, nachdem wir diese Verfassung da jetzt an-genommen haben, ohne Wenn und Aber annehmen. Und da kann es doch nicht sein, dass es nicht möglich ist, dass wir zwischen Wien und Niederösterreich oder zwischen dem kleinen Land Österreich hier gemeinsam über das Gesundheitssystem verhandeln. Es kann doch nicht sein, weil einer in Perchtoldsdorf auf der anderen Straßenseite wohnt, dass der in Wien nicht das hochwertige Gesundheitssystem nutzen kann, nur weil die politisch Verantwortlichen in Wien und in Niederösterreich nicht in der Lage sind, das auf einen Nenner zu bringen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn es möglich ist, dass man eine gemeinsame Schloss Laxenburg Betriebsgesellschaft gemacht hat, wenn es möglich ist, dass man da eine neue Kulturzeitschrift zwischen Wien und Niederösterreich finanziert, so wird es doch auch möglich sein, über solche Dinge zu sprechen. Und ich sehe es überhaupt nicht ein, ich muss das sagen, und ich sage das jetzt als Bürger, nicht als Politiker. Als Politiker sehe ich es auch nicht ein, dass zum Beispiel rund um Wien sämtliche Spitäler von Niederösterreich in irgendeiner Art und Weise ausgebaut werden, aber leider nicht so gut, dass sie dann dem Pa-tienten wirklich alles bieten, sondern er muss dann erst recht nach Wien gehen und das Geld, was dafür notwendig ist, könnte man in Wien viel wichtiger für den Patienten brauchen. (Abg Marianne Klicka: Jawohl!) Und es kann nicht sein, dass man hier, im Gesundheitssystem, den Rollbalken fallen lässt mit der Landesgrenze, und das innerhalb des gesamten, vereinigten Europas. 

Das wollte ich jetzt sagen, weil das geht mir schon seit Jahren sozusagen unter die Haut und ich habe es auch am eigenem Leib erspüren müssen. Ich habe Mitar-beiter gehabt aus Mistelbach, die erst mühsam in Mistelbach behandelt worden sind, dann mühsam in Hainburg, und hatten erst endlich in Wien die Möglichkeit, die medizinische Versorgung zu bekommen, die sie brauchen, und auf die sie auch letztlich einen Anspruch haben.

Zum Initiativantrag ist vielleicht auch noch eines festzuhalten, dass hier über den österreichischen Strukturplan “Gesundheit“ gesprochen wird. Da ist es dann notwendig, dass entsprechende Landeskrankenanstaltenpläne gemacht werden. Das ist ja auch etwas, was für Wien ganz besonders wichtig ist, auch wenn wir davon gesprochen haben, dass es Spitalskonzepte und das eine oder andere gibt, und wir eigentlich vor der Vorlage eines neuen Wiener Spitalskonzeptes stehen. Und ich stehe durchaus nicht an zu sagen, von uns erwartet nie-mand, dass wir jetzt schon die genauen Kosten von dem Spital Nord wissen und dass die Ausschreibungen fertig sind. 

Da wird man hier eine ordentliche Planung machen müssen, die über ganz Wien hinweg geht, die also nicht nur ein Spital im Norden plant, sondern dass auch darüber diskutiert wird, was geschieht mit dem Kaiserin Elisabeth Spital, was machen wir in Wien-Süd genau, wo werden wir welche Akutbetten hin und her legen. Das wird sicher viel Arbeit und Mühe geben, aber es ist notwendig und das wäre der tatsächliche Wiener Spitalsplan. 

Meine Damen und Herren, wenn wir auch eine entsprechende Finanzierung von der Stadt machen müssen, ist es doch notwendig, zuerst zu wissen, was man finanziert und nicht, dass es uns so geht wie bisher, wo einmal festgestellt worden ist, die Semmelweis-Klinik wird gesperrt, und man hat trotzdem noch um 16 Millio-nen, in Schilling allerdings, einen neuen Turnsaal errichtet. Dann hat es geheißen, im Kaiserin Elisabeth Spital wird alles umstrukturiert, trotzdem hat man dann neue Ordinationssäle eingerichtet, von denen man jetzt nicht so ganz genau weiß, wie man sie auslasten soll. 
Nebenbei darf man noch feststellen, dass es so ge-
plant war, dass man leider dem Architekten 6 Millio-nen Abschlagszahlung geben musste, in Schilling bitte, weil es da irgendeine Fehlplanung gab. 

Und wenn ich an das Gersthofer Spital denke, was sich da abgespielt hat und was sich hier in der Art und Weise der Wiener Spitalsplanung einreiht, dann sage ich es wieder, ich erinnere mich an eine interfraktionelle Sit-zung mit der Frau StRin Pittermann, wo uns wirklich in schöner Art und Weise ein Revirement geschildert wurde, was geschieht mit der Chirurgie dort und da, Wilhelminenspital und so weiter, und während diese Sitzung noch andauerte, hat der Herr Bürgermeister genau das Gegenteil gesagt und ganz etwas anderes gemacht. 

Das kann nicht die Spitalsplanung sein und ich hoffe, dass hier auf Grund der Notwendigkeiten, vom Bund hier auch in Wien endlich eine richtige Planung gemacht wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte doch noch das eine oder andere festhalten, was mich ein bisserl getroffen hat in der heutigen Diskussion: Wenn hier davon gesprochen wurde, das Gesundheitssystem soll nachhaltig und solidarisch finanziert werden: Jawohl, das haben wir auch in der Bundesregierung endlich durchgesetzt. Ich erinnere mich daran, dass die Diskussion Versicherungspflicht und Pflichtversicherung vom damalig freiheitlichen Vizekanzler oder Sozialminister Haupt ein für allemal festgestellt worden ist, nach Erarbeitung eines Konzeptes, dass wir uns eben zur Solidaritätsversicherung und Pflichtversicherung bekennen, und dass diese eben auszubauen und zu erhalten ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte schon auch eines feststellen, dass nicht nur Arbeiter und Angestellte Versicherungsbeiträge für eine Krankenversicherung zahlen, auch Selbstständige zahlen sie, bitte das nicht zu vergessen. Sicherlich ist es ein anderes System und so weiter und so fort, aber auch die zahlen etwas dafür. Das kann man nicht nur auf dieses eine Segment erstrecken. (StRin Karin Landauer: Die haben einen Selbstbehalt!) Um noch etwas, was mir nicht ganz gefallen hat, festzustellen - das ist vielleicht polemisch gesagt, aber warum soll man es nicht sagen -, es gefällt mir nicht zu sagen, wir sind die einen, die müssen da alles zahlen, und die anderen sitzen auf ihrem Kapital, das ist in einer Gesundheitsdebatte nicht sehr schön. Gerade dass nicht gesagt wurde, die kleben am Kapital. 

Ich darf Ihnen aber etwas anderes sagen, das mich als Unternehmer betrifft und das also doch gesagt werden muss, weil es immer verwischt wird. Natürlich ist es schön und gut, wenn ich ein System habe, wo der Unternehmer und der Mitarbeiter, der Angestellte, hier einen gleichen Beitrag zur Sozialversicherung zahlen. Aber, das ist ja das Problem bei unserer Wirtschaft und den berühmten Klein- und Mittelbetrieben, die von jeder Partei hier angesprochen werden und angeblich gestreichelt werden, in Wirklichkeit aber nicht, und das ist ja das Problem von uns, dass die Lohnnebenkosten für einen Klein- und Mittelbetrieb eine Katastrophe sind. Und ich sage es Ihnen, denn ich habe 14 Mitarbeiter, und wenn hier die Krankenkasse um ein Prozent erhöht wird, tut mir das weh. Das sage ich Ihnen, das tut mir weh, auch wenn ich es absetzen kann und alles Mögliche, aber es muss zuerst verdient werden und herein kommen. Und das muss man auch sagen, wenn man über das debattiert. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, es sind viele gute Sachen drinnen. Ich will jetzt gar nicht reden von den Gesundheitsplattformen und so weiter und so fort, von einer alten Forderung von uns, dass wir die Finanzen bündeln et cetera et cetera. Es hat nur einen Schönheitsfehler, und da kann man jetzt rütteln und deuteln wie man will, wir haben es heute schon mehrfach gesagt: Es ist die Er-höhung des Spitalskostenbeitrages von 36 Prozent drinnen. Und da können die Oberösterreicher und die Niederösterreicher und die Vorarlberger und alle möglichen, auch die Salzburger, noch so böse sein, hier wird erhöht, und da tun wir nicht mit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Deutsch.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Entwurf des vorliegenden Gesetzes, mit dem 
das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird, 
hat das Ziel, die Vereinbarung gemäß Art 15a Bundes-
verfassungsgesetz über die Organisation und Finanzie-
rung des Gesundheitswesens für die Jahre 2005 bis ein-schließlich 2008 umzusetzen. Eine Vereinbarung, die hier im Landtag Ende Jänner mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP und FPÖ beschlossen wurde.

Mit dieser Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern soll die strikte Trennung der einzelnen Sektoren des Gesundheitswesens überwunden und auch eine bessere Abstimmung in der Planung, in der Steuerung und in der Finanzierung des gesamten Gesundheitswesens erreicht werden, und es geht auch um eine längerfristige Sicherstellung der Finanzierbarkeit des österreichischen Gesundheitswesens durch Maßnahmen zur Kostendämpfung, zur Effizienzsteigerung, Maßnahmen, die auch in der Debatte angesprochen wurden, beziehungsweise auch zur Steuerung und die Unterstützung von Vorsorgemaßnahmen und die flächendeckende Sicherung und Verbesserung der Qualität. Das sind die wesentlichen Schwerpunkte dieser Vereinbarung, die nun mit der Gesetzesänderung umgesetzt werden sollen.

In der vorliegenden Novelle werden daher auf Grund der neu vorgesehenen Landesgesundheitsfonds die Auf-gaben des Wiener Krankenanstaltenfinanzierungsfonds durch den Wiener Gesundheitsfonds ersetzt. Im neuen österreichischen Strukturplan Gesundheit soll bis 31. De-zember 2005 einvernehmlich eine verbindliche Grundlage für die integrierte Planung der Gesundheitsversorgungsstruktur festgelegt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt gilt ja weiterhin der österreichische Krankenanstalten- und Großgeräteplan als die verbindliche Planungsgrundlage, und der Landeskrankenanstaltenplan muss sich auch in diesem Rahmen befinden.

Weiters wird damit erreicht, dass öffentliche Kranken-anstalten die Möglichkeit erhalten, ambulante Leistungen auch in Kooperation mit anderen Krankenanstaltenträgern, Gruppenpraxen oder ärztlichen Kooperationsformen zu erbringen.

Ein ganz wesentlicher Punkt ist, dass mit 1.1.2006 durch den Wiener Gesundheitsfonds auch eine Adaptierung der Gestaltungsmöglichkeiten des LKF-Steuer-ungsbereiches erfolgen soll, denn gerade durch das mit 1.1.1997 eingeführte leistungsorientierte Krankenanstaltenfinanzierungssystem sollen in Verbindung mit weiteren Reformmaßnahmen mehrere Effekte, die auch in der Diskussion angesprochen wurden, erreicht werden. Nämlich eine höhere Kosten- und Leistungstransparenz, eine nachhaltige Eindämmung der Kostensteigerungsraten, eine Optimierung des Ressourceneinsatzes, eine Reduzierung von unnötigen Mehrfachleistungen, wie eben Mehrfachuntersuchungen und Mehrfachbefundungen, eine Entlastung der Krankenanstalten durch medizi-nisch und gesamtökonomisch auch gerechtfertigte Verla-gerungen in den ambulanten Bereich und eine den medi-zinischen Erfordernissen angepasste kürzere Belagsdau-er und reduzierte Krankenhaushäufigkeit.

Und daher kann nun bei der Berechnung der LKF-Gebührensätze der Wiener Gesundheitsfonds auch im Rahmen dieses LKF Steuerungsbereiches auf besondere Versorgungsfunktionen bestimmter Krankenanstalten Rücksicht nehmen, wenn es etwa um die Zentralversorgung, um Schwerpunktversorgungen, aber auch um spe-zielle fachliche oder regionale Versorgungsfunktionen geht. 

Das heißt, dieses leistungsorientierte Krankenanstalten- und Finanzierungssystem wird im stationären Bereich nicht nur fortgesetzt und weiterentwickelt, sondern es soll auch für den ambulanten Bereich ebenfalls ein einheitliches Bundesmodell zur leistungsorientierten Ab-geltung entwickelt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, während allerdings die Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge befristet auf den Zeitraum 2005 bis 2008 um 0,1 Prozent im Art 17a der Vereinbarung sehr wohl geregelt ist, wurde die Erhöhung des Spitalskostenbeitrages - einige Redner sind auch darauf eingegangen - den Ländern eingeräumt. Denn im Zuge der Neuregelung des Finanzausgleiches für die Jahre 2005 bis 2008 ist auch ein Ge-samtpaket für den Gesundheitsbereich vorgesehen und darin wurde der Landesgesetzgeber ermächtigt, wie es heißt, den von sozialversicherten Patienten der allgemeinen Gebührenklasse eingehobenen Kostenbeitrag in den Jahren 2005 bis 2008 soweit zu erhöhen, dass die Summe aller Kostenbeiträge pro Kalendertag maximal 10 EUR beträgt. Diese Regelung ist im Bundesgesetz, mit dem der Finanzausgleich für die Jahre 2005 bis 2008 geregelt wird, auch enthalten. Und insofern ist auch die heute hier vertretene Position von ÖVP, FPÖ und jetzt auch BZW, eigentlich nicht nachzuvollziehen und mehr als unglaubwürdig, nachdem deren Mandatare dem Bun-desgesetz im Parlament einerseits Ihre Zustimmung ge-geben haben und nun eine sozialverträgliche Regelung kritisieren. 

Der Gesamtkostenbeitrag kann daher von 7,93 EUR auf 10 EUR angehoben werden, unter Berücksichtung sozialer Aspekte, mit vielen Ausnahmen für sozial Schwache und chronisch Kranke. Ein Kostenbeitrag, der für maximal 28 Tage pro Jahr gilt und all jene, die bisher keinen Kostenbeitrag zu leisten hatten, werden auch in Zukunft keinen zu leisten haben. Das heißt, es ist in der vorliegenden Novelle auch geregelt, dass zusätzlich zu den bereits derzeit geltendenden umfangreichen Bestimmungen, nach denen keine Kostensätze zu entrichten sind, es einen reduzierten Beitragssatz für Personen mit niedrigem Einkommen gibt, für die die Leistung von 10 EUR pro Tag eine besondere, nicht zumutbare Belastung bedeuten würde, wobei ein Einkommen in der Höhe für die Ausstellung eines Sozialpasses der Stufe P2 die dafür vorgesehene Grenze ist, wo dann dieser verringerte Kostenbeitrag zum Tragen kommt. 

Und das ist keine willkürlich festgesetzte Grenze, sondern der Sozialpass beruht auf einem Gemeinderatsbeschluss, wobei die Richtsätze jährlich valorisiert werden. Es ist daher eine sozial gestaffelte Erhöhung im Sinne von Ausnahmeregelungen, die uns heute vorliegt. Eine Regelung, die, wie ich meine, sozial verträglich und auch sozial ausgewogen ist. Und wenn darauf hingewiesen wurde, dass auch in anderen Bundesländern ähnliche Regelungen beschlossen worden sind oder in Aussicht genommen werden, so ist das richtig, denn Niederösterreich plant auch die Anhebung auf 10 EUR, in Salzburg ist bereits ein Beschluss im Landtag gefallen, ebenso auch in Tirol, und in Vorarlberg, wo sich ein neues Vorarlberger Spitalsgesetz in der Begutachtung findet, ist auch eine Anhebung auf insgesamt 10 EUR vorgesehen. 

Meine sehr geehrte Damen und Herren, die erwarteten Einnahmen werden auch - und ich betone hier auch - zu einer weiteren Modernisierung und Leistungssteigerung in den Wiener Spitälern benötigt. Es ist ja nicht so, dass es hier einen Stillstand gäbe, wo dann Kollegin Schmalenberg fragt, warum man hier weitere Mittel braucht, sondern es geht eben um Leistungssteigerungen und auch um eine Modernisierung. Aber nicht an Stelle von Reformen und Verbesserungen, sondern na-türlich zusätzlich, weil wir beides brauchen. Es geht hier nicht um ein Entweder-Oder, sondern es geht um erforderliche Umstrukturierungen und auch um Einnahmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Strukturreformen und Einsparungen in der Krankenhausverwaltung, ein effizientes Krankenhausmanagement und Leistungsverschiebungen im Sinne einer verbesserten Angebotsplanung sind doch längst auch bereits in Umsetzung. Davor sollten Sie die Augen nicht verschließen. Es werden gerade auch durch die Vereinbarung, die es mit dieser Novelle umzusetzen gilt, zwischen dem Bund und den Ländern Maßnahmen zur Kostendämpfung und Effi-zienzsteigerung festgelegt. Es ist eine Vereinbarung, wo sich die Vertragspartner verpflichtet haben, finanzielle Auswirkungen im Ausmaß von 300 Millionen EUR wahrzunehmen, nämlich durch Maßnahmen zur Senkung von Verwaltungskosten und Maßnahmen im patientenfernen Bereich der Krankenanstalten, durch neue Organisationsformen in den Krankenanstalten wie Tageskliniken, Wochenkliniken, aber auch anderen vergleichbaren For-men der Leistungserbringung, durch Maßnahmen zur besseren Abstimmung zwischen den einzelnen Kranken-anstalten sowie dem niedergelassenen Bereich, und na-türlich auch zur Vermeidung von Doppelgleisigkeiten. 

Alle diese Beispiele, die in der Debatte angeführt werden, sind eigentlich auch in diesem Maßnahmenkatalog erfasst, wie auch Maßnahmen im niedergelassenen Bereich im Sinne einer regionalen ausgeglichenen Versorgung. 

Und zweitens war es Frau Landesrätin Brauner, die ein generelles Konzept für den Spitalsbereich präsentiert hat, wo es nicht um ein Stückwerk, wo es nicht um singuläre Maßnahmen geht, sondern wo es ein Gesamtkonzept gibt, mit dem das Wiener Spitalswesen weiterentwickelt wird und auch offene Fragen gelöst werden. Es ist ein innovatives Projekt, weil damit auch neue Wege be-schritten werden. Mit der Errichtung eines neuen Krankenhauses in Floridsdorf mit einer ersten Ausbaustufe bis 2011 wird damit auch dem steigenden Bedarf im Nordosten der Stadt Rechnung getragen und gleichzeitig mit der Übersiedlung der Semmelweis-Klinik und der Or-thopädie Gersthof auch die Qualität der beiden Einrichtungen erhalten und gesichert. 

Und das ist ein ganz wesentlicher Unterschied auch zu denen, die immer den Spitalssperren, dem Abtei-lungen Zusperren und dem massiven Bettenabbau das Wort reden. Ähnlich wie auch im Bund, wo im wahrsten Sinn des Wortes am Gesundheitssystem herumgedoktert wird, während in Wien im Interesse der Patientinnen und Patienten auf Grund präziser Planungen und Vorbereitungen - die auch ihre Zeit benötigen - langfristig tragbare Lösungen erreicht werden. 

Und, Frau Kollegin Pilz, Zusperren alleine ist keine intelligente Lösung, sondern es geht vielmehr darum, be-darfsorientierte Angebote mit angepassten Bettenzahlen in den einzelnen Fachrichtungen zu schaffen. Und es geht auch um eine gerechte Verteilung der Spitalsbetten im Akutbereich, in den einzelnen Stadtregionen, weil da-mit ja letztendlich auch jene trägerübergreifenden Abstimmungen in den Regionen möglich sind, die auch im-mer wieder in der Debatte eingefordert werden, und eine Kooperation und Zusammenarbeit, in die auch die privaten Träger eingebunden werden. 

Der Gesundheitsexperte Christian Köck meinte in einem Interview mit der Presse am 29. März 2005 zur Wie-ner Spitalsreform: „Das ist ein absolut richtiger Schritt.“ Wenn andererseits StR Dr Hahn und der Gesundheitssprecher der ÖVP, Nationalratsabgeordneter Dr Rasinger am 9. Mai 2005 in einem Pressegespräch gemeint haben: „Einsparungen im Spitals- und Pflegebereich sind kaum möglich, langfristig sind sogar mehr Finanzmittel nötig“, so ist das ein eklatanter Widerspruch auch zu den Aussagen der Frau Kollegin Korosec. Ich meine, Sie soll-ten das vielleicht auch einmal innerparteilich ansprechen und diskutieren. Ich hingegen möchte schon festhalten, dass gerade auch die Spitäler selbst effizienter geworden sind, denn nicht zuletzt auch durch die Entwicklung neuer medizinischer Techniken sind gerade auch die Verweildauer in den Spitälern und damit auch die medizinischen Kosten pro Aufnahmefall gesunken, während aber in Hinblick auf bauliche Instandsetzungen, auf Modernisierungen gerade auf Grund des medizinisch-tech-nischen Fortschrittes hier natürlich auch ein weiterer fi-nanzieller Bedarf an Mitteln erforderlich ist, um diesen medizinisch-technischen Standard auch zu halten. 

Meine sehr geehrte Damen und Herren, während daher in Wien die Sozialverträglichkeit von Maßnahmen im Mittelpunkt von Planungen steht - und das ist ein ganz wesentlicher Unterschied - bildete die Bundesregierung mit Ihren unsozialen Maßnahmen zur angeblichen, sage ich, zur angeblichen Konsolidierung der Kostenstruktur Zugangsbarrieren für kranke Menschen und verursachte eine riesige Belastungswelle alleine in den Jahren 2001 bis 2005 im Ausmaß von rund 1,5 Milliarden EUR durch unsoziale Maßnahmen. Und trotz alledem ist, wie wir Medien entnehmen können, die Finanzsituation der Krankenversicherung auch weiterhin dramatisch, wenn die Gebarungsvorschau-Rechnung bis 2007 näher ange-sehen wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, durch die vorliegende Bestimmung, die den Ländern übertragen wurde, eine sozial ausgewogene Erhöhung des Spitalskostenbeitrages in Form von Ausnahmebestimmungen zu treffen, wird sichergestellt, dass in Wien sozial schwache und chronisch kranke Menschen weiterhin un-gehindert Gesundheitsleistungen in Anspruch nehmen können, während auf Bundesebene durch eine unsoziale Belastungspolitik Selbstbehalte ja den eindeutigen Charakter einer Krankensteuer zu Lasten älterer Menschen haben, und es wird auch sichergestellt, dass zusätzlich zu den Reformmaßnahmen, die ich vorhin auch angesprochen habe, für die Modernisierung und Leistungssteigerung in den Wiener Spitälern weitere finanzielle Mittel, die dringend benötigt werden, zur Verfügung stehen. 

Ich möchte aber abschließend auch noch auf den Beitrag der Kollegin Pilz über das private Pflegeheim KURSANA Tivoli eingehen, wo sie gemeint hat, da wären die Prüfer nur ein- und ausgegangen, und es wäre eigentlich nichts geschehen. 

Das ist jedes Mal ihre Form der Vorgangsweise, man kennt die Absicht, und ich würde wirklich darum ersuchen, beide Dinge auseinander zu halten. Es geht hier einerseits um die Frage der behördlichen Aufsicht und der Kontrolle, die nachweislich stattgefunden hat, die mehrfach stattgefunden hat, die wahrgenommen wurde und wo auch entsprechende Schritte gesetzt wurden, wo Maßnahmen veranlasst wurden und entsprechend der Dreimonatsfrist aber auch kontrolliert wurde, ob diese Maßnahmen umgesetzt wurden. Das heißt, während man im Schnitt davon ausgeht, das jedes Pflegeheim einmal pro Jahr kontrolliert werden soll - das war auch damals unsere gemeinsame Zielsetzung -, handelt es sich hier um ein Pflegeheim, das besonders oft kontrolliert wurde. Beispielsweise haben im Jahr 2004 drei Re-visionen stattgefunden, alleine in diesem laufenden Jahr 2005 haben bereits fünf Überprüfungen stattgefunden. Dr Vogt, den Sie ansonst so gerne zitieren, hat in seinen Berichten auch darauf hingewiesen, dass die MA 15 hier diese Kontrolle ordentlich wahrgenommen hat, und alleine in den letzten fünf Monaten, im Zeitraum von Mitte Dezember bis Mitte Mai, alleine in diesen fünf Monaten, haben insgesamt 6 Kontrollen stattgefunden. 

Das heißt, die Kontrolle hat funktioniert, es wurde laufend überprüft, es sind Maßnahmen gesetzt worden, bis zur teilweisen Schließung des Heimes. 

Das ist der erste Teil, und der andere Teil, der mit der Behörde nicht zu vermengen ist, ist die Einrichtung einer Pflegeombudsstelle, die hervorragend funktioniert und die mit 1. Oktober 2003 auch mit der Nominierung von Dr Vogt als Pflegeombudsmann eine Initiative der Stadt Wien war. Da sollte man nicht vergessen, dass eigentlich alle anderen Parteien damals gegen die finanzielle Dotierung dieser Pflegeombudsstelle waren - so wichtig war Ihnen diese Stelle, dass sie eigentlich keinen Cent zur Verfügung stellen wollten -, und diese Pflegeombudsstelle, und darauf weist Dr Vogt selbst auch immer hin, ist richtig, weil sie im niederschwelligen Bereich angesiedelt ist, weil es eben die Drehscheibe sein soll zwischen den Patientinnen und Patienten, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, den Institutionen und auch der Behörde. Und auf Grund zahlreicher Gespräche, die er auch in sei-nen Unterlagen immer Interventionen nennt - dabei sind es aber auch positive und negative Meldungen – und ausführlich dokumentiert, sind ihm Informationen zugegangen, die er in Form einer Sachverhaltdarstellung der Staatsanwaltschaft übermittelt hat, worin massive Vorwürfe gegen die KURSANA Residenz Wien Tivoli erhoben werden. 

Das heißt, zur Überprüfung von strafrechtlich relevanten Vorwürfen ist hier die Staatsanwaltschaft am Zug und sie hat diese schweren Vorwürfe zu überprüfen. 

Ihre Vorgangsweise - und das war auch die Kritik, die meine Kollegin in der Presseaussendung übermittelt hat -, Ihre Vorgangsweise der globalen Skandalisierung, das ist es, was als verantwortungslos kritisiert wird, weil sie letztendlich ausschließlich zu einer Verunsicherung der Menschen führt, wenn Sie hier bewusst mit Ängsten von Menschen spielen, die sich in einer Pflegeeinrichtung be-finden oder die ohnehin ein schlechtes Gewissen haben, weil sich Angehörige von ihnen in einer Pflegeeinrichtung befinden, denn Sie behaupten wider besseren Wissens, dass nichts geschehen sei. Sie können sich erinnern, bis Ende Juni 2004 hat ja auch die Untersuchungskommission zum Thema Pflegeheime getagt, wo uns auch die Prüfberichte der privaten Heime vom Jahr 2001 bis 2003, nachdem wir sie beantragt haben, zur Verfügung gestanden sind. Und wenn Sie sich die Unterlagen angesehen haben, dann müssten Sie eigentlich darüber infor-miert sein, wie hervorragend und umfassend die behördliche Kontrolle funktioniert hat. 

Aber auch dieses Beispiel zeigt eigentlich, wie absurd der Vorwurf ist, dass Berichte schubladisiert oder versteckt oder sonst etwas geworden sind. Der gegenständliche Fall wurde sogar öffentlich vor wenigen Wochen im “Help TV“ in Anwesenheit von Dr Vogt behandelt. Das heißt, Berichte wurden nicht zurückgehalten, sondern sogar öffentlich diskutiert. Aber was mir noch wichtiger ist, die Kontrolle wurde eigentlich zusätzlich noch verschärft. Und ich möchte Ihnen auch nicht die Stellungnahme der Wiener Patientenanwaltschaft vorent-halten, die über eine gesetzliche Grundlage verfügt, und die Anfang Jänner gemeint hat, „Ebenso“, und ich zitiere wörtlich, „ebenso wird aber der Eindruck gewonnen, dass subjektiv im Rahmen der stichprobenartigen Überprüfung Bewohner gut gepflegt erscheinen und trotz der teilweise schlechten Personalausstattung keine Pflegemängel erleiden.“

Ich komme daher zum Schluss und halte fest, dass gerade die zahlreichen Prüfberichte der Aufsichtsbehör-de, die vorliegen, nachvollziehen, dass seit dem Jahr 2003 umfassend, rasch und effizient Maßnahmen gesetzt wurden, laufende Kontrollen verstärkt durchgeführt werden, zeigen, dass sowohl die behördliche Kontrolle funktioniert als auch das niederschwellige Angebot des Pflegeombudsmanns greift. Und daraus der Politik ein-
en Vorwurf zu machen, ist völlig absurd und auf das Schärfste zurückzuweisen. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr StR Schock.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Nach der Ankündigung unseres Herrn Bürgermeisters werden wir in vier Monaten in dieser Stadt Gemeinderats- und Landtagswahlen haben, und man kann daher der Mehrheitsfraktion in diesem Haus einen gewissen politischen Mut - so würde ich es einmal nennen - nicht absprechen. Man kann ihr den Mut nicht absprechen, vier Monate vor einer solchen Wahl noch schnell klammheimlich einen Selbstbehalt zu erhöhen, und den Selbstbehalt gleich um 36 Prozent zu erhöhen. Und ich meine, dass das ein Mut ist, der schon an einen Übermut grenzt, Herr Klubobmann, und der vielleicht sogar schon ein Hochmut ist. (Abg Christian Oxonitsch: Oho!)
Ein Hochmut, weil man angesichts von Umfragen um die 60 Prozent schon viel zu sicher mit dieser Mehrheit rechnet. Aber, meine Damen und Herren, es ist ja dies nicht die erste Belastung, es sind insgesamt 50 Belas-tungen, die in diesen Jahren beschlossen worden sind, in der Amtsperiode dieses Bürgermeisters, und diese 50 Belastungen haben ja eines gemeinsam, dass es kommunale Belastungen sind, die nicht nach der Leistungsfähigkeit differenzieren, die nicht etwa wie die Steu-er nach der Einkommenshöhe differenzieren, und es tref-fen daher alle diese Belastungen, die sozial Schwachen am meisten.

Es ist dies so bei der Wassersteuer, bei der Kanal-steuer, die die Schwächsten trifft, bei der Müllsteuer, auch bei der Mietenerhöhung ist es so, bei den Strompreisen, bei der Erhöhung der Gaspreise, weil eben bei der Miete und bei den Betriebskosten, also bei Strom, Gas, Wasser, Kanal und Müll, nicht nach dem Einkommen differenziert wird und auch gar nicht differenziert werden kann. Es sind daher all diese kommunalen Belastungsmaßnahmen gleich hoch, egal, ob es sich um einen Millionärshaushalt oder um einen Haushalt an der Armutsgrenze handelt.

Es ist auch die Erhöhung von Selbstbehalten der falsche Weg – ein Weg, der auch hier in Wien Tradition hat, und es ist ja auch das ein bisschen in Vergessenheit geraten: Es sind schon vor zwei Jahren, im Jahr 2003, bei den Ferienaktionen der Stadt die Urlaubsselbstbehalte erhöht worden. Gerade für die Familien mit geringem Einkommen sind diese Selbstbehalte um 15 Prozent er-höht worden! Es sind dann vor einem Jahr, 2004, die Zu-schüsse der MA 56 für die Schulschikurse - auch wieder gerade für die sozial schwachen Eltern! – um 20 Prozent gekürzt worden. Und es sind, ebenfalls durch die MA 56, in dieser Stadt die Zuschüsse für die Schullandwochen - die wieder an die sozial schwachen Eltern ergehen - im Vorjahr gleichfalls um 20 Prozent gekürzt worden.

Es sind dann Anfang des heurigen Jahres bei den Heimen die Elternbeiträge für die Heimkinder gleich um 15 Prozent erhöht worden, und am 1. Jänner des heurigen Jahres - das haben Sie ja alle noch in guter Erinnerung - sind auch die Selbstbehalte für die alten Menschen, für die Senioren, für die Pensionisten in den Wiener Pensionistenwohnheimen um 5 Prozent erhöht worden.

Heute, vier Monate vor unserer Wahl, schließt sich also dieser Kreis mit der Erhöhung der Selbstbehalte für die kranken Menschen um 36 Prozent. 

Ich frage mich: Was ist das für ein Bürgermeister, der in diesen 10 Jahren seiner Amtsperiode eigentlich die sozialen Auswirkungen dieser Gebührenerhöhungen überhaupt nicht berücksichtigt hat, dem die Umverteilungswirkung seiner Maßnahmen eigentlich völlig gleichgültig war? Und was ist das auch für eine Gesundheitsstadträtin, die heute mit diesem Beschluss ihre eigenen Grundsätze verraten muss - vielleicht, oder wahrscheinlich, um sich genau für dieses Bürgermeisteramt in Zukunft einmal profilieren zu können?

Frau Stadträtin, es hat ja in Wahrheit bei den Finanzausgleichsverhandlungen Ihr Bürgermeister diese Idee eingebracht, den Selbstbehalt in den Spitälern zu erhöhen. Der Bürgermeister hat über seinen Finanzstadtrat die Forderung an den Bund gerichtet, den Spitalskostenbeitrag zu erhöhen. Und wir können uns ja noch gut an diesen Streit erinnern, der damals losgebrochen ist, daran, dass der Bürgermeister und sein Finanzstadtrat dann von den eigenen Genossen desavouiert worden sind, vom Kollegen Gusenbauer desavouiert worden sind, der diese Idee von Häupl und Rieder, eben den Spitalskostenbeitrag zu erhöhen, damals abgelehnt hat, und die damals auch von Kollegin Brauner desavouiert worden sind, die ebenfalls diesen Selbstbehalt damals noch abgelehnt hat.

Frau Stadträtin, es hilft Ihnen daher nichts, wenn Sie das alles heute verdrängen. Es hilft nichts, wenn Sie sich hier herstellen und, wie Sie das heute ja in der Fragestunde auch getan haben, historische Unwahrheiten ver-breiten, wenn Sie etwa völlig fälschlich behaupten, dass die Bundesregierung diesen Spitalskostenbeitrag vor-geschlagen hat. Ich darf dazu aus den Protokollen 
der letzten Finanzausgleichsverhandlungen vom Oktober/November des vorigen Jahres zitieren. In diesen Pro-tokollen ist wortwörtlich nachzulesen: „StR Rieder schlägt als Vertreter der Länder, der Städte und der Ge-meinden eine Erhöhung des Spitalskostenbeitrages vor." - StR Rieder schlägt das also vor und hat es vorgeschlagen!

Es hilft auch nicht, Frau Stadträtin, wenn Sie den weiteren geschichtlichen Ablauf verdrängen: Wenn Sie ver-drängen, dass damals der sozialistische Landesrat Flecker aus der Steiermark Ihren Kollegen Rieder noch als Erfüllungsgehilfen der schwarz-blauen Regierung bezeichnet hat.

Frau Stadträtin, es hilft auch nichts, wenn Sie Ihre eigene Vergangenheit verdrängen: Wenn Sie verdrängen, dass Sie selbst noch vor einem halben Jahr, vor sechs Monaten, im SPÖ-Präsidium als stellvertretende Bundesparteiobfrau genau gegen diesen Beschluss gestimmt haben.

Frau Stadträtin, Sie fühlen sich mit Ihren Umfragewerten um die 60 Prozent offenbar schon so sicher, dass Ihnen alles wurscht ist. Aber freuen Sie sich nicht zu früh, denn die Menschen in Wien werden Ihnen das sicherlich nicht durchgehen lassen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es war damals die freiheitliche Fraktion in der Regierung, die diesen Selbstbehalt verhindert hat! Es hat damals in dieser Angelegenheit Schreiduelle mit dem Koalitionspartner im Parlament gegeben, und es ist dieser Selbstbehalt damals nicht ein-geführt worden, sondern es ist diese Frage eben an die Länder delegiert worden, weil ja die Länder und die Gemeinden und die Städte auch diesen Beitrag gefordert haben. Ich kann in den Finanzausgleichsverhandlungen nicht sagen: Wenn jemand hier eine Erhöhung fordert, dann kann ich ihn nicht dazu ermächtigen!, und es ist da-her natürlich diese Ermächtigung an die Länder und an die Städte, von denen die Forderung auch gekommen ist, erteilt worden.

Aber es haben sich einige Länder dann sehr wohl eines Besseren besonnen: Es haben sich die Kärntner ei-nes Besseren besonnen, und es haben auch die Steirer dann eine Politik zu Lasten der Kranken, eine solche Krankensteuer, wie sie heute auch bezeichnet worden ist, abgelehnt. Es haben sich die Kärntner distanziert, es haben sich die Steirer distanziert - und ich meine, es ist bezeichnend, dass unsere sozialistische Mehrheit (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: “unsere“! – Heiterkeit bei Abg Dr Kurt Stürzenbecher) hier gleich von dieser Ermächtigung Gebrauch macht, dass sie das voll ausschöpft und diesen Selbstbehalt gleich um 36 Prozent erhöht.

Meine Damen und Herren! Die soziale Abfederung findet ja in Wirklichkeit überhaupt nicht statt, wie man erkennen kann, wenn man sich die für die Befreiung maßgebliche Einkommenshöhe anschaut, weil diese viel zu niedrig ist. Bis zu einem Einkommen von 600 EUR, Herr Klubobmann, ist man befreit! (Abg Christian Oxonitsch: Das glauben Sie ja selber nicht!) Dann sieht man nämlich, dass 98 Prozent der Kranken natürlich diesen Selbstbehalt zahlen müssen, dass 98 Prozent der Kranken - alle, die mehr als 650 EUR verdienen - natürlich von der Politik der Stadt getroffen werden. Nicht einmal die zwei oder drei Prozent Sozialhilfeempfänger sind be-freit, nein: Sogar die Sozialhilfeempfänger müssen den alten Beitrag in der Höhe von 8 EUR bezahlen!

Herr Kollege Hundstorfer! Ich meine, auch die Hinweise auf die Maßnahmen der Regierung beziehungsweise die Hinweise darauf, dass die Wiener Gebietskran-kenkasse jetzt selbst neue Selbstbehalte einführt, bringen uns da nicht weiter. Ja, ich gebe allen Rednern, die auch das heute kritisiert haben, Recht, aber in diesem Haus ist nicht die Bundesregierung verantwortlich, Frau Kollegin. In diesem Haus ist immer noch die sozialistische Mehrheit verantwortlich, da sind Sie verantwortlich! (Beifall bei der FPÖ.) 

Frau Stadträtin, Sie haben das vor einem halben Jahr eben noch abgelehnt, Sie haben das aus Ihrer Überzeugung heraus abgelehnt, und ich darf Sie wörtlich zitieren: Sie haben vor einem halben Jahr gemeint, dass das nicht mit sozialdemokratischen Grundsätzen vereinbar ist!

Frau Stadträtin! Sie haben heute auch in der Fragestunde wieder von Ihrer sozialen Verantwortung gesprochen. Sie haben davon gesprochen, dass alle ausgenommen seien, die es sich nicht leisten können, aber ich frage Sie: Ist das Ihre soziale Verantwortung, dass Sozialpassinhaber weiter 8 EUR pro Tag im Spital zahlen müssen - 8 EUR für Sozialhilfeempfänger? Oder: Ist das Ihre soziale Verantwortung, davon auszugehen, dass je-mand mit 660 EUR bereits wohlhabend ist, wie Sie das heute gemeint haben? Dass jemand mit 660 EUR, also 9 000 Schilling im Monat, laut Kollegin Brauner schon ein höheres Einkommen hat und seine 10 EUR, den erhöhten Beitrag, selbstverständlich leisten kann - ist das wirk-lich Ihre soziale Verantwortung?

Ich meine daher, Frau Stadträtin, Ihre so genannte soziale Staffelung, auf die Sie so sehr verwiesen haben, ist in Wahrheit eigentlich eine Augenauswischerei. Ich fordere Sie daher auf: Verraten Sie doch nicht Ihre eigenen Grundsätze, und nehmen Sie diesen heutigen Gesetzentwurf zurück! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Es liegt mir keine weitere Wortmeldung vor. Daher sind die Verhandlungen geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Vielen Dank für die ausführliche Debatte. Im Großen und Ganzen, denke ich, war das eine sehr grundsatzorientierte Debatte. Mit einigen wenigen Ausnahmen haben wir Fragen diskutiert, die uns alle in Zukunft noch sehr intensiv befassen werden: Die Struktur unseres Gesundheitswesens, welche Finanzierungsmöglichkeiten wir haben. Bei allen unterschiedlichen Auffassungen, die wir hiezu haben, glaube ich, dass das eine wichtige Diskussion ist, die sicher nicht zu Ende ist, denn ich glaube, die Fragen: Wie können wir unser Gesundheitswesen in Zu-kunft finanzieren?, Wie können wir dafür sorgen, dass der medizinisch-technische Fortschritt allen zugute kom-mt, dass wir unser solidarisches Prinzip der Finanzierung beibehalten?, Wie kann das in einer sich immer rascher wandelnden Gesellschaft auch als Prinzip durchgehalten werden?, sind eine, wenn nicht die - ich mag da ein we-nig von der Sicht des Ressorts geprägt sein, aber ich würde fast sagen, sie sind die Herausforderung, vor der wir alle stehen, die in vielen Fragen - und deswegen ist es wohl auch kein Zufall, dass wir jetzt auch in eine bundespolitische Debatte geraten sind - natürlich weit über die Möglichkeiten, die die Kommunalpolitik hat, hinausgeht.

Ich bedanke mich für diese Debatte - auch wenn sie in vielen Fragen sehr kontroversiell war und wenn wir in vielen Fragen unterschiedlicher Meinung sind -, weil ich glaube, dass diese Diskussion notwendig ist, sowohl auf bundespolitischer Ebene, aber natürlich auch hier auf Wiener Ebene, denn Wien ist keine Insel - wenn wir auch manchmal als "Insel der Seligen" bezeichnet werden, so wissen wir doch, dass das nicht so ist -: Natürlich haben die bundespolitischen Bestimmungen auch Auswirkungen auf uns. 

Umso mehr bedauere ich es, dass es in dieser Diskussion - abgesehen von den bekannten Zwischenrufen des Herrn Blind - eine, wenngleich eigentlich nur eine einzige, Rednerin gegeben hat, die eine Ausnahme insofern bildete, als sie sich nicht in diese inhaltliche Auseinandersetzung eingemengt hat, und die sich leider nicht an dieser inhaltlichen Debatte beteiligt hat. Ich be-dauere es sehr, dass diese Debatte von Kollegin Pilz dazu benutzt wurde, um ein völlig anderes Thema anzusprechen. Es geht mir nicht darum, dass ich kritisiere, dass es angesprochen wurde - als Politikerin muss man sich auf allen Ebenen allen Diskussionen stellen -, sondern ich kritisiere, wie es angesprochen wurde. Denn, Frau Dr Pilz, gerade in Bezug auf ein solches Thema undifferenziert und unsachlich zu argumentieren, macht die Sache auch nicht besser, so etwa, wenn man diese Vorwürfe immer wieder wiederholt und wenn man alte und neue Berichte durcheinander bringt, behördliche Kontrollen und strafrechtliche Vorwürfe durcheinander bringt, oder auch verschiedene Maßnahmen. Ich will Ihnen jetzt gar nicht unterstellen, dass das bewusst erfolgt, denn das wäre so ein schlimmer Vorwurf, dass ich - ich - mich auf dieses Niveau nicht begebe. Ich will Ihnen also gar nicht unterstellen, dass Sie das absichtlich gemacht haben; Tatsache ist, dass genau das passiert ist. 

Ich bedanke mich daher bei allen anderen - und ich sage sehr bewusst, "allen" -, dass sie sich gerade bei diesem so komplexen und schwierigen Thema der Versorgung älterer Menschen, das uns alle auch emotional so sehr bewegt und wo wir uns auch moralisch alle sehr angesprochen fühlen, nicht in dieser Form an der Diskussion beteiligt haben. Denn ich gehe immer noch davon aus - wenn ich auch heute von einer Ausnahme sprechen muss -, dass wir alle miteinander versuchen, anstehende Probleme miteinander zu lösen, und dass wir alle miteinander versuchen, im Interesse der Menschen zu arbeiten und Missstände, wo immer es sie gibt, zu beseitigen. 

Und das haben wir versucht. Es ist an sich schon ein Widerspruch in sich, wenn hier einerseits mir als Person Untätigkeit vorgeworfen wurde und andererseits gesagt wurde, dass in dem genannten Pflegeheim - ich habe es mir wortwörtlich aufgeschrieben - die Behörde ein und aus gegangen ist. Das ist ein Widerspruch in sich, der sich, glaube ich, selbst richtet. Es wurden hier alte Berichte zitiert, die vorgelegt wurden. Es wurde auch gesagt, dass mir Berichte im Jahr 2003 vorgelegt wurden – jeder weiß, dass ich 2003 überhaupt noch nicht in diesem Amt war.

Was richtig ist, ist, dass es Berichte gegeben hat - alte Berichte - und dass diese sehr wohl zu Konsequenzen geführt haben. Sie wissen alle - denn das war auch alles noch in einer Zeit, als die Untersuchungskommission tä-tig war, als es viele Gespräche gab -, dass es zu einer Teilschließung dieses Heimes gekommen ist. Es ist falsch - und ich verwahre mich mit aller Kraft dagegen -, wenn hier unterstellt wird, es hätte behördliche Berichte gegeben und es wäre dementsprechend nichts passiert. 

Es ist dort, wo es notwendig war, genügend passiert - ich darf an die Situation eines anderen Heimes, das von der zuständigen Behörde auch geschlossen wurde, erin-nern -, aber es ist eine falsche Behauptung, dass im Zu-sammenhang mit diesem einen genannten Heim nichts passiert ist. Das ist eine Behauptung, die auch durch Wiederholung nicht besser wird und die die Diskussion auf ein Niveau bringt, das ich ausgesprochen bedauere, weil ich glaube, dass es wenig Sinn macht, auf diese Art und Weise zu diskutieren - außer es geht darum, einfach jemanden oder eine Institution anzupatzen, nach dem Motto: Irgendetwas wird schon hängen bleiben! - Aber auch das möchte ich nicht unterstellen, denn ich versuche, auch wenn es mir schwer fällt - und das hört man vielleicht an meiner Stimme -, weiter ruhig und sachlich zu argumentieren, denn nur ruhige und sachliche Argumentation kann uns hier weiterhelfen.

Es würde uns vor allem sehr viel weiterhelfen, wenn man sich auch an Gesetze halten würde und wenn man auch die verschiedenen Ebenen auseinander hält: Wenn man zum Beispiel auseinander hält - denn wenn jemand das nicht tut, kann ich das nur mit irgendwelchen Allmachtsphantasien erklären -, wo es strafrechtliche Vorwürfe gibt und wo es Vorwürfe gibt, die die behördliche Kontrolle, die das Land und die Stadt Wien innehaben, wahrnehmen kann. 

Strafrechtliche Vorwürfe sind dem Pflegeombudsmann Dr Vogt bekannt geworden, und er - der Pflegeom-budsmann Dr Vogt, und niemand anderer - hat das einzig Richtige und Mögliche getan: Er hat, als ihm diese strafrechtlich relevanten Vorwürfe zu Ohren gekommen sind, Anzeige erstattet. Er hat das getan - wo niemand etwas anderes hätte dazu tun können -, und das ist richtig so, denn wenn er etwas hört, was in diese Richtung geht, muss er die entsprechenden Konsequenzen ziehen. 

Deswegen gibt es niemand anderen - denn das Strafrecht und behördliche Maßnahmen gelten glücklicherweise auch hier in diesem Haus und auch hier in diesen Gremien – als ihn, der diese strafrechtliche Sache veranlasst hat. Und dass es niemand anderen gibt als die da-für zuständigen Gremien - die nicht die Gemeinde Wien sind -, um diese Vorwürfe zu überprüfen und festzustellen, was daran richtig ist und was nicht, das sollte eigentlich bekannt sein. 

Die vorgeworfenen Mängel sind sehr wohl von der Behörde immer wieder überprüft worden, allein heuer fünf Mal. Monatlich war die Behörde dort. Ein Redner in der Diskussion hat selbst gesagt, die Behörde ist dort aus und ein gegangen, weil sie eben jedem einzelnen Vorwurf genau nachgegangen ist. Wenn es Missstände gibt, die die Behörde beseitigen kann - mit Auflagen, mit Bestimmungen, mit Teilschließungen, wie es in der Vergangenheit schon passiert ist -, dann soll das sein. Wenn es strafrechtliche Tatbestände gab, die jemandem bekannt wurden, dann ist das einzig Mögliche getan worden, nämlich Strafanzeige erstattet worden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Deswegen denke ich, dass man einerseits diese Ebenen auseinander halten muss und andererseits diese Diskussion so führen muss - und das hat Dr Vogt dankenswerterweise auch getan -, dass sie lösungsorientiert ist, nämlich für die Pa-tienten und Patientinnen. Der Vorwurf, dass irgendetwas, was Dr Vogt tut, von irgendjemandem vor der Öffentlichkeit unter Verschluss zu halten versucht wird, richtet sich selbst. Jeder, der Dr Vogt - der ja hier auch absolut weisungsfrei agiert - kennt, weiß, dass das absolut nicht der Fall ist. Wie absurd dieser Vorwurf ist, hat mein Kollege Deutsch schon an dem Beispiel erläutert, dass gerade über diesen Fall ja schon öffentlich, sogar im ORF, diskutiert wurde. 

Was passieren muss, ist, dass dort, wo es strafrechtliche Tatbestände gibt, die entsprechende Behörde dem nachgeht, dass dort, wo es um Pflegefragen geht, die Behörde der Stadt Wien und des Landes, wo sie zuständig ist, diesen nachgeht und dass wir keine generalisierende und undifferenzierte Diskussion führen, denn es schadet der Stellung von Dr Vogt in seiner Eigenschaft als Pflegeombudsmann, wenn er nicht entsprechend au-tark agieren kann und wenn er mit seiner herausragenden Arbeit benutzt wird, und vor allem schadet diese Diskussion denjenigen, für die wir da sind, nämlich denjenigen, die in Pflegeheimen sind und um die wir uns zu kümmern haben. Das ist jedenfalls mein Interesse, und das ist mir wichtig! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Frage der Rechtsgrundlage für den Pflegeombudsmann darf ich der Argumentation, die hier ja schon geführt wurde - weil sie ja nicht neu ist, weil wir sie im Zusammenhang mit dem Heimgesetz sehr lange und sehr ausführlich diskutiert haben -, nur noch ein Argument hinzufügen. Ich darf in Erinnerung rufen, dass wir das, was wir - ohne das wirklich als bahnbrechend zu sehende Gesetz für den Patientenanwalt abzuräumen und damit in Frage zu stellen - im Heimgesetz tun können, um den Pflegeombudsmann hier noch besser zu verankern, um ihm noch mehr Bedeutung zu geben, nämlich ihm im Rahmen der Heimkommission in den einzelnen Heimen die Möglichkeit zu geben, dort dabei zu sein, getan haben. Wir haben das auch so diskutiert; ich darf diesen Kompromiss, den wir ja in der Geriatriekommission lange besprochen haben, noch einmal in Erinnerung rufen und als Argumentation, die ich ebenfalls teile, ergänzend anführen, dass ich glaube, dass die Qualität des Pflegeombudsmanns gerade darin besteht, dass hier eine sehr niederschwellige, sehr unbürokratische, sehr offene Einrichtung vorhanden ist, die genau in dieser Form ihre besondere Qualität hat. 

Nun aber zu den anderen grundsätzlichen Fragen, die im Zusammenhang mit der Diskussion um die Finanzierung des Gesundheitswesens - einer Diskussion, die sicher nicht vorbei ist - erörtert wurden. Ich kann nur all diejenigen unterstützen, die gesagt haben: Was wir bräuchten, wäre eine Finanzierung aus einem Topf. – Jawohl, das ist richtig. Sie alle, die das diskutiert haben, wissen aber natürlich auch, dass das keine Möglichkeit ist, die die Stadt bestimmen kann, sondern dass das die Grundfrage der Finanzierung unseres Gesundheitswesens ist. Ich glaube, dass das der richtige Weg wäre, der aber - das wissen wir, denn das wäre eine unglaublich grundsätzliche Änderung unseres Finanzierungswesens - sicher nicht so einfach zu machen ist. Ich glaube aber, dass das eine wichtige Frage für die Zukunft ist, wo wir uns als Land auch weiter einbringen werden, und ich glaube auch, dass das ein vernünftiger Vorschlag ist, weil sich dann die vielen anderen Detailprobleme, die hier angesprochen wurden, wie zum Beispiel die Schnittstellenproblematik, zum Teil gar nicht mehr ergeben würden - weil es diese Schnittstellen nicht mehr geben würde, wenn es diese Finanzierung aus mehreren Töpfen, im Besonderen aus zwei beziehungsweise drei großen Töpfen, nicht gäbe.

Ich glaube auch, dass wir neue Finanzierungsquellen brauchen - das habe ich, ich glaube, es war im Zusammenhang mit der Anfrage, schon gesagt. Einen kleinen Schritt in diese Richtung gab es ja bei diesem Gesamtpaket, wo eben auch diese Frage des täglichen Beitrags für den Aufenthalt im Spital beinhaltet ist. Einen kleinen Schritt in diese Richtung hat es mit der Erhöhung der Bemessungsgrundlage schon gegeben. Mir kann nämlich nach wie vor niemand einreden, warum wir nur für einen gewissen Teil des Einkommens einen Beitrag für die Soziaversicherung zu bezahlen haben, und die, die mehr haben, nicht auch entsprechend mehr dafür bezahlen. Aber die Erhöhung der Bemessungsgrundlage ist, wie Sie alle wissen, äußerst bescheiden ausgefallen; das war ja ein Versuch, hier einen Kompromiss zu finden.

Ein Wort noch zu der Frage, die immer wieder diskutiert wurde, um auch ein bisschen die Diskussionsbeiträge zu relativieren, die hier zur Frage der Finanzprobleme gekommen sind, die wir im Zusammenhang mit jenen Patientinnen und Patienten haben, die in Akutbetten liegen, obwohl sie eigentlich einen Geriatrieplatz brauchen würden, und die in unserer internen Diskussion mit dem so hässlichen Wort Procuratiofälle bezeichnet werden. 

Ich darf hier noch einmal in Erinnerung rufen, dass die Frage, wo wer liegt, eine medizinische Frage und auch eine menschliche Frage ist, aber von der finanziellen Seite her für uns überhaupt keinen Unterschied macht. Die finanzielle Problematik - und das ist der Anknüpfungspunkt zur jetzigen Diskussion - ist die, dass zwischen dem Zeitpunkt der Beantragung des Pflegegeldes und der Phase, in der das Pflegegeld erteilt wird, eine unglaublich lange Zeit liegt - ein Thema, das wir, wie ich in Erinnerung rufen darf, auch mit den Damen und Herren des Dachverbandes in der Geriatriekommission besprochen haben, wo wir uns auch vorgenommen haben, aktiv zu werden, nur: Auch das ist eine Lösung, die keine lokale, keine kommunale, sondern eine bundespolitische Frage ist, wo wir alle miteinander daran ar-beiten müssen.

Weil dieses Thema hier so dargestellt wurde, als sei eine unheimlich große Anzahl von Menschen von diesen Procuratiofällen betroffen, darf ich sagen: Es sind 300. Das sind um 300 zu viel - darüber brauchen wir überhaupt nicht zu diskutieren -, aber erlauben Sie mir bitte schon, dass ich diese 300 Menschen und diese 300 Akutbetten in Relation setze zu 20 000 Betreuungsplätzen, die die Stadt Wien für Senioren und Seniorinnen zur Verfügung stellt, und 9 000 Spitalsbetten im Kranken-anstaltenverbund beziehungsweise 12 000 Spitalsbetten - ich meine jetzt Akutbetten - in Wien insgesamt. 

Also: 20 000 Betreuungsbetten, Betreuungseinrichtungen und Betreuungsplätze für ältere Herrschaften, 12 000 Akutbetten - und 300 Patienten liegen nicht dort, wo sie hingehören. Das sind um 300 zu viel - sagen Sie mir jetzt bitte nicht, das wäre eine Ausrede, und für jeden Einzelnen ist es schlimm -: Jawohl, das weiß ich, und wir arbeiten daran. Sie wissen, dass wir dabei sind, ein Heim zu errichten, das ganz speziell für Sozialfälle, die in den geriatrischen Zentren falsch sind, gedacht ist, und wir glauben, dass wir in dem Moment, wo wir diese herausholen, damit einen großen Teil jener Fälle, die falsch auf Akutplätzen liegen, lösen können. Nicht immer alle - das verspreche ich gar nicht, denn das wäre unseriös -, aber das wäre ein wichtiger Schritt.

Trotzdem: Erlauben Sie mir bitte, im Sinne dieser von mir sehr gewünschten sachlichen Diskussion - zu der ich alle herzlich einlade - dies in Relation zu setzen: Wir reden insgesamt von 29 000 Geriatrie- und Akutbetten - und 300 Patientinnen oder Patienten, die nicht am richtigen Platz sind. 

Etwas, wo ich hundertprozentig zustimme, ist das, was Frau Kollegin Landauer zum Thema Prävention ge-sagt hat, aber da haben wir noch sehr viel miteinander zu tun, und da gebe ich gerne zu - wie in vielen anderen Bereichen auch -, dass mir die Dinge zu langsam gehen. Aber Prävention ist halt auch etwas, was man so schwer verordnen kann, sondern da muss Bewusstseinsarbeit geleistet werden, und das ist etwas, was nicht von einem Tag auf den anderen geht und wo auch schon - auch das möchte ich jetzt sagen - sehr viel passiert ist. Ich erwähne nur: "Ein Herz für Wien" - eine Aktion, die sehr, sehr erfolgreich ist und die es - ich sage das, weil ich mich nicht mit fremden Federn schmücken möchte - schon seit langer Zeit gibt.

Zu dem Antrag, der eingebracht wurde und in dem verlangt wird, dass auch die privaten Spitalsanbieter in der neu zu gründenden Plattform vertreten sein sollen: Ich bin sehr dafür, dass wir das im Ausschuss diskutieren - und bin dankbar für die Klärung, dass dieser Antrag an den Ausschuss geht, auch wenn das nicht so explizit drinnen steht -, möchte aber meine diesbezügliche Skepsis nicht verhehlen, weil wir wissen, dass sehr viele Gruppen dann in diese Gesundheitsplattform hineinkom-men wollen und dass dann die Arbeit sicher sehr erschwert wird. Und mit welcher Begründung lassen wir die einen hinein und die anderen nicht? - Ich denke, das ist schon sehr problematisch. 

Zum Abschluss: Ich hatte mir, weil mir vorgeworfen wird, ich mache viele Ankündigungen und setze keine Taten, eigentlich vorgenommen, Ihnen einen kurzen Ab-riss zu geben, was alles in der Vergangenheit passiert ist im Bereich des Krankenanstaltenverbundes, an Struktur-maßnahmen, an Reinvestitionen, an neuen Einrichtungen, und was hier eigentlich auch finanziell alles investiert wurde - weil hier ein bisschen so getan wurde, als ob da nur geredet, aber nichts getan würde. Es ist eine Unmenge an Aktivitäten! Wenn ich auf die Uhr schaue und weiß, welch dichtes Programm wir noch zu erledigen haben, widerstehe ich der Versuchung, Ihnen das alles jetzt hier zu präsentieren, aber es ist eine unglaublich tolle Liste von Leistungen, wenn man aufzählt, was alles passiert ist: Von unserer neuen Stroke Unit zum Beispiel im KFJ, von den vielen neuen Gerätschaften - wo es mir terminlich schon fast zu viel wird, sie alle zu eröffnen, weil so viel los ist - über unsere letzten Bestrebungen im SMZ-Ost, dass wir diejenigen Menschen, die an der Dialyse hängen müssen, so unterstützen können, dass sie ausreichend gut und in der Zeit, in der sie wollen, ver-sorgt sind - wobei auch anzumerken ist, dass das so sehr kritisierte Hanusch-Krankenhaus noch heuer 20 zu-sätzliche Patienten versorgen wird -, bis hin zu der dankenswerterweise positiv erwähnten Kooperation mit dem Hartmannspital - was ja ein Beispiel dafür ist, dass der Vorwurf, es geschehe nichts, nicht stimmt. Diese Kooperation mit dem Hartmannspital ist eine der Maßnahmen, die von Generaldirektor Marhold ausgehen, dem das ein persönliches Anliegen ist und der das noch in seiner Eigenschaft als Direktor in der Rudolfstiftung umgesetzt hat. 

Weiters wären die vielen, vielen neuen Einrichtungen zu erwähnen: Viele von Ihnen waren selbst dabei, als wir die neue orthopädische Abteilung im OWS eröffnet haben, als wir unsere Respiratory Care Unit - es tut mir Leid, das heißt so auf Englisch, es gibt keine deutsche Übersetzung - im OWS eröffnet haben, eine österreichweit vorbildliche Einrichtung, die sich damit befasst, dass Menschen, die eine schreckliche Krankheit haben, gesamtheitlich behandelt werden, wo wir auch mit Alternativmedizin zusammenarbeiten. Sie sehen, fast erliege ich jetzt doch der Versuchung, Ihnen das alles zu sagen; ich höre jetzt auf. Aber es ist eine Vielzahl von Maßnahmen, die diesen Vorwurf eindeutig widerlegt. (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Abschluss, sehr verehrte Damen und Herren: Kollege Kowarik, Sie haben viele Punkte genannt, in de-nen wir einer Meinung sind. Ich freue mich auch, was dieses Regelement mit der Kassa betrifft, dass es für un-sere Spitalspatienten dieses riesige Theater – Sie erlauben, wenn ich das so salopp sage – mit der chefärztlichen Genehmigung nicht gibt, weil wir rechtzeitig reagiert haben und hier zu einer Kooperation gekommen sind. Das ist ein Beispiel von vielen. Für mich ist einer der al-lerwichtigsten Punkte in dieser neuen Regelung die Fra-ge des Reformpools, der uns Möglichkeiten gibt, hier ver-stärkt zusammenzuarbeiten, und wir haben schon sehr viele Ideen, die wir hier auch einbringen wollen. Also ich freue mich über diese positiven Dinge, und vieles, was Sie gesagt haben, werden wir sicher noch konstruktiv miteinander diskutieren. 

Nur: Die im Zusammenhang mit den Gastpatienten und der Situation in Niederösterreich von Ihnen vorgenommene Verdrehung der Verantwortung muss ich schon zurückweisen. Denn was Sie hier getan haben, ist Folgendes: Sie haben mir als Wiener Gesundheitsstadträtin vorgeworfen, dass in Niederösterreich die Einrichtungen schlechter sind und dass sie in Wien gut sind. - Wenn es nicht so ein ernstes Thema wäre, würde ich sa-gen: Danke, mit diesem Vorwurf kann ich leben, dass wir so gut und die anderen schlecht sind! - Das Thema ist je-doch zu ernst. Aber bitte verdrehen Sie doch nicht die Verantwortung! 

Genauso - und das hat Kollege Schock getan -: Verdrehen Sie doch bitte nicht die Verantwortung betreffend das Bundespaket zur Finanzierung des Gesundheitswesens, wo Sie jetzt herkommen und sagen: Das haben alles die Wiener vorgeschlagen, das hat klammheimlich Rieder vorgeschlagen! - Das ist doch ein Verdrehen der Verantwortung, das wirklich genauso absurd ist wie Ihre Bemerkung, verzeihen Sie – Sie müssen es nicht verzeihen, denn ich sehe Sie jetzt nicht im Saal –, zu behaupten, es würde hier "klammheimlich" etwas erhöht. (Zwischenrufe von Abgeordneten der FPÖ, die auf den auf seinem Platz sitzenden StR DDr Schock weisen.) - Ach, wunderbar! Verzeihung, ich habe Sie nicht gleich gesehen. - Also, wenn Sie das als "klammheimlich" bezeichnen, dann würde ich meinen, dass diese Bemerkung ebenso "von Wahrheitsgehalt triefend" ist wie dieses Verdrehen der Verantwortung, das ich zurückweisen möchte und das uns, glaube ich, auch nicht weiterbringt, wenn wir es uns gegenseitig vorwerfen.

Zu dem Letzten, was Sie gesagt haben: Wie kann man denn vier Monate vor einer Wahl etwas machen, worüber es eine große Diskussion gibt, und damit der Opposition Gelegenheit geben zu sagen: Diese Bösen erhöhen etwas, was eigentlich nicht notwendig wäre!?

Ich glaube, die Frage der Notwendigkeit hat sich in dieser Diskussion gezeigt, und es hat sie auch niemand wirklich ernsthaft bestreiten können. Aber wissen Sie, was der Unterschied zwischen der Wiener Sozialdemokratie und vielen anderen ist? - Wir stehen zu den Dingen, die wir tun! (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist schlimm!) Wir sind hier verantwortlich, und zwar sind wir verantwortlich für die Spitzenmedizin in dieser Stadt, auf die wir mehr als stolz sein können. Wir sind dafür verant-wortlich, dass das Gesundheitswesen so gut funktioniert und für das, was wirkliche Spitze an dieser Spitzenmedizin ist, nämlich dass sie allen zugute kommt. Und wir sind auch dafür verantwortlich, dass Maßnahmen, die wir setzen, sozial ausgewogen sind. Und zu sozial ausgewogenen Maßnahmen können wir stehen und kann ich von der Tiefe meines Herzens stehen. 

Deswegen ist das Besondere und die Qualität an der Politik der Wiener Sozialdemokratie, dass wir die richtige, sozial verantwortungsvolle Politik machen - und die-se richtige und sozial verantwortungsvolle und ehrliche Politik machen wir vor der Wahl, während der Wahl und nach der Wahl! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zu verschiedenen Abstimmungen.

Zunächst kommen wir zur Abstimmung eines vorliegenden Abänderungsantrages des Bündnisses Zukunft Wien. Sie kennen den Abänderungsantrag, der eingebracht wurde.

Ich frage, wer für diesen Abänderungsantrag ist. – Das sind ÖVP, Bündnis Zukunft Wien und GRÜNE. - Da haben einige von der FPÖ zuerst nicht aufgezeigt, sondern erst jetzt, weil Sie gerufen haben. Also auch die FPÖ stimmt zu. – Dieser Antrag ist abgelehnt, weil er nicht die erforderliche Mehrheit hat.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das ist die SPÖ. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen. (Abg Johannes Prochaska: Da siehst du, was der Brauner ihre Worte wert sind!)

Wir haben noch über zwei Beschlussanträge abzustimmen:

Es liegt der Beschlussantrag der Abgen Pilz und Korosec betreffend Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Arbeit des Pflegeombudsmanns vor. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, Bündnis Zukunft Wien, FPÖ und die GRÜNEN. Das ist nicht die Mehrheit, und somit wurde dem Beschlussantrag nicht zugestimmt.

Weiters liegt ein Beschlussantrag der Abgen Korosec und Lakatha vor. Dieser Antrag ist Ihnen auch bekannt. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales und an den amtsführenden Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt.

Ich frage, wer diesen Beschlussantrag unterstützt. - Das sind ÖVP, FPÖ, Bündnis Zukunft Wien und GRÜNE. Das ist auch nicht die erforderliche Mehrheit, und somit ist auch... (Widerspruch bei der SPÖ und allgemeine Heiterkeit.) Die SPÖ auch? (Abg Johannes Prochaska, auf die SPÖ weisend: Es haben die Neinsager mitgemacht! - Das ist ja völlig ungewöhnlich, dass die Neinsager mitmachen!) - Ich habe die Brille zu früh abgenommen. Ich korrigiere mich: Das ist einstimmig, und der An-trag ist somit zugewiesen. 
Wir kommen nunmehr, wenn kein Widerspruch dage-gen erfolgt, zur Vornahme der zweiten Lesung. - Ein Wi-derspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zei-chen mit der Hand. – Das ist eindeutig: Das ist die SPÖ und damit die Mehrheit, und somit ist auch dieses Gesetz in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 1 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über den Kulturförderungsbeitrag (Kulturförderungsbeitragsgesetz 2000) geändert wird.

Berichterstatter hiezu ist Herr Abg Ekkamp. Er wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatter Abg Franz Ekkamp: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Poststück.

Präsident Johann Hatzl: Es liegen dazu Wortmeldun-gen vor. 

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen.

Einwendung gegen diesen Vorschlag sehe ich keine. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist nunmehr eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Ringler. – Bitte.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir reparieren heute ein Gesetz, das vom Verfassungsgerichtshof kritisiert wurde. Das ist an sich gut und richtig so, denn schließlich und endlich handelt es sich um die Frage, ob gemeinsam mit den ORF-Gebühren auch der Kulturförderungsbeitrag für Wien eingehoben werden kann.

Ich begrüße es grundsätzlich, dass das erfolgt. Ich glaube, dass das eine wichtige Einnahmequelle für das Wiener Kulturbudget ist. Ich möchte aber an dieser Stelle anregen, dass man in der Vergabe dieser Gelder den Intentionen der Gebührenzahler und Gebührenzahlerinnen doch etwas näher kommt.

Wir alle, die wir ORF-Gebühren zahlen, zahlen diese doch in der Erwartung, dass wir damit den öffentlich-rechtlichen Auftrag des ORF finanzieren. Den wenigsten ist wahrscheinlich bewusst, dass es tatsächlich auch andere Abgaben gibt, die da mitbezahlt werden, zum Beispiel eben der Kulturförderungsbeitrag. Ich denke, dass es Sinn macht, darüber nachzudenken, diesen Kulturförderungsbeitrag in Zukunft zumindest zu teilen, ihn auch einer Verwendung im Sinne der Medienvielfalt zukommen zu lassen. Wenn wir dieses Geld aus ORF-Gebühren lukrieren, dann sollten wir zumindest einen Teil davon auch tatsächlich für Medien, für den öffentlich-rechtlichen Auftrag, der auch von anderen Medien erfüllt wird, zur Verfügung stellen.

Daher haben wir heute in der Früh einen schriftlichen Antrag eingebracht, den ich gerne im Ausschuss ausführlicher diskutieren will und in dem es darum geht, dass vorgeschlagen wird, eben einen Teil dieser Gelder nicht in die Altstadterhaltung oder in die klassische Kulturförderung einzubringen, sondern in einen Wiener Me-dienvielfaltfonds.

Das Ziel dieses Wiener Medienvielfaltfonds soll es sein, unabhängige Medienberichterstattung zu fördern, die diesen öffentlich-rechtlichen Kriterien, die wir alle kennen, entspricht und die einen kulturellen Schwerpunkt setzt. Wir alle, die an Kulturpolitik interessiert sind, wissen, wie schwierig es ist, für Kultur Platz in den Zeitungen, in den Zeitschriften, in den Medien zu schaffen, und wie gering entwickelt eigentlich die Medienberichterstattung über dieses Themenfeld in Österreich ist. 

Daher glauben wir, dass es sinnvoll wäre, einen Fonds zu schaffen, der einerseits nach unabhängigen Kriterien Gelder vergibt, also durchaus auch von der Praxis abzugehen, wie wir sie derzeit kennen, dass nach eher nicht so nachvollziehbaren Kriterien - lassen Sie es mich einmal vornehm ausdrücken - Inserate vergeben werden, sondern dass nach nachvollziehbaren Kriterien ein bestimmter Auftrag, nämlich jener der öffentlich-rechtlichen Berichterstattung, gefördert wird. 

Der Antrag ist ausführlich. Wir haben uns bemüht, durchaus auch in Details zu gehen, wie zum Beispiel auch festzuhalten, in welche Richtung einzelne Medien antragsberechtigt sein könnten. Es ist uns wichtig, dass es sich hier nicht um eine klassische Medienförderung im allgemeinen Sinne handelt, sondern um eine solche, die Medienvielfalt schafft, das heißt, die vor allem auch Medien unterstützt, die nicht den großen Verlagshäusern zugehörig sind oder deren Eigentümer nicht mit einem bestimmten Produkt mehr als 5 Prozent Marktanteil haben. 

Es geht also um kleinere Medien, es geht um unabhängige Stimmen, es geht um kritische Reflexion und Auseinandersetzung. Wenn ich mich recht erinnere, so hat mit Antritt dieser Stadtregierung ebenjene gemeint, genau das wäre doch ihr Ziel, genau das wäre der Gedanke beim Gegenmodell zum Bund. 

Ich glaube, dass gerade dieser Antrag ein guter Anlass ist zu zeigen, wie ernst man es mit diesem Gegenmodell, mit dem Ermöglichen von Diskussion und Auseinandersetzung meint. Daher hoffen wir sehr, dass die Diskussion über diesen Antrag auch tatsächlich Früchte zeigen wird und dass wir in Wien bald mehr Medienvielfalt und mehr qualitätsvolle Berichterstattung haben werden als bisher. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Salcher. – Bitte.

Abg Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte zunächst einleitend festhalten: Wir begrüßen die vorliegende Novelle dieses Kulturförderungsbeitragsgesetzes, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil damit eine gewisse Rechtssicherheit für die Wiener und Wienerinnen, die Fernsehkonsumenten, den ORF und auch die Stadt Wien gegeben ist. Und was natürlich be-sonders wichtig ist, ist, dass die Einnahmen aus diesem Kulturförderungsbeitrag für kulturelle Zwecke zweckgewidmet sind. § 9 dieses Gesetzes legt nämlich klar und unmissverständlich fest: Das Erträgnis der Abgabe ist für kulturelle Zwecke, insbesondere für die Altstadterhaltung, zu verwenden.

Auch andere Bundesländer haben nach diesem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs denselben Anpassungsbedarf, wonach ein entsprechendes Weisungs-, Aufsichts- und Steuerungsrecht der Wiener Stadtverwaltung gegenüber der beitragserhebenden GIS gesetzlich verankert wird. Dies sei laut Verfassungsgerichtshof 
bei dem beliehenen ausgegliederten Unternehmen, das Tätigkeiten der Hoheitsverwaltung ausübt, rechtlich, ja verfassungsrechtlich geboten, und daher ist diese Gesetzesreparatur notwendig. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang nur - und das ist unsere Kritik an der Vorgangsweise -, dass in diesen Tagen bis zum In-Kraft-Treten des Gesetzes die GIS den Kulturförderungsbeitrag ja weiter eingehoben hat, jedoch ohne gesetzliche Grundlage - einfach nur in der Hoffnung oder in der Erwartung, dass die Stadt Wien beziehungsweise der Landtag das im Nachhinein sanieren wird -, und dass die GIS, die gerade vom Verfassungsgerichtshof darauf aufmerksam gemacht wurde, dass das eben so nicht geht, dann noch in den Brief hin-einschreibt, dass in Abstimmung mit der Stadt Wien sozusagen jetzt trotz dieses Erkenntnisses so weitergemacht wird. Das halte ich für sehr problematisch. Wobei man überhaupt dazu sagen kann, dass Finanz- und Steuergesetze, die rückwirkend erst eine Wirkung erzielen, an sich schon problematisch sind. 

Und die Lässigkeit und Nonchalance, mit der die Wiener Stadtverwaltung nun diese rückwirkende Gesetzesreparatur beschließen lässt, ist etwas, was wir hier kritisieren müssen und dem wir uns in keiner Weise an-schließen können.

Was den Antrag der GRÜNEN betrifft, so handelt es sich dabei um einen Antrag, der hier ja nicht abgestimmt wird und für den an sich nur die Zuweisung beantragt wird, nach dem Motto: Reden kann man über alles. – Aus Sicht der ÖVP sollte man nur über einen Paragraphen beziehungsweise über einen Teil des Antrags nicht reden, nämlich über den Altstadterhaltungsfonds. Also zu Lasten des Altstadterhaltungsfonds kann eine derartige Umverteilung nicht stattfinden! Was die restlichen Kulturmittel betrifft, so kann man sicher darüber diskutieren, ob man diese anders verteilen kann. Wobei die Frage, was Medienvielfalt und was objektive Berichterstattung betrifft, glaube ich, eine lange zu diskutierende und eine sehr schwer objektiv messbare ist. Wenn in diesem An-trag zum Beispiel steht, dass der SPÖ, ÖVP und FPÖ nahe stehende Zeitungen dadurch finanziert werden, dann will ich diesbezüglich für die anderen Parteien nicht sprechen, aber für die ÖVP kann ich sagen: Es gibt in diesem Land eine einzige uns nahe stehende Zeitung, das ist das "Neue Volksblatt". Sonst weiß ich nicht, welche Zeitung in diesem Land der ÖVP nahe steht. Es gibt noch das Mitgliedermagazin "Plus", das wir herausgeben, das wir aus anderen, sozusagen aus Parteifinanzierungsmitteln bezahlen. Aber was ist die "der ÖVP nahe stehende Zeitung" in Österreich? - Ich kenne sie nicht. Die Kollegen von den anderen Parteien, von der SPÖ und der FPÖ, die hier ja auch angesprochen sind, mögen das von sich aus hier feststellen. 

Ich glaube – um ebenfalls zum Schluss zu kommen -, dass es angezeigter gewesen wäre, wenn sich auch die Wiener Stadtregierung an die Seherinnen und Seher mit einer entsprechenden Information gewandt hätte, anstatt sich hier nur hinter dem Informationsbrief der GIS zu ver-stecken. Das erscheint uns als zu wenig. Der Bürger hat ein Recht darauf, vom Gesetzgeber selbst informiert zu werden. Und dass wir rückwirkende Steuergesetzgebungen an sich für sehr problematisch halten, möchte ich an dieser Stelle auch festhalten. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Woller.

Abg Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Kern der Änderung des Gesetzes über den Kulturförderungsbeitrag ist auch hier in dieser Debatte völlig unbestritten; der diesbezügliche Beschluss wurde im Ausschuss auch einstimmig gefasst. Die Gesetzesänderung wurde notwendig, weil durch die Änderung der Einhebung durch eine Tochter des ORF, nämlich die GIS, das Weisungsrecht der Landesregierung nicht vorhanden war, und das Gesetz wird jetzt eben so geändert, dass dieser Passus im § 8 Abs 1a eingefügt wird, dass eben die Einhebung auch dem Weisungsrecht der Landesregierung unterliegt.

Nun, das Gesetz wurde im Sinne der Einnahmen aus dem Kulturförderungsbeitrag in kürzester Zeit vom Wiener Landtag repariert. Der Kulturförderungsbeitrag ist in zweifacher Hinsicht wichtig für diese Stadt, und das war er auch in der Vergangenheit immer, insbesondere für die Altstadterhaltung. Über den Altstadterhaltungsfonds wurden in den letzten 30 Jahren insgesamt 3 805 Ob-jekte in dieser Stadt nach denkmalschützerischen Kriterien saniert. Das hat in diesen 30 Jahren insgesamt eine Unterstützung von 187 Millionen EUR ausgemacht, und da kann mit Recht gesagt werden: Wenn wir stolz sind auf das Stadtbild in Wien, wenn wir stolz sind darauf, dass sich viele Objekte in Wien nicht nur in schön saniertem Zustand, sondern auch in einem Zustand denkmalschutzgerechter Sanierung befinden, dann ist das unter anderem auf diese Kulturförderungsbeiträge des Altstadterhaltungsfonds zurückzuführen. 

Die Kulturförderung ist auch wichtig für den so genannten Kulturschilling, wofür der restliche Teil des Kulturförderungsbeitrags von der Stadt Wien beziehungsweise der MA 7 ausgegeben wird. "Kulturschilling" klingt so allgemein, ich nenne daher ein paar konkrete Beispiele für Förderungen: Gefördert werden aus diesem Topf unter anderem das Arnold Schönberg Center, das Frühlingsfest im Musikverein beziehungsweise im Konzerthaus, das Kindertheaterhaus, die Sommerkinos, die Be-zirksfestwochen, die Sezession, "Literatur im März", das Blasmusikfestival. Das sind alles Projekte, die sehr wichtig für die kulturelle Vielfalt und Dichte dieser Stadt sind, und daher war und ist der Kulturförderungsbeitrag auch im Sinne der Kulturförderung für kulturelle Projekte und für die Stadt sehr wichtig.

Was nun die Kritik der ÖVP betrifft, ist es so: Natürlich hätte man auch ein zweites Schreiben an die Hörerinnen und Hörer und an die ORF-Seher richten können. Das Schreiben der GIS war aber mit der Stadt Wien ab-gestimmt, und das ist auch im Schreiben der GIS ausdrücklich so vermerkt gewesen. Es ist tatsächlich auch so, dass damit sichergestellt wird, dass es in diesen zwei Monaten zu keinem Einnahmenverlust kommen kann. Und es hätte auch organisatorisch große Schwierigkeiten und Einnahmenverluste mit sich gebracht, wenn man das in dieser Zeit auf eine andere Art und Weise eingehoben hätte. 

Nun zum Vorschlag der GRÜNEN: Es war immer bekannt, dass dieser Kulturförderungsbeitrag für Kulturprojekte verwendet wurde. Das heißt, diejenigen, die diese Beiträge über die Fernsehgebühren leisten, haben immer gewusst, dass diese für Kultur, für Altstadterhaltung und für Kulturförderung, gewidmet werden. 

Ich möchte zum Vorschlag der GRÜNEN zwei Bemerkungen machen, zunächst eine formale: Formal ist unsere Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft nicht für die Medienpolitik dieser Stadt verantwortlich. Das heißt, das von Kollegin Ringler kritisierte System von In-seratenschaltungen ist ausschließlich eine Angelegenheit des Presse- und Informationsdienstes der Stadt Wien und obliegt nicht der Verantwortung des Kulturstadtrates. Es ist auch aus der Sicht von Kulturpolitikern und Kulturpolitikerinnen sicher nicht sinnvoll zu sagen, jetzt verwenden wir einen Teil davon für Medienförderung, denn das würde ja heißen, dass wichtige Kulturförderungsmittel in eine andere Geschäftsgruppe, nämlich in den Presse- und Informationsdienst, verschoben werden, und da können wir nicht zustimmen.

Es gibt aber auch inhaltliche Argumente: Aus den derzeitigen Kulturförderungsmitteln der Stadt Wien werden natürlich auch Medienprojekte, Medienkulturprojekte, Netzkulturprojekte gefördert. Ich erwähne beispielsweise nur, dass Public Netbase von der Kulturabteilung gefördert wird, es werden aber auch andere, kleinere Initiativen der Medienkunst, der neuen Medienkunst ge-fördert, die von der Referentin Sylvia Fassl-Vogler in der MA 7 so hervorragend verwaltet wird, und es werden Ausstellungen wie beispielsweise im Künstlerhaus "netznetz" und "Update" gefördert. 

Das heißt, es gibt sehr wohl Kulturprojekte aus diesem Bereich, die gefördert werden. Wir sind aber nicht der Meinung, dass das auf die Medienpolitik der Stadt ausgeweitet werden soll. Die Netzkulturförderung wird in der Zukunft ein Schwerpunkt unseres Kulturstadtrats Mailath-Pokorny sein, und das wird sich auch in den zu-künftigen Budgets sicher widerspiegeln. 

In diesem Sinne sind wir für die Beschlussfassung dieser Gesetzesänderung, aber für keine ressortmäßige Veränderung des Einsatzes dieser Mittel. (Beifall bei Ab-geordneten der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen dazu vor, daher sind die Verhandlungen geschlossen. 

Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Danke. Das Gesetz ist somit in er-ster Lesung einstimmig angenommen worden.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch er-folgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zei-chen mit der Hand. – Danke. Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen worden.

Die Postnummer 2 betrifft die erste Lesung der Vorla-ge eines Gesetzes, mit dem das Wiener IPPC-An-lagengesetz geändert wird. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Si-ma. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Gesetzesakt.

Präsident Johann Hatzl: Es liegt zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vor, daher kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. - Widerspruch gibt es keinen. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zei-chen mit der Hand. - Das Gesetz ist in zweiter Lesung ebenfalls einstimmig beschlossen worden.

Wir kommen nun zur Postnummer 3. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Neuregelung der E-Wirtschaft - E-Wirtschaftsgesetz 2005.

Berichterstatter hiezu ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Poststück.

Präsident Johann Hatzl: Danke. Da zu diesem 
Poststück Wortmeldungen vorliegen, schlage ich ge-
mäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Ich sehe keine Einwendung gegen diese Zusammenlegung. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Es würde jetzt lohnen, eine breitere energiepolitische Diskussion zu führen vor dem Hintergrund, dass nahezu alle Elektrizitätsversorgungsunternehmen davon sprechen - ich kann nicht umhin zu sagen, mit gutem Grund -, dass wir angesichts der Zuwächse im Stromverbrauch in Österreich unter einem enormen Druck stehen, in sig-nifikantem Ausmaß weitere Kraftwerke zu errichten 
und zu bauen. Um Ihnen die Größenordnung, über die 
wir hier reden – 20 Jahre nach Hainburg et cetera –, vor Augen zu führen: Ein Experte hat neulich davon ge-sprochen, dass in den nächsten Jahren ein Bedarf von 3 000 MW an neuer Kraftwerksleistung besteht. Da-
mit Sie sich etwas darunter vorstellen können, was 3 000 MW sind: 170 MW hat das Kraftwerk Freudenau; das heißt, ungefähr 20 Mal Freudenau ist das, was notwendig wäre. 

Ich gehe da auch gar nicht locker darüber hinweg, angesichts der Tatsache, dass der Zuwachs an Stromverbrauch in Österreich so aussieht, dass wir alle zwei Jahre den Strom eines ganzen Donaukraftwerks mehr verbrauchen und dass Österreich eines der Länder mit dem höchsten Pro-Kopf-Stromverbrauch der Welt ist - jetzt rede ich einmal nicht über Indien und über China und über die vielen Länder, wo es eine Notwendigkeit dafür gibt, und über die CO2-Emissionen -, und dass diese Frage eigentlich eine ziemlich relevante darstellt. 

Ich begrüße in diesem Kontext - Herr VBgm Rieder hat es heute ohnehin gesagt -, dass wir uns in einer Arbeitsgruppe mit einigen sehr engagierten Beamten und Wissenschaftern bemühen, eine Strom- und Energiesparoffensive der Stadt Wien zu entwickeln. Das ist alles ziemlich anspruchsvoll und ist leider viel zu wenig ein Thema. Denn egal, wo dieser Strom herkommt – da bin ich jetzt kein Utopist -: Nur mit Ökoenergie ist das nicht zu gewährleisten. 

Also die Hauptaufgabe wäre - aber das würde jetzt das Thema und den zeitlichen Rahmen sprengen -, sich von der Einsicht leiten zu lassen, dass ein Stromver-brauchswachstum von 2 oder 3 Prozent bei einer weitge-hend stagnierenden Bevölkerung im Weltmaßstab etwas nicht Nachhaltiges ist. 

Um nur ganz kurz auf die technischen Details einzugehen: Diese Novelle war notwendig, weil es eine Bundesnovelle gegeben hat, weil EU-Richtlinien verändert wurden. Es gibt einen einzigen Grund, warum wir nach Abwägung vieler Dinge diesem Bereich nicht zustimmen werden, und dieser passt in jenen Kontext, wo auch Frau StRin Sima - ich glaube, zu Recht - in den letzten Monaten ebenso wie wir laut aufgeheult hat, nämlich als es um die Einschränkung der Umweltverträglichkeitsprüfung durch die Bundesregierung ging. Und aus, aus unserer Sicht, völlig unnotwendigen Gründen steht in dieser Novelle, die heute vorliegt, dass sich die Parteistellung der Umweltanwaltschaft ändert, nämlich eingeschränkt wird. 

Jetzt ist das keine Katastrophe, aber ich will Sie nur darauf aufmerksam machen: Ich verstehe das nicht, ich halte es für falsch. Die Parteistellung der Wiener Umwelt-anwaltschaft wird in diesem Gesetz nur mehr darauf be-schränkt – Moment, da muss ich genau vorlesen, damit ich keinen rechtlichen Fehler mache: „Die Parteistellung der Wiener Umweltanwaltschaft soll nun auf die Geltend-machung der Einhaltung von Umweltschutzrichtlinien be-schränkt werden." 

Bisher gab es eine unbegrenzte Parteistellung der Umweltanwaltschaft. - Jetzt kann man sagen: Na bitte, welche großen Kraftwerke werden in Wien gebaut?, und: Darauf wird es jetzt nicht ankommen! - Tatsache ist: Es wird eingeschränkt. 

Ich sehe jetzt als grüne Oppositionspartei – ich habe auch keine Pressekonferenz dazu gemacht – nicht einen Anlass für eine große Kampagne in dieser Sache, aber ich verstehe den Tenor nicht. Stattdessen sollte man sagen: Es wird, in welcher Form auch immer, weitere Kraftwerke geben, und es gibt eine Richtung, die lautet: Parteistellung durchaus verstärken!

Dass es Sinn macht, sieht man beim Biomassekraftwerk, wo es auch Einwände gibt. Aber durchaus im Dialog mit der Bevölkerung gibt es dort - einen Konsens, das ist zu viel gesagt - eine Akzeptanz, warum man da restriktiv sein muss. Dafür gibt es keinen Grund, und das ist ein Grund, warum wir diesem Absatz des Gesetzes nicht zustimmen.

Wie wir grundsätzlich damit umgehen, dass wir rechtliche Rahmenbedingungen brauchen, um eine wachsende Nachfrage nach Energiedienstleistungen zu befriedigen, und ob das wirklich nur Kraftwerke sein können und müssen - lassen Sie mich vielleicht diese Zahl abschließend noch nennen, die auch bei der Grundsteinlegung, beim Spatenstich zum Biomassekraftwerk genannt wurde: Das wirklich große, tolle Biomassekraftwerk in Simmering deckt den Stromverbrauchszuwachs in Österreich von sechs Wochen! Das sage ich als totaler Vertreter dieses Kraftwerkes. Was wir da umwelt- und energiepolitisch noch vor uns haben, ist also gewaltig. 

Ich verstehe - und das ist, noch einmal, der Grund der Ablehnung - die Einschränkung der Parteistellung der Umweltanwaltschaft nicht. Darum können wir dieser Vorlage nicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Serles. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien - Die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben im letzten Gemeinderat einen Antrag auf Strom- und Gaspreissenkung eingebracht, und ich halte fest: Wir könnten heute den gleichen Antrag noch einmal einbringen. An der Aktualität dieses Themas hat sich nichts geändert, dieser Antrag ist goldrichtig, eine Strom-preissenkung in Wien ist das Gebot der Stunde. Wir ha-ben unseren politischen Willen im Gemeinderat erklärt, daher erübrigt es sich heute, den gleichen Antrag mit gleichem Wortlaut noch einmal einzubringen.

Faktum ist aber - und das ist auch politisch festzuhalten -, dass in Wien die große Masse der Haushaltskunden, die große Masse derjenigen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, von denen Sie auch behaupten, dass Sie sie politisch vertreten, einen Strompreis zahlt, der einfach zu hoch ist. Ich frage mich, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, warum Sie eigentlich vor der politischen Herausforderung, den Strompreis gerade für die Haushaltskunden in Wien zu senken, für die vielen kleinen Leute, von denen Sie behaupten, dass Sie sie politisch vertreten, für die vielen Mieter und Mieterinnen in Wien, warum Sie vor dieser politischen Aufgabe schon längst kapituliert haben und von Ihnen so gut wie keine Signale ausgehen, die in Richtung einer Reduktion des Strompreises gerade für dieses Kundensegment in Wien hindeuten würden. 

Wir haben heute bereits zu Beginn des Tages in der Fragestunde des Landtages Gelegenheit gehabt, energiepolitische Ausführungen vom Herrn Vizebürgermeister zu hören. Interessanterweise hat ihm gerade der Kollege Juznic mit seiner Anfrage die Plattform dafür geboten. Der Herr Vizebürgermeister hat heute Morgen auch behauptet, dass von dem Landesgesetz, das jetzt zur Beschlussfassung vorliegt und das unter anderem die Voraussetzung für ein “Unbundling“ enthält, wichtige en-ergiepolitische Impulse in Richtung einer Liberalisierung des Strommarktes für Wien ausgehen werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! Herr Vizebürgermeister! Davon kann einfach nicht die Rede sein. Das Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz ist sozusagen eine reine Pflichtübung, weil das ElWOG auf Bundesebene beschlossen wurde, das ElWOG in diesem Bereich eine Grundsatzgesetzgebung darstellt und die Ausführungsgesetze auf Länderebene zu fassen sind. Daher ist, wenn Sie so wollen, das Wiener E-Wirt-schaftsgesetz eine rein legistische Pflichtübung. 

Das Entscheidende für uns ist - und darauf möchte ich jetzt meinen besonderen Fokus richten -, dass sich durch diese Novelle zum E-Wirtschaftsgesetz für die Wiener Haushaltskunden an der täglichen, traurigen Realität ihres Konsumentendaseins nichts ändert; nämlich geradezu überhaupt nichts ändert. Der Hauptgrund dafür ist die Marktmacht von Wien Energie und die daraus abgeleitete, äußerst geringe Wechselrate im Bereich der Haushaltskunden, die dazu führt, dass Haushaltskunden de facto leider bereit sind - oder ich möchte es anders sagen, bereit sein müssen -, jeden Strompreis zu zahlen, der ihnen auf ihrer Stromrechnung, die ihnen regelmäßig ins Haus flattert, vorgeschrieben wird.

Das ist deswegen besonders problematisch, weil wir in Wien zuletzt im November 2004 eine ganz eklatante Preiserhöhung, vor allem für die Haushaltskunden, zu verzeichnen hatten. Wien Energie hat nämlich den Energiepreis für dieses Kundensegment im November 2004 um sage und schreibe mehr als 23 Prozent erhöht. Wien zählt damit zu den Bundesländern, in denen Haushaltskunden den mit Abstand höchsten Strompreis zahlen. Und alle Argumente der Stromversorgungsunternehmen, die für den gewerblichen Kundenkreis, für die Industriekunden von Bedeutung sind - da wurde etwa ein ähnliches Niveau der Energiepreisangebote damit begründet, dass man die Preislegung auf Börsenindizes umstelle, und dann hat man Forward-Preise bemüht -, alle diese Argumente sind für die Haushaltskunden nicht gültig, weil wir hier, zum Unterschied von Industriekunden, vor dem Phänomen einer erheblichen Preisstreuung im Be-reich des gesamten Bundesgebietes stehen.

Festzuhalten ist also, dass vor allem die geringe Wechselrate von Haushaltskunden, der dadurch entstehende geringe Wettbewerbsdruck und die starke Stellung des jeweiligen Local Players der Hauptgrund sind, warum Haushaltskunden überteuerte Strompreise zahlen und warum Haushaltskunden vor allem in Wien zu hohe Strompreise zahlen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Vergleich macht sicher: Im ersten Zwischenbericht der Bundeswettbewerbsbehörde vom November 2004 gibt es eine Graphik, die ich Ihnen zumindest in verkleinerter Taferlform sehr gerne zeigen möchte. (Der Redner hält ein Blatt Papier im A4-Format, auf dem ein Balkendiagramm abgebildet ist, in die Höhe.) Ich weiß, das ist didaktisch nicht besonders gut, weil man fast nichts sieht, aber eines sieht man ganz deutlich: Man sieht auf dieser Graphik zwei ganz große Balken, und einer dieser Balken stellt die Wien Energie dar. Dieser Balken zeigt das Einsparungspotential eines typischen Haushaltskunden, nämlich bei 3 500 Kilowattstunden pro Jahr, bei ei-nem Wechsel zum jeweils günstigsten Lieferanten in Prozent des Energiepreises. In Wien gibt es da einen ab-soluten Spitzenwert, nämlich ein Einsparungspotential von mehr als 30 Prozent für Haushaltskunden; dieses könnten Haushaltskunden erzielen, wenn sie von Wien Energie zum jeweils günstigsten Anbieter wechseln würden. Wien ist damit mit Abstand, nur gefolgt von der Energie Graz GmbH, Spitzenreiter, trauriger Spitzenreiter in diesem Segment der Haushaltskunden!

Das ist das, was Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ, politisch ändern sollten. Genau darauf hätten Sie als Eigentümer von Wien Energie Ein-fluss, und diesen politischen Einfluss sollten Sie sich sichern, den sollten Sie auch ausüben.

Eine zweite Bemerkung zu energiepolitischen Aspekten: Es war heute bereits in der Fragestunde von der österreichischen Stromlösung die Rede, und Herr VBgm Rieder hat sich - für mich interessanterweise - als einer der letzten Verteidiger dieser österreichischen Stromlösung profiliert. Ich glaube auch, eine Erklärung dafür zu haben. Herr VBgm Rieder hat sich deswegen als einer der letzten Verteidiger für die österreichische Stromlösung stark gemacht, weil das Unternehmen, über das er damit schützend seine Hand hält, nämlich Wien Energie, seine Hausaufgaben, die es schon längst hätte machen müssen, um Wien Energie als ein im Rahmen eines li-beralisierten Marktes wettbewerbsfähiges Unternehmen auszurichten, einfach noch immer nicht gemacht hat. Da-her ist es mit Sicherheit um vieles bequemer, sich in das Faulbett einer großen österreichischen Stromlösung zu legen - da sind wir dann eben mit dabei -, wenn die Kunden und solange die Kunden die Rechnung dafür zahlen. Das wäre die Lösung, die Herrn StR Rieder vorschwebt und die er auch heute vertreten hat, und mit dieser Lösung sind wir absolut nicht einverstanden. 

Jetzt mag Sie das wenig bewegen, wenn ich sage, dass ich oder wir damit nicht einverstanden sind. Da gibt es aber einen unverdächtigen Zeugen, nämlich die Bundeswettbewerbsbehörde, die ebenfalls größte Zweifel an der Sinnhaftigkeit einer österreichischen Stromlösung im Umfeld der derzeitigen europäischen Wettbewerbslandschaft signalisiert. Ich habe hier einen Auszug aus dem zweiten Zwischenbericht der Bundeswettbewerbsbehörde vom Frühjahr dieses Jahres, und da wird zur österreichischen Stromlösung Folgendes ausgesagt - ich zitiere wortwörtlich: „Vor dem Hintergrund der aktuellen Wettbewerbsentwicklung am europäischen Energiemarkt, die unter anderem aktuell auch auf EU-Ebene zu einer Wettbewerbsuntersuchung dieser Märkte durch die Europäische Kommission geführt hat, erscheinen ernste Zweifel an der wettbewerbspolitischen Sinnhaftigkeit der österreichischen Stromlösung, wie sie derzeit konzipiert und von der Europäischen Kommission genehmigt ist, aus heutiger Sicht berechtigt."

Ein paar Seiten später sagt die Bundeswettbewerbsbehörde noch deutlicher - auch das zitiere ich wortwörtlich: „Dieses Projekt" - gemeint ist die österreichische Stromlösung – „dürfte in seiner derzeitigen Form mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit aus heutiger Sicht nicht mehr geeignet sein, wettbewerbspolitisch ausreichend positiv bewertet werden zu können." - Soweit die Bundeswettbewerbsbehörde. 

Eigentlich hätte ich mir angesichts dieser Stellungnahmen, die Herrn StR Rieder natürlich bekannt sind, heute Klartext von ihm erwartet. Ich hätte mir von Herrn VBgm Rieder eigentlich erwartet, dass er klar sagt, dass es konkreter Maßnahmen bedarf, um die negativen Folgen der derzeitigen Marktkonzentration vor allem auch für die Kunden in Wien abzuschwächen. Ich hätte mir er-wartet, dass er davon spricht, dass genau dieser Wechselaufwand, der Sie und mich daran hindert, den Anbieter zu wechseln und Strom günstiger einzukaufen, reduziert werden muss. 

Ich hätte mir erwartet, dass Herr StR Rieder etwa auch davon spricht, dass vor allem das Risiko für kleine Stromanbieter, die auf den Markt treten, minimiert werden soll. Ich hätte mir erwartet, dass Herr StR Rieder da-von spricht, dass es im Bereich des Vertriebsaufwandes, den letztlich alle Kunden mitzahlen, deutliche Maßnahmen geben muss, um den Verwaltungsaufwand in dem Bereich zu senken, etwa eine zentrale Datenbank, die auch von der Bundeswettbewerbsbehörde gefordert wird, oder auch die Beseitigung von administrativen Hür-den in den drei Regelzonen, die wir kennen.

Ich hätte mir von Herrn VBgm Rieder erwartet, dass er davon spricht, dass es Maßnahmen - und zwar deutliche Maßnahmen - zur Besserstellung der Stromkunden geben soll, etwa vermehrte Transparenz bei Angeboten, etwa Garantien für einen fairen Wettbewerb um Kunden, und beispielsweise auch so etwas wie ein Recht auf Grundversorgung, das verankert werden sollte. Ich hätte mir nicht zuletzt vom Herrn Stadtrat erwartet, dass er klar sagt, dass es Maßnahmen geben muss, die zu einer Intensivierung des Wettbewerbs und damit letztlich zu einer Senkung der Netztarife auf der Grundlage eines weitergehenden “Unbundlings“ führen. 

Ich hätte mir aber vom Herrn Stadtrat auch erwartet, dass er vor allem einer erhöhten Transparenz im Bereich der Stromversorgung das Wort redet. Ich kenne den Herrn Stadtrat nicht zuletzt aus seiner Tätigkeit im Parlament - zugegebenermaßen vor vielen Jahren - als en-gagierten Vertreter für die Anliegen der Konsumenten in diesem Land. Er hat heute von Konsumentenanliegen überhaupt nicht gesprochen! Das ist eigentlich schade, und das zeigt noch einmal, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass Sie in diesen entscheidenden energiepolitischen Fragen völlig versagen und dass Sie das Gesetz des Handelns an Ihr Tochterunternehmen, an die Wien Energie, abgegeben haben. Das ist schlecht, und das ist nicht richtig.

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung dazu machen, dass wir in dem Haus von Ihnen schon wiederholt gehört haben - in Fragestunden, in Aktuellen Stunden, in Debatten -, dass angeblich in Wien die Strompreise höher sind als in Kärnten. Erlauben Sie mir, dass ich in diesem Zusammenhang aus einem Artikel im Magazin, in der Kundenzeitschrift der Wien Energie - bezeichnenderweise in der Kundenzeitschrift, deren Titel da lautet: "24 Stunden für Wien" - zitiere und Ihnen auch die Stellungnahme der Bundeswettbewerbsbehörde zu diesem Artikel mit auf den Weg gebe. Die Bundeswettbewerbsbehörde hat nämlich - so wie ich - diesen Artikel gelesen und hat sich gefragt: Kann denn der stimmen? Sie kommt zu dem klaren Schluss, dass dieser Artikel grundfalsch ist, dass er ein Musterbeispiel für eine unklare, verzerrte, irreführende Kundeninformation darstellt und dass er letztlich ein Beweis dafür ist, zu welchen Auswüchsen es kommen kann, wenn ein Unternehmen wie die Wien Energie in Wien nichts anderes tut, als seine Marktmacht konsequent und nachhaltig zur Desinformation zu nutzen. 

Die Bundeswettbewerbsbehörde schreibt über diesen Artikel: „Unter dem Titel 'Wien Energie zahlt sich aus' wurde in diesem Artikel der Eindruck erweckt, die Wien Energie biete Strom zu einem günstigeren Energiepreis als zum Beispiel die in der Zeitschrift genannte Kelag, die als eines von wenigen Unternehmen auch in Wien anbietet, an. Die für den Preisvergleich herangezogenen Daten waren zwar inhaltlich richtig, aber für den Vergleich völlig ungeeignet. Es wurde nicht der reine Energiepreis herangezogen, sondern ein sich aus Energiepreis, Netztarifen, Steuern, Abgaben und Zuschlägen zusammensetzender Gesamtpreis. Verglichen wurden zwei unterschiedliche Lieferszenarien, nämlich die Belieferung eines Kunden im Netzgebiet der WIENSTROM mit der eines Kunden im Netzgebiet der Kelag. Da die behördlich festgelegten Netztarife in Wien und Kärnten nicht einheitlich sind, ist schon aus diesem Grund eine Vergleichbarkeit nicht gegeben." (Abg Christian Oxonitsch: Sie wissen aber auch, was das heißt!)
So schaut's aus, Kollege Oxonitsch! (Abg Christian Oxonitsch: Sie wissen aber auch, was das heißt!) Das ist das behauptete Argument von Ihnen, das viel strapazierte Argument: In Wien ist der Strompreis so günstig. (Abg Christian Oxonitsch: Der Kärntner zahlt mehr für den Strom bei der Kelag als der Wiener in Wien!) Das Gegenteil ist richtig. (Abg Christian Oxonitsch: Das ist genau das, was Sie gesagt haben: Ein Kärntner zahlt bei der Kelag einen teureren Strom, zahlt mehr als in Wien! Das ist der Punkt!) Wien hat mit Abstand den teuersten Strompreis, und Sie, Herr Kollege Oxonitsch, weigern sich, da Einfluss zu nehmen!

Daher fordern wir noch einmal eine Reduktion des Strompreises um 20 Prozent. Wir fordern von Ihnen Maßnahmen, die Marktmacht von Wien Energie entscheidend einzudämmen. Wir fordern von Ihnen Schritte, dass die Kunden - die Wähler, von denen Sie behaupten, Sie würden sie vertreten, nämlich die Haushaltskunden, die Tausenden, Hunderttausenden Wiener und Wienerinnen, Mieter und Mieterinnen - tatsächlich nicht irgendeinen Strompreis zahlen, sondern einen weitaus günstigeren Strompreis als den, den sie zur Zeit leider zahlen müssen. (Beifall beim BZW.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Fuchs. Ich erteile ihm das Wort.
Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir haben schon gehört, es handelt sich um ein Ausführungsgesetz, das eine Entflechtung der Elektrizitätsunternehmen, die gleichzeitig Netzanbieter und Stromanbieter sind, zum Ziel hat. Als dieser Initiativantrag eingebracht wurde - das wissen wir in der Zwischenzeit -, war das Gesetz eigentlich schon fertig. Aber in all den Wochen hat keine einzige Fraktion dieses wichtige Gesetz gesehen oder wurde dazu eingeladen, dieses Gesetz zu begutachten. 

Meine Damen und Herren! Man kann nun der Meinung sein, dass dieser SPÖ-Initiativantrag die anderen vier Fraktionen überhaupt nichts angeht. Es gehört aber schon ein mächtiges Stück an Arroganz dazu, eine Novelle, die eigentlich die Folge der Versorgungssicherheit in unserem Land, in unserer Stadt zum Ziel hat, so vorbeischwindeln zu lassen, ohne eine Begutachtung von irgendwelchen Institutionen einzuholen. (Abg Dr Matthias Tschirf: Unglaublich! Wenn das der Bund wäre, würden sich alle aufregen!)
Meine Damen und Herren! Weder eine Wirtschaftskammer noch eine Arbeiterkammer noch die Konsumentenberatung, die da auch ein wichtiges Wort mitzureden hat, hat eigentlich eine Stellungnahme abgeben können. Das ist die Arroganz! Deshalb sage ich: Der Herr Bürger-meister ist vor einigen Jahren, am Beginn dieser Legislaturperiode, angetreten und hat gesagt: „Wir sind nicht arrogant, wir haben Demut." Aber wie Sie diese "Demut" hand-haben, zeigt sich genau an dieser Gesetzesmaterie! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Wenn das Wort "Demut" bei den Abgeordneten oder bei der Information schon keine Bedeutung hat, so glaube ich, es sollte eine Novelle mit solch schwerwiegenden Auswirkungen, wie sie heute beschlossen wird, sicherlich nicht so vorbeigehen, dass man sie nicht kritisch betrachtet. Ich verzichte hier absichtlich auf die Kraftausdrücke wie "unklug" und so weiter, aber ich möchte schon feststellen (Abg Dipl Ing Martin Margulies: "Unklug" ist ein Kraftausdruck?), dass es Fachleute gibt, Herr Kollege, die sagen, dass diese Regelung überschießend ist und nicht dem Stand der Technik entspricht. 

Das führt in weiterer Folge - und wir haben das von einigen Vorrednern schon gehört - zu maßgeblichen Er-höhungen der Netzkosten. Das heißt, das ist eine Belastung der Wiener Stromkunden, meine Damen und Herren! Das wird hier ganz verschleiert ausgedrückt.

Überzogen ist es auch deshalb, weil, wie Sie wissen, Österreich im internationalen Vergleich eine hervorragende Zuverlässigkeit des Verteilernetzes hat. Sie sprechen aber in Ihrem Gesetzentwurf von instabilen Zuständen! Das finde ich arg, denn jeder hat seinen Strom, je-der weiß, dass das Netz funktioniert. Meine Damen und Herren, Regelungen, wie Sie sie da drinnen aufstellen betreffend Errichtung und Erhaltung von Netzen für die Betreiber und Benutzer von Netzen, sind eigentlich eine Aufgabe der E-Control, die im Rahmen der Regulierungsfunktion gemeinsam mit den verschiedenen Netzbetreibern zu erarbeiten sind. 

Meine Damen und Herren! Für die im § 41 - wie Sie so schön ausgeführt haben - angeführten Pflichten der Übertragungsnetzbetreiber, wie den Verbund, dessen Netz sich über das gesamte Österreich erstreckt, bedarf es natürlich einer Maßnahmensetzung zur Behebung ei-nes breiten Konzeptes, eines bundeseinheitlichen Konzeptes. Sie wollen aber regionale Regelungen. Das ist ja nicht nur eine Frage der Regierung, sondern das ist eine Frage des gesamten Gebiets.

Meine Damen und Herren! Ihre Ausführungen im Gesetz entsprechen nicht den Intentionen eines bundes-einheitlichen Wettbewerbsqualitätszieles zugunsten der Stromkunden. Sie wollen wieder einen Alleingang, Sie wollen Ihre Monopolstellung behaupten. Das ist, wenn man es in weiterer Folge betrachtet, eine Verteuerung zum Schaden der Wiener Stromkunden! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Die E-Control hat in den vergangenen Monaten stark Kritik geübt, Kritik an dem zu teuren Netz. Sie können sich erinnern, im Februar 2004 hat der Chef der E-Control die Senkung der Preise im Sinne der Stromkunden gefordert. Obwohl dann Sie diese Preiserhöhung zugesagt haben, hat die Wien Energie, die SPÖ-Alleinregierung, sich damals aufgestellt, und ich erinnere an die Preiserhöhung des vorigen Jahres, als Wien Energie im November die Preise für Kunden um 8 Prozent, den Grundpreis für Privatkunden auf bis zu 10 EUR per anno angehoben hat. Für Kleinver-braucher mit 500 Kilowattstunden stieg der Preis jähr-
lich auf 122 EUR, und für einen Durchschnittshaushalt 
ergeben sich bei einer Abnahme von 3 500 Kilowatt 550 EUR. Meine Damen und Herren, es war die E-Con-trol, deren Mahnungen bereits nach einer dritten Netzkostenprüfung nun doch zu einer Preissenkung von 9,5 Prozent geführt haben. Ohne die E-Control hätte es diese Senkung in Wien nicht gegeben. 

In Ihrem Gesetz, das Sie jetzt vorlegen, im § 51 Abs 6 will nun die Wiener Landesregierung die Möglichkeit der Amtsbeschwerde gegen Bescheide, wie sie die E-Control oft erlässt, und die Zulassung dieser Bescheide an den Verwaltungsgerichtshof als Beschwerde erheben können. Das kann nicht im Sinne der Stromkunden sein. 

Wenn dann WIENSTROM auch beklagt, meine Damen und Herren, dass sie durch diese eine Senkung, aufgrund dieser Netzkostentarifsenkung Mindesterlöse von 30 Millionen EUR hat, so frage ich Sie ganz offen: Wo sind die Kostensenkungsprogramme und die Effizienzsteigerung geblieben? Wo ist das straffe Kostenmanagement, das der Rechnungshof bereits gefordert hatte? Warum gelingt es Ihnen nicht, beim Personalaufwand-Umsatz-Verhältnis sich dem europäischen Vergleichswert beim Personal von 20 Prozent anzunähern? Meine Damen und Herren, warum machen Sie kein mittelfristiges - wenn schon nicht ein kurzfristiges - Programm für die Personenstandszahlen? 

Ich glaube, dass all diese Dinge und Ihre Inaktivität sehr wohl dazu beitragen, dass die Kosten von WIEN-STROM erheblich hoch sind, dass sie zu Lasten der Stromkunden gehen, und das lässt sich durch Ihre Gesetzesnovelle sicherlich nicht wettmachen. Ihre mangelnde Bereitschaft, meine Damen und Herren, im Sinne der Bürger zu handeln, kann hier ganz klar und deutlich gesehen werden. Im Sinne der Markttransparenz und der Kundeninformation hätten Sie im Gesetz im § 68 wenigstens anführen können, dass Sie in Zukunft die Preisblätter im Internet veröffentlichen. Aber Sie wollen das alles vertuschen, Sie wollen das verschweigen, dass kein Wettbewerb nach außen stattfindet.

Meine Damen und Herren! Das sind nur einige Punkte. Aber ich glaube auch, einem Gesetz, das keiner Begutachtung unterzogen worden ist, kann man sicherlich nicht die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Dr Schock. Ich erteile ihm das Wort.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Kollege Stürzenbecher! Herr StR Rieder! Meine Damen und Herren!

Die freiheitliche Fraktion wird dem vorliegenden Gesetzentwurf zustimmen, da er ja nichts anderes ist als die Umsetzung einer EU-Richtlinie, einer Richtlinie über das “Unbundling“, also die Trennung zwischen Netzbetreiber und Stromverkäufer. Wir werden zustimmen, auch wenn man sich mit der Umsetzung dieser Richtlinie in Wien ei-gentlich sehr lange Zeit gelassen hat und auch wenn die Gesetzestechnik - das hat auch der Kollege Fuchs schon festgestellt, es ist ein Initiativantrag in diesem Haus, und daher gibt es kein Begutachtungsverfahren - eigentlich nicht sehr schön ist und aufgrund der Zeit auch nicht not-wendig gewesen wäre.

Meine Damen und Herren! Viel wichtiger ist aber, dass der Wettbewerb, der mit dieser EU-Richtlinie gefördert werden soll, in Wien und in Österreich insgesamt bisher eigentlich überhaupt nicht stattgefunden hat. Es werden ja 80 Prozent des Strommarktes von der ENERGIEALLIANZ, also von diesem Energiekartell be-dient, und es ist daher drei Jahre nach der Liberalisierung von Strom und Gas der gesamte Energiemarkt ei-gentlich immer noch eine Spielwiese der Mächtigen in den Ländern, eine Spielwiese von Rot und Schwarz, wie das in dieser Republik jahrzehntelang immer der Fall ge-wesen ist. Wenn man sich dieses Kartell anschaut, dann sieht man, dass es tatsächlich auch zwei rote Profiteure momentan gibt, nämlich die Landeshauptleute von Wien und dem Burgenland, aber auch zwei schwarze Profiteure, nämlich die Landeshauptmänner von Niederösterreich und Oberösterreich. 

Wenn diese so genannte österreichische Stromlösung daher scheitern sollte - und darüber ist heute in der Fragestunde auch diskutiert worden -, dann wäre das für die Konsumenten in Wahrheit ein Segen. Es wäre das Scheitern dieser so genannten Stromlösung ein Segen für die Konsumenten, denn durch diese so genannte Stromlösung sollte auch noch die Verbundgesellschaft in dieses eh schon so mächtige Kartell einbezogen werden. Wenn da auch noch die Verbundgesellschaft drinnen ist, dann ist der Wettbewerb in Österreich überhaupt für Jahrzehnte ausgeschaltet!

Da diese Stromlösung jetzt zu scheitern droht, hat die Verbundgesellschaft bereits eigene Angebote angekündigt. Der Verbund hat angekündigt, selbst ins Geschäft einzusteigen, ins Geschäft mit den Haushaltskunden, ins Geschäft mit den Industriekunden. Mit dem Verbund wür-de damit ein neuer Anbieter entstehen, der nach eigener Aussage des Verbund-Generaldirektors ab Sommer um 10 Prozent billiger in den Markt hineingehen würde, ein Anbieter - und das ist eben auch ein ganz wesentliches Argument - wie der Verbund, der ja zu 100 Prozent Wasserkraft aus eigener Erzeugung hat, ein neuer Anbieter, der endlich Bewegung in den Strommarkt bringen würde!

Meine Damen und Herren! Was passiert denn derzeit mit den Gewinnen aus diesen Strommonopolen, aus diesen Stromkartellen? Da braucht man nur mit offenen Augen durch Wien zu gehen und sich die Plakatwände anzuschauen. Da braucht man nur mit offenen Augen 
die Tageszeitungen zu lesen: Es werden täglich in den 
Tageszeitungen, in den teuren Magazinen Inserate geschaltet. Meine Damen und Herren, das ist in Wahrheit eine völlig unnötige Werbekampagne eines Monopolunternehmens! Es ist eine Selbstbeweihräucherungs-Kam-pagne, die 15 Millionen EUR kostet. Das ist in Wahrheit eine Geldverschwendung, die auf Kosten der Stromkunden geht. Denn diese Kampagne muss von den Wiener Stromkunden mit ihren viel zu hohen Rechnungen bezahlt werden. Diese Werbekampagnen haben nur einen Zweck, und das wissen wir alle: Mehr Einfluss auf die Presse! Es ist ja klar, wer mehr Inserate schaltet, hat auch mehr Einfluss auf die Presse und auch inhaltlich mehr zu reden.

Meine Damen und Herren! Es haben die Mächtigen in den Bundesländern daher überhaupt kein Interesse daran, an diesen Zuständen etwas zu ändern. Es wird daher auch mit falschen Karten gespielt. Herr StR Rieder hat heute in der Fragestunde wieder ein Bespiel dafür geliefert: Er redet von einer österreichischen Stromlösung, und er spielt mit falschen Karten, denn er meint ei-gentlich nur das eigene Stromkartell. Man redet von der Sicherung der österreichischen Wasserkraft, weil das gut klingt, wie auch heute wieder Herr StR Rieder in der Fragestunde, aber er meint in Wirklichkeit nicht die Sicherung der Wasserkraft. Er meint in Wahrheit die Sicherung der eigenen Macht, die Sicherung des eigenen Ein-flusses, er meint vor allem die Sicherung der eigenen Gewinne aus diesem Stromkartell!

Meine Damen und Herren! Wir wollen daher, dass die Gewinne der Wien Energie auch an die Stromkunden weitergegeben werden. Wir wollen eine Strompreissenkung in Wien um 20 Prozent! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Die Leidtragenden des Kartells sind ja die Konsumenten. Wir haben im vorigen Herbst gesehen, dass alle Teilnehmer im Kartell die Prei-se erhöht haben, wie in einem klassischen Kartell: Zu-erst im Oktober die Niederösterreicher, dann am 1. Nov-ember wir in Wien um 8 Prozent. Das war im vorigen Herbst, aber die Menschen bemerken erst jetzt die Auswirkungen, weil jetzt nämlich die Jahresabrechnungen kommen. Die Konsumenten sehen jetzt in den Jahresabrechnungen, wenn sie vergleichen, dass der Kilowattstundenpreis in Wien um 23 Prozent erhöht worden ist - ein Plus von 23 Prozent seit 1. November! Die Kunden bekommen jetzt erst die Nachzahlungsaufforderungen, und sie bekommen die höheren Teilbeträge für die Vorauszahlungen vorgeschrieben. 

Meine Damen und Herren! Die beschwichtigenden Worte auch des StR Rieder werden daher die Menschen nicht beruhigen. In unserem Landtagsklub häufen sich derzeit die Beschwerden unzufriedener Stromkunden. Was sollen wir etwa einem Familienvater mit einer fünfköpfigen Familie tatsächlich sagen, der vor Weihnachten eine Nachzahlung über 700 EUR erhalten hat? Was sol-len wir einem Familienvater raten, der sich an uns gewendet hat, weil auch die Teilzahlungsbeträge für seinen großen Haushalt natürlich angehoben sind? Ich frage Sie: Was sollen wir dieser Familie wirklich empfehlen? (Abg Dr Wilfried Serles: Kelag!)
Meine Damen und Herren! Es bleibt uns hier gar keine andere Wahl, die Preiserhöhungen im Kartell, die Preiserhöhungen in Niederösterreich und in Wien lassen uns gar keine andere Wahl, diese Hochpreispolitik lässt uns keine andere Wahl, als diesen Menschen den Versorgerwechsel zu empfehlen. 

Der betroffene Stromkunde war zuerst durchaus bereit, bei Wien Energie zu bleiben. Er hat einen ausführlichen Brief an die Wien Energie geschrieben, mit den Fragen, warum denn die Jahresabrechnung so teuer 
ist, warum der Kilowattstundenpreis per 1. November um 23 Prozent angehoben worden ist, warum seine Vorauszahlungen für das nächste Jahr jetzt plötzlich so hoch sind. Wien Energie hat zuerst lange gar nicht geantwortet, und dann kam eine schnoddrige Antwort, ohne eigentlich auf die Gründe für die Preiserhöhung im Detail einzugehen. 

Was soll man dieser betroffenen Familie daher tatsächlich anderes empfehlen - und Sie hatten in dieser Si-tuation gar keine andere Wahl - als einen Wechsel des Versorgers? Bei diesem Beispiel macht der Vergleich ja sicher, bei dieser Familie bringt der Wechsel zum billigsten Anbieter beim Strom 110 EUR im Jahr; das ist eine größere Familie, ein Fünf-Personen-Haushalt. Und beim Wechsel zum billigsten Gasanbieter erspart sich dieser Haushalt noch einmal 90 EUR im Jahr. Insgesamt sind es also 200 EUR pro Jahr!

Wir werden daher die Menschen verstärkt auffordern müssen, den Versorger zu wechseln. Wir werden die Macht der Konsumenten brauchen, in deren Hand es ja liegt, dieses Stromkartell aufzubrechen. Meine Damen und Herren, wir haben diesem Stromkunden daher tatsächlich den Versorgerwechsel empfohlen. Wir haben ihm empfohlen, den Stromversorger zu wechseln, aber auch den Gasversorger zu wechseln, und der Kunde hat bereits gewechselt, zum billigsten Anbieter, zur Kelag. Dieser Strom- und Gaskunde war bisher damit sehr zu-frieden. Wir werden daher die Menschen jetzt aufklären, wie Sie sich selbst wehren können, wie Sie sich durch ei-nen Wechsel des Stromversorgers, durch einen Wechsel des Gasversorgers selbst wehren können, wie sie sich dadurch selbst bis zu 200 EUR im Jahr ersparen können. 

Meine Damen und Herren! Die Wienerinnen und Wiener werden dabei auch bemerken, wer die politische Verantwortung dafür trägt, dass nicht die Bundesregierung bei Strom und Gas die Verantwortung trägt, wie Sie das immer behaupten, sondern dass der Wiener Bürgermeister dafür die Verantwortung trägt, der Wiener Bürgermeister und der Wiener Finanzstadtrat mit ihrer Hochpreispolitik bei Strom und bei Gas. Die Preise sind in den anderen Bundesländern niedriger als bei uns, und das wird den Menschen auffallen.

Wir werden daher auch eine Informationskampagne starten. Wir werden eine wienweite Aufklärungskampagne starten, und wir werden jeden Haushalt in Wien ausführlich über diese großen Preisunterschiede informieren. Meine Damen und Herren, wir werden im freiheitlichen Landtagsklub auch eine Strom-Hotline zu diesem Thema einrichten, eine Gas-Hotline, eine Energie-Hotline für alle Wiener Haushalte. Wir werden den Menschen vor allem auch sagen, dass sie sich bei den kommenden Wahlen in Wien gegen diese Hochpreispolitik wehren können. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Peter Juznic. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte die Debatte nach den Horrormeldungen meiner Vorredner wieder ein bisschen zur Normalität 
zurückführen und möchte hier gleich einmal mit Kolle-
gen Serles beginnen. (Abg Dr Wilfried Serles: Der hohe Strompreis ist das Normale! Der hohe Strompreis!) Es wurde hier mehr Transparenz verlangt. Herr Dr Serles, jene Transparenz ist gegeben und wurde vom Bundesgesetzgeber eingeführt (Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) - das ist der Herr Boltz, der Stromregulator, der al-le Strompreise und Gaspreise transparent den Konsumenten kundtut! Sie selbst haben jetzt agiert mit dem Stromregulator, mit den Gaspreisen, Sie haben Informationen von Herrn Boltz, von dem Stromregulator und dem Regulator des Gasmarktes! (Abg Dr Wilfried Serles: Sie reden alles nieder! Lassen Sie...! Sie sind für den Strompreis verantwortlich!)
Sehr geehrte Damen und Herren! Bleiben Sie auf dem Boden. Der Vergleich, den Sie immer wieder anstellen, ist ja nicht zum ersten Mal erfolgt, der Vergleich 
Kelag - Wien. (Abg Dr Wilfried Serles: Sie stellen den im-mer an!) Wenn Sie hier die Preise der Kelag und von Wien vergleichen, dann werden Sie sehen, dass jene Preise, die die Kelag in Kärnten anbietet, immens höher sind als jener Kampfpreis, den die Kelag in Wien anbietet. (Abg Dr Wilfried Serles: Eine Information, die falsch ist!) Herr Serles, Herr Dr Schock, bitte nachzulesen bei Boltz, dem Stromregulator! (Abg Dr Wilfried Serles: ...was netto bleibt!) Sie brauchen sich nur richtig zu infor-mieren, dann werden Sie das auch sehen. (Abg Dr Wilfried Serles: Wechseln Sie zur Kelag...!) 

Jene Kampfpreise in Wien bezahlen nämlich die Kärntner Konsumenten, die Kärntner Stromabnehmer! (StR DDr Eduard Schock: Aber Sie wissen schon, dass Wien Energie auch...! Switch ist billiger als Wien Energie!) Herr Serles, Herr Dr Schock, es wäre Ihre erste Verpflichtung, einen Aufschrei zu tun und zu sagen: Das ist ungerecht, das darf nicht sein! Das wäre eine richtige Vorgangsweise von Ihrer Seite. (Beifall bei der SPÖ. - StR DDr Eduard Schock: Switch ist billiger als Wien Energie, das wissen Sie auch!) 

Wien Energie ist nicht gut positioniert. Lieber Herr Serles, ich weiß nicht, wo Sie Ihr Wissen her haben, aber da sind Sie auch sehr falsch informiert. Wien Energie hat sich schon vor dem Jahre 2001, als der liberalisierte Markt eingeführt wurde, schon Jahre vorher auf diesen Zeitpunkt vorbereitet und hält jedem Vergleich mit ausländischen Unternehmen stand. (Abg Dr Wilfried Serles: Stromkartell...! Die hohen Strompreise haben Sie zu ver-antworten!) Hier wird regelmäßig Benchmarking durchgeführt. Dies kann ich Ihnen zur Verfügung stellen, dass Sie Ihren Horizont in puncto Energiepolitik erweitern kön-nen. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf von Abg Dr Wil-fried Serles.)

Aber ich glaube, Sie haben die letzten Monate to-
tal verschlafen, wenn Sie hier mit 23 Prozent im Novem-
ber daherkommen. Ich mache Sie darauf aufmerksam: Schauen Sie wieder auf die Homepage des Stromregulators, und dann werden Sie sehen, was die Netz- und Strompreise von Wien Energie betrifft, dass Wien Energie den zweitniedrigsten Netzpreis von ganz Österreich hat. Und Wien Energie hat im Haushaltsbereich den drittgünstigsten Preis von ganz Österreich. Herr Dr Serles, informieren Sie sich! (Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und ÖVP.)

Das geht dann so weit, dass es hier geheißen hat, 
es gibt keinen funktionierenden Markt in Österreich. Die-
ser freie Markt funktioniert! Herr Dr Schock hat nur die ENERGIEALLIANZ erwähnt. Aber, Herr Dr Schock, die ENERGIEALLIANZ, das sind nicht alle Anbieter in Österreich, Sie haben sehr, sehr viele vergessen. Was ist mit der TIWAG? Was ist mit den Vorarlberger Kraftwerken? Was ist mit der Kelag? Was ist mit den Salzburgern? Was ist mit der STEWEAG? (Abg Dr Wilfried Serles: Das würde Ihnen gefallen, die auch noch hineinzunehmen in die ENERGIEALLIANZ! Alle in die ENERGIEALLIANZ!) Sie alle sind in dem Konzert des freien Marktes am Ener-giemarkt in Österreich tätig, und hier hat WIENSTROM eine hervorragende Position gegenüber diesen Anbietern! (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Mir kommt es schon so vor, als ob Leistungen an Wechselraten gemessen werden, Herr Dr Serles. Das spielt auch gern Herr Dr Boltz in den Wirtschaftsteilen von Zeitungen; er versucht, sich als erfolgreicher Mann darzustellen. Jetzt frage ich Sie ehrlich: Sind Wechselraten eine Bestätigung einer guten Energiepolitik? Sind nicht Wechselraten, wenn sie gering gehalten werden, ein Zeichen der Zufriedenheit der Konsumenten, Herr Dr Serles? (Abg Dr Wilfried Serles: ...Energiepolitik? Das ist aber wohl ein Blödsinn!) Ist Ihnen das nicht bewusst?

Herr Dr Schock! Gewinne - Werbung, da frage ich mich jetzt: Ist es am freien Markt in der Wirtschaft nicht legitim, für sein Produkt zu werben? Aber es ist schon legitim, dass zum Beispiel WIENSTROM seit dem Zeitpunkt, dass es am freien Markt tätig ist, durch die Tarifsenkungen jährlich 2 Milliarden ATS weniger an Einnahmen hat? Das habe ich von Ihnen hier nicht gehört. Sie verwenden nur populistisch jenes, das politisch in Ihr Konzept passt. (Abg Kurth-Bodo Blind: Na, und Sie nicht? - Heiterkeit bei der FPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Was die österreichische Stromlösung betrifft, hat heute unser LhptmSt Rieder in der Fragestunde ausführlich Stellung genommen. Die österreichische Stromlösung (Abg Johannes Prochaska: Der Kontrollausschuss...!) wurde kartellrechtlich von Brüssel geprüft und genehmigt. Eine Neuverhan-dlung der österreichischen Stromlösung, wie sie von vie-len, und auch vom Verbund, verlangt wird, würde wertvolle Zeit kosten, und es ist nicht sicher, dazu eine neuerliche Zustimmung zu bekommen, die steht in Frage. Ein Nichtzustandekommen der österreichischen Stromlö-sung wurde eine Zerschlagung der österreichischen Energiewirtschaft bedeuten, und dies würde wieder den Einstieg der ausländischen Energieversorger fördern, womit dann die ausländischen Konzerne in der österreichischen Energiewirtschaft bestimmen, und damit natürlich auch über “Unsere Wasserkraft“. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist sehr plakativ, wenn man hier sagt, dass jetzt der Verbund ins Kleinkundengeschäft einsteigen wird - minus 10 Prozent, so viel billiger wird er anbieten. Aber ich frage: Warum hat er es bis jetzt nicht getan? Der Verbund ist jetzt schon 
im Geschäft mit den Kleinkunden drinnen, im Ge-
schäft mit “Unsere Wasserkraft“ drinnen. Das ist eine Gemeinschaftsgesellschaft des Verbundes mit den Steirern, mit der ESTAG. Schauen Sie wieder bei Dr Boltz, dem Stromregulator, nach, wo “Unsere Wasserkraft“ auch hier steht. 

Ich möchte Ihnen in puncto Preise nur eines sagen: Holen Sie sich den letzten Ausdruck, um zu sehen, wie die Unterschiede verschmolzen sind. Hier haben Sie preismäßig keine Unterschiede mehr, und wenn, dann nur in ganz geringen Nuancen. Es hätte mich gefreut, wenn Sie hier mit diesem Taferl herausgegangen wären. (Der Redner hält eine Graphik in die Höhe. - Zwischenrufe beim BZW.) 

Ich werde aber da noch etwas dazusagen. Strompreise: Die Anhebung mit 1.1.2005 - (Der Redner deutet auf die Graphik.) hier sind die Netzpreise - haben die BEWAG, die SalzburgAG und die KELAG durchgeführt, aber nicht alles weitergegeben, wie es WIENSTROM jetzt getan hat. Weiter: Mit 1.4.2005 haben zwei EVU, zwei Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die volle Netzpreissenkung weitergegeben: Das war die EVN, das war WIENSTROM! (Abg Dr Wilfried Serles: ...die Erhöhung weitergegeben, die volle Erhöhung!) Die Vorarlberger Kraftwerke haben das sogar voll ausgeglichen mit ei-ner Steigerung des Energiepreises - das waren die Vorarlberger -, und die TIWAG hat auch die Strompreise an-gehoben und es ausgeglichen. (Abg Dr Wilfried Serles: ...hat die Senkung weitergegeben!) 

Der nächste Schritt bei den Netzpreissenkungen, der vom Stromregulator geplant ist, erfolgt am 1.7.2005. Da werden die ESTAG, die EnergieAG und die LinzAG die Preise senken, und wie man hört, werden auch diese drei Unternehmen nicht den vollen Vorteil an die Kunden weitergeben. Mit dem Enderfolg, dass die Position von WIENSTROM in Österreich eine noch bessere wird! (Abg Dr Wilfried Serles: Wollen Sie in Zukunft...?) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Kollege Fuchs ist hier herausgekommen und hat die Netzpreise und Strompreise kritisiert. (Abg Georg Fuchs: Sogar die E-Control sagt das!) Lieber Herr Abg Fuchs, ich muss Sie fragen: Gibt es innerhalb der ÖVP Kommunikationsschwierigkeiten? (Abg Dr Matthias Tschirf: Nein! - Abg Georg Fuchs: Der Chef der E-Control!) Sprechen Sie nicht miteinander? Dann werde ich Ihnen jetzt von Ihrer Energieexpertin hier eine Presseaussendung vorlesen - ich kann Ihnen das dann überreichen -, dass sie wissen, was Frau Nationalrätin Dr Ulrike Baumgartner-Gabitzer, ÖVP, in einer Presseaussendung gesagt hat. 

Ich werde es Ihnen vorlesen: „,Ich sehe in den Aussagen, die Wirtschaftskammerpräsident Christoph Leitl gestern vor Journalisten tätigte, rein politisch motivierte Stellungnahmen, mit denen er sich abseits der österreichischen und europäischen elektrizitätswirtschaftlichen Realität bewegt', kritisiert die Generalsekretärin des Ver-bandes der Elektrizitätsunternehmen..., Ulrike Baumgart-ner-Gabitzer (Abg Christian Oxonitsch: Neue Vorsitzende! - Zwischenrufe bei der ÖVP.), Forderungen nach weiteren Energie- und Netzpreissenkungen in Österreich. ,Ich kann nicht verstehen, dass ein Wirtschaftskammerpräsident kein Verständnis für die Mechanismen des Marktes aufbringt.’"

Es geht noch weiter, Herr Abg Fuchs: „Wie auch im zweiten Zwischenbericht der Bundeswettbewerbsbehörde zum österreichischen Strommarkt festgehalten wurde, wird das Niveau der heimischen Großhandelspreise nicht von den Kosten der Erzeugung in Österreich bestimmt, sondern von den Preisen an den Strombörsen in Leipzig und Graz, die von den deutschen Erzeugerpreisen getrieben sind. Und - so hält der Bericht zu den heimischen Energiepreisen fest: ,Die gestiegenen Großhandelspreise sind daher im Ausmaß der gestiegenen Primärenergiepreise gerechtfertigt.’" (Abg Georg Fuchs: Das ist der Strompreis und nicht der Netzpreis! Das ist der Preis der Ware, und nicht der Netzpreis!)
Die Aussage der Bundeswettbewerbsbehörde, Herr Abg Schock (Abg Georg Fuchs: Das Netz ist zu teuer!): „Tatsache ist, dass die Strom-Großhandelspreise für Baseload von Jänner bis April an der deutschen Strombörse in Leipzig gegenüber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres um rund 40 Prozent angestiegen sind. Nicht zuletzt spielt dabei schon derzeit die prognostizierte Verknappung der Erzeugung in ganz Europa und auch in Österreich eine Rolle. ,Von einem "Platz für die Verbilligung der Energiepreise" kann also keine Rede sein. Es ist naiv zu glauben, Österreich könne sich von diesem Markttrend auskoppeln', betont Baumgartner-Gabitzer." (Abg Georg Fuchs: Herr Kollege, Sie reden von der Ware Strom! Das Leitungsnetz...!)
Lieber Herr Abg Fuchs, sprechen Sie mehr! Sprechen Sie mit Ihrer Energiebeauftragten, mit Ihrer Energiesachverständigen Frau Ulrike Baumgartner-Gabitzer. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf von Abg Georg Fu-chs.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Nun zum vorliegenden Geschäftsstück, dem Entwurf eines Gesetzes über die Neuregelung des Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetzes 2005 aufgrund der mehrfachen Novellierung des ElWOGs, auch bedingt durch die neue Richtlinie des Europäischen Parlaments und Rates von 2003: Zwecks besserer Lesbarkeit wurde ein neues Landesgesetz ausgearbeitet, in das die letzte Novelle des ElWOGs, Bundesgesetzblatt 62/2004, eingearbeitet ist. 

Die “Unbundling“-Vorschriften, also die Vorschriften der Entflechtung, entsprechen dem einstimmigen Beschluss der Landeshauptleutekonferenz vom 1.12.2003 auf Minimal-Umsetzung der Richtlinie: Keine Zerschlagung von Synergien und keine Zerschlagung des Eigentums! Die vertikal integrierten Elektrizitätsunternehmen sind nur mehr zur rechtlichen Entflechtung verpflichtet. (Abg Georg Fuchs: Nehmen Sie das Beispiel der Telekom! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das bedeutet, dass die Netzbetreiber hinsichtlich ihrer Rechtsform, Organisation und Entscheidungsgewalt unabhängig von den übrigen Tätigkeitsbereichen sein müssen, die nicht mit der Übertragung beziehungsweise Verteilung zusam-menhängen. Für diese Neuorganisation des Unternehmens, von der auch WIENSTROM betroffen ist, muss spätestens bis 1.1.2006 die Landesregierung ein Unternehmen benennen, auf das die Konzession zum Betrieb des Netzes zu übertragen ist. 

Neben dieser “Unbundling“-Verpflichtung enthält der Entwurf eine Anpassung an das Ökostromgesetz. Da der gesamte Bereich von Ökostrom- und KWK-Förderung durch das Ökostromgesetz von der ursprünglichen Länderzuständigkeit in die Bundeskompetenz zu übertragen ist, sind diesbezügliche Regelungen im bisherigen Wiener Landesgesetz nicht mehr gültig und wurden daher entfernt. 

Weiters enthält der Entwurf Pflichten des Verteilnetzbetreibers, das Netz so auszubauen, dass es langfristig den Erfordernissen entspricht und durch kurzfristige Um-schaltmaßnahmen Störungen in der Regel zu beheben sind. (Abg Kurth-Bodo Blind: Wird das jetzt eine Lesung, oder wie?) Diese Verpflichtung wurde aufgrund zunehmenden wirtschaftlichen Drucks durch die Regulatorkürzungen und der jährlich steigenden Stromverbrauchszuwächse von 3 Prozent österreichweit und 2,2 Prozent in Wien - das ist die Leistung eines durchschnittlichen Donaukraftwerkes - vorgenommen. (Abg Georg Fuchs: Sie sind überzogen!) 

Im Wissen über die Notwendigkeit der Versorgungssicherheit und den Umsetzungsbedarf der Bestimmungen über die Entflechtung ersuche ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Dr Serles gemeldet. Ich erteile ihm das Wort und bemerke, dass die Redezeit 3 Minuten beträgt.

Abg Dr Wilfried Serles (Bündnis Zukunft Wien - Die Stadtpartei): Herr Kollege Juznic hat gesagt, Wien hätte die günstigsten Strompreise Österreichs. Ich möchte das tatsächlich berichtigen. 

Ich habe hier den ersten Zwischenbericht der Bundeswettbewerbsbehörde vom November 2004, der (Abg Peter Juznic: 1.1.2005...!) - November 2004! - die Entwicklung der Energiepreise, der Energieversorger (Zwischenrufe bei der SPÖ.) im Vergleich mit den Local Playern bei 3 500 Kilowattstunden pro Jahr zeigt. (Abg Harry Kopietz: Überaltert wie die FPÖ!) Da geht es, Herr Kollege Kopietz, um die Leute, von denen Sie behaupten, Sie würden sie politisch vertreten. (Abg Harry Kopietz: Das ist so alt!) 

Auch wenn die Graphik sehr klein ist, Kollege Kopietz (Der Redner hält wieder das bereits zuvor gezeigte Blatt Papier im A4-Format in die Höhe.) - und ich gestehe Ihnen zu, es ist eine Zumutung, das so weit weg zu lesen, aber vielleicht geht sich das mit der Altersweitsicht aus -, auch wenn die Graphik sehr klein ist, sieht man zwei Dinge ganz klar. Da oben liegt die Wien Energie, gleichauf mit der Energie Graz GmbH, und dort unten, ganz unten, liegen die Vorarlberger, die sind um 44 Pro-zent billiger als die Wien Energie. Alle anderen EVUs liegen irgendwo dazwischen, jedenfalls im Preissegment 3 500 Kilowattstunden pro Jahr.

Noch einmal: Der typische Haushalt, die Leute, von denen Sie behaupten, Sie würden sie politisch vertreten - in allen anderen Bundesländern billiger als in Wien! So schaut's aus: Wien ist anders, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall beim BZW.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abg Juznic hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Abg Serles, Sie arbeiten hier mit alten Hüten. Sie kommen mit Zahlen vom November. Ich würde Sie ersuchen, legen Sie die Zahlen mit 1.4.2005 vor, wo auch WIENSTROM die Netzpreise gesenkt hat, wo WIENSTROM das voll an den Konsumenten weitergegeben hat. (Beifall bei der SPÖ. – Widerspruch beim BZW und bei der ÖVP.) Legen Sie dazu auch vor, dass in der Zwischenzeit andere EVUs erhöht haben, dass sie die Senkung des Netzpreises mehr als kompensiert haben. Das wäre ehrlich. (Bei-fall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 


Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Berichterstatter das Schlusswort. – (Berichterstatter Dr Kurt Stürzenbecher: Ich verzichte!) Er verzichtet. Okay. Wir kommen dann gleich zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorla-ge einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung gegen die Stimmen der ÖVP, des BZW, der GRÜNEN, mit den Stimmen der SPÖ und der FPÖ angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 16.03 Uhr.)
